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Gesetzblatt
der
Freien Hansestadt Bremen

2020

Verkiindet am 7. Dezember 2020 Nr. 147

Gesetz zur Anderung des Bremischen Polizeigesetzes und weiterer Gesetze

Vom 24. November 2020

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Blrgerschaft (Landtag)
beschlossene Gesetz:

) Artikel 1
Anderung des Bremischen Polizeigesetzes

Das Bremische Polizeigesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
6. Dezember 2001 (Brem.GBI. S.441; 2002, S. 47 — 205-a-1), das zuletzt durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 2. April 2019 (Brem.GBI. S.169) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltsangabe wird wie folgt gefasst:

,Erster Teil: Das Recht der Polizei

1. Abschnitt: Aufgaben und allgemeine Vorschriften

§1
§2
§3
§4
§5
86
§7
§8
§9

Aufgaben der Polizei

Begriffsbestimmungen

Grundsatz der Verhaltnismafigkeit

Ermessen, Wahl der Mittel

Verantwortlichkeit fur das Verhalten von Personen
Verantwortlichkeit fur den Zustand von Sachen
Inanspruchnahme nicht verantwortlicher Personen
Verantwortlichkeit nach anderen Vorschriften
Legitimations- und Kennzeichnungspflicht

2. Abschnitt: Allgemeine und besondere Befugnisse der Polizei

§10
§11
§12

§13

Allgemeine Befugnisse
Platzverweisung; Betretens- und Aufenthaltsverbot

Wohnungsverweisung und Riuckkehrverbot zum Schutz vor hauslicher
Gewalt

Gewahrsam
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8 14 Richterliche Entscheidung
8 15 Rechte bei Freiheitsentziehungen
8§ 16 Dauer der Freiheitsentziehung
8 17 Durchsuchung von Personen
§ 18 Durchsuchung von Sachen
819 Betreten und Durchsuchung von Wohnungen
8§ 20 Verfahren beim Betreten und bei der Durchsuchung von Wohnungen
§ 21 Sicherstellung
§ 22 Durchfuhrung der Sicherstellung
§ 23 Verwertung, Einziehung, Vernichtung
8§ 24 Herausgabe sichergestellter Sachen oder des Erloses
3. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen zur Verarbeitung personenbezogener
Daten
1. Unterabschnitt: Datenerhebung
§ 25 Grundsatze
8§ 26 Allgemeine Befugnisse
§ 27 Identitatsfeststellung, Priifung von Berechtigungsscheinen
§ 28 Kontrollstellen
8§ 29 Erkennungsdienstliche Mal3nhahmen
§ 30 Vorladung
§ 31 Befragung und Auskunftspflicht

§ 32 Datenerhebung bei 6ffentlichen Veranstaltungen und Ansammlungen
sowie an besonders gefahrdeten Objekten, Orten und Anlagen

§ 33 Datenverarbeitung durch den Einsatz kérpernah getragener oder an
polizeilich genutzten Fahrzeugen befestigter Aufnahmegerate

§ 34 Datenerhebung innerhalb von polizeilich genutzten Raumen und
Fahrzeugen

2. Unterabschnitt: Besondere Mittel und Methoden der Datenerhebung
8§ 35 Datenerhebung mit besonderen Mitteln und Methoden

8§ 36 Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung

§ 37 Schutz von Berufsgeheimnistragern

§ 38 Parlamentarische Kontrolle; Berichtspflicht

§ 39 Polizeiliche Beobachtung

840 Datenerhebung durch Observation

8§ 41 Datenerhebung durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel

§ 42 Telekommunikationsiberwachung und Eingriff in die
Telekommunikation
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8 43 Verkehrsdatenerhebung, Nutzungsdatenerhebung und Standort-
ermittlung

§ 44 Bestandsdatenerhebung

8 45 Anordnung von TelekommunikationsmalRnahmen

8§ 46 Datenerhebung durch Vertrauenspersonen

8§ 47 Datenerhebung durch den Einsatz verdeckt ermittelnder Personen
§ 48 Datenabgleich

8 49 Datenabgleich mit anderen Dateien

3. Unterabschnitt: Weiterverarbeitung

8§ 50 Datenweiterverarbeitung; Zweckbindung; Zweckanderung

8§ 51 Weiterverarbeitung zu besonderen Zwecken

§ 52 Kennzeichnung

4. Unterabschnitt: Datentbermittlung

§ 53 Allgemeine Voraussetzungen der Datenlibermittlung

8§ 54 Automatisiertes Abrufverfahren; Datenverbund

§ 55 Datenubermittlung im Inland und innerhalb der Europaischen Union
8§ 56 Bereitstellung von Daten an Kontrollgremien

§ 57 Ubermittlung von Daten durch nicht 6ffentliche Stellen an den
Polizeivollzugsdienst

5. Unterabschnitt: Berichtigung, L6schung und Einschrankung der Daten-
verarbeitung

8§ 58 Berichtigung, Loschung und Einschrankung der Datenverarbeitung
4. Abschnitt: Besondere Bestimmungen fur Verarbeitungen zu Zwecken gemaf
Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680
1. Unterabschnitt: Anwendungsbereich, Grundsatze der Datenverarbeitung
8§ 59 Anwendungsbereich
8§ 60 Grundsatze der Datenverarbeitung
8§ 61 Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten
8§ 62 Profiling; automatisierte Einzelentscheidung
8 63 Anforderungen an die Sicherheit der Datenverarbeitung

8§ 64 Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten
an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fur Daten-
schutz und Informationsfreiheit

8 65 Unterrichtung der betroffenen Person bei Verletzungen des Schutzes
personenbezogener Daten



Nr. 147 Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 7. Dezember 2020 1489

2. Unterabschnitt: Datenibermittlungen an Drittstaaten und an internatio-
nale Organisationen

§ 66

§ 67
§ 68
§69

8§70

Allgemeine Voraussetzungen der Datentbermittlung an Drittstaaten
und an internationale Organisationen

Voraussetzungen der Datentbermittlung bei geeigneten Garantien
Voraussetzungen der Datentbermittlung ohne geeignete Garantien

Datenubermittiung an fir Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder
Strafvollstreckung zustandige Stellen in Drittstaaten

Datenubermittlung an sonstige Stellen in Drittstaaten

3. Unterabschnitt: Rechte der betroffenen Person

§71
§72
§73
§74

§75

Allgemeine Informationspflicht
Unterrichtung betroffener Personen
Auskunftsrecht

Rechte auf Berichtigung und Léschung sowie Einschrankung der
Verarbeitung

Verfahren fur die Austibung der Rechte der betroffenen Person

4. Unterabschnitt: Pflichten der Polizei und Auftragsverarbeiter

§76
8§77
§78
8§79
§ 80
§81
§ 82

Pflichten der Polizei

Gemeinsame Verantwortlichkeit
Auftragsverarbeitung

Verarbeitung auf Weisung; Datengeheimnis
Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten
Protokollierung

Durchfiihrung einer Datenschutz-Folgenabschatzung

5. Unterabschnitt: Die oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und
Informationsfreiheit

§ 83
§ 84
§ 85
§ 86
§ 87
§ 88

§ 89
§90
§91

Aufsichtsbehdrde
Aufgaben
Befugnisse
Anhdrung
Anrufung

Rechtsschutz gegen Entscheidungen der oder des Landesbeauf-
tragten oder bei deren oder dessen Untatigkeit

(weggefallen)
Tatigkeitsbericht und parlamentarische Ersuchen
Gegenseitige Amtshilfe

6. Unterabschnitt: Datenschutzbeauftragte der Polizei

§92

Benennung
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6.

7.

8.
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§ 93 Stellung

§ 94 Aufgaben

7. Unterabschnitt: Haftung und Sanktionen

8§ 95 Schadensausgleich bei Datenschutzverletzungen
8§ 96 Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften
Abschnitt Vollzugshilfe

§ 97 Vollzugshilfe

§ 98 Verfahren

8 99 Vollzugshilfe bei Freiheitsentziehungen
Abschnitt Zwang

§ 100 Allgemeines

§ 101 Unmittelbarer Zwang

§ 102 Handeln auf Anordnung

§ 103 Hilfeleistung fir Verletzte

§ 104 Androhung unmittelbaren Zwangs

§ 105 Fesselung von Personen

§ 106 Fixierung von Personen

§ 107 Allgemeine Vorschriften fur den Schusswaffengebrauch
§ 108 Schusswaffengebrauch gegen Personen

Abschnitt Polizeiverordnungen

§ 109 Begriff

§ 110 Zustandigkeit

8§ 111 Vorlagepflicht - Zustimmungserfordernis

§ 112 Selbsteintrittsrecht der Fachaufsichtsbehdrde

§ 113 Inhaltliche Grenzen

8 114 Formerfordernisse

§ 115 BuBgeldvorschrift

8§ 116 Geltungsdauer von Polizeiverordnungen

Abschnitt: Schadensausgleich, Erstattungs- und Ersatzanspriiche

8§ 117 Zum Schadensausgleich verpflichtende Tatbestande

§ 118 Schadensausgleich bei Vermogensschéden und bei Freiheits-
entziehung

8§ 119 Schadensausgleich bei Gesundheitsschaden
8 120 Verjahrung des Ausgleichsanspruchs
8 121 Ausgleichspflichtiger; Erstattungsanspriiche

1490
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§ 122 Ruckgriff gegen den Verantwortlichen
8 123 Rechtsweg

Zweiter Teil: Organisation der Polizei

1.

Abschnitt Polizeihoheit und Aufgabenverteilung

§ 124 Trager der Polizeihoheit
§ 125 Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben
Abschnitt Polizeibehdrden

§ 126 Allgemeine Polizeibehdrden

§ 127 Sonderpolizeibehorden

§ 128 Gliederung der allgemeinen Polizeibehérden
§ 129 Kommunaler Ordnungsdienst

8 130 Aufsicht Uber die Polizeibehtrden

Abschnitt Polizeivollzugsdienst

§ 131 Weisungsrecht, Selbsteintritt, Unterrichtungspflicht

§ 132 Polizeivollzugsdienst des Landes

§ 133 Aufgaben der Polizei Bremen

§ 134 Aufgaben des Landeskriminalamts

§ 135 Vollzugspolizeiliche Aufgaben des Senators fir Inneres
8§ 136 Polizeivollzugsdienst der Stadtgemeinde Bremerhaven
§ 137 Unterstitzung und gemeinsamer Einsatz

§ 138 Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfspolizeibeamte

8 139 Aufsicht Uber den Polizeivollzugsdienst

Abschnitt Zustandigkeiten

§ 140 Ortliche Zustandigkeit
§ 141 Sachliche Zustandigkeit
§ 142 AulRRerordentliche sachliche Zustandigkeit

§ 143 Amtshandlungen von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamten anderer La&nder und des Bundes

§ 144 Amtshandlungen von bremischen Polizeivollzugsbeamtinnen und

1491

Polizeivollzugsbeamten aul3erhalb des Zustandigkeitsbereichs des

Landes Bremen
Abschnitt: Zuverlassigkeitsuberprifung

8 145 Zuverlassigkeitstiberpriufungen bei Behérden des Polizeivollzugs-

dienstes

Dritter Teil: Die Kosten der Polizei

§ 146 Kosten
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Vierter Teil: Ubergangs- und Schlussbestimmungen
§ 147 Uberleitung der Zustandigkeiten

§ 148 Weitergeltung von Polizeiverordnungen und anderen Rechts-
vorschriften

§ 149 Anwendung unmittelbaren Zwanges durch Nichtpolizeibehdrden
§ 150 Evaluation
§ 151 Einschrdnkung von Grundrechten
§ 152 Inkrafttreten; Aul3erkrafttreten”
2. In 81 wird die Angabe ,88 37 bis 39" durch die Angabe ,88 97 bis 99 ersetzt.

3. § 2 wird wie folgt geandert:

a) Nach den Wortern ,Im Sinne dieses Gesetzes ist“ werden die Worter
.beziehungsweise sind“ eingeflgt.

b) Nummer 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Die Angabe ,8 70" wird durch die Angabe ,8 132" ersetzt.

bb) Die Angabe ,8 64 Abs. 2 wird durch die Angabe ,8 125 Absatz 2“
ersetzt.

cc) Nach dem Wort ,und” werden die Worter ,Beamtinnen oder*
eingefilgt.

dd) Nach dem Wort ,ferner” werden die Worter ,Hilfspolizeibeamtinnen
oder” eingefugt.

ee) Die Angabe ,8 76" wird durch die Angabe ,8 138" ersetzt.
c) Der Nummer 3 wird folgender Buchstabe e angefiigt:

»€) dringende Gefahr:
eine erhebliche Gefahr, die im Hinblick auf das Ausmalf} des zu erwarten-
den Schadens und die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts erhdht
ist;”

d) In Nummer 4 und Nummer 5 Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe dd wird der
Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.

e) Nummer 6 wird zu Nummer 8 und wie folgt gefasst:

»8. Kontakt- oder Begleitperson:
eine Person, die mit einer anderen Person, von der Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass von ihr eine Gefahr ausgeht oder dass sie
Straftaten von erheblicher Bedeutung begehen wird, in einer Weise in
Verbindung steht, welche die Erhebung ihrer personenbezogenen Daten
zur Abwehr dieser angenommenen Gefahr oder zur Verhttung dieser
angenommenen Straftaten erfordert; vorausgesetzt sind konkrete
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Tatsachen fur eine individuelle Nahe zur Gefahrenlage oder zu den
Straftaten;”

f)  Nach Nummer 5 werden folgende Nummern 6 und 7 eingefiugt:

,0. Straftaten erheblichen Umfanges:
am selben Ort und innerhalb eines engen zeitlichen Zusammenhangs
von mehreren Personen, nicht notwendiger Weise gemeinschatftlich,
begangene Straftaten nach

a)
b)

c)

d)

den 88 177 und 178 des Strafgesetzbuches,
den 88 223, 224, 226, 231 des Strafgesetzbuches,

den 88 244 Absatz 1 Nummer 1, 249, 250, 251, 252, 253, 255 des
Strafgesetzbuches oder

den 88 125 und 125a des Strafgesetzbuches.

7. terroristische Straftat:
eine Straftat nach

a)

b)
c)

d)

f)

9)

den 88 211 oder 212 des Strafgesetzbuches oder 88 6,7, 8, 9, 10, 11
oder 12 des Volkerstrafgesetzbuches,

8 226 des Strafgesetzbuches,
8 239a oder des § 239b des Strafgesetzbuches,

den 88 303b, 305, 305a, 306, § 308 Absatz 1 bis 4, § 309 Absatz 1
bis 5, 313, 314, 315 Absatz 1, 3 oder 4, § 316b Absatz 1 oder 3,
8§ 316¢ Absatz 1 bis 3 oder § 317 Absatz 1 des Strafgesetzbuches,

§ 330a Absatz 1 bis 3 des Strafgesetzbuches,

8 19 Absatz 1 bis 3, 8 20 Absatz 1 oder 2, § 20a Absatz 1 bis 3, § 19
Absatz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 Nummer 2, § 20 Absatz 1 oder 2
oder § 20a Absatz 1 bis 3, jeweils auch in Verbindung mit § 21, oder
nach 8§ 22a Absatz 1 bis 3 des Gesetzes uber die Kontrolle von
Kriegswaffen oder nach

8 51 Absatz 1 bis 3 des Waffengesetzes

bei Begehung im In- oder Ausland, wenn der Versuch oder die Begehung
der Straftat dazu bestimmt ist,

a)

b)

c)

die Bevolkerung auf erhebliche Weise einzuschiichtern,

eine Behorde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit
Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt zu nétigen oder

die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder
sozialen Grundstrukturen der Freien Hansestadt Bremen, der
Bundesrepublik Deutschland, eines anderen Landes oder Staates
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oder einer internationalen Organisation zu beseitigen oder erheblich
zu beeintrachtigen,

und die Straftat durch die Art ihrer Begehung oder durch ihre Aus-
wirkungen die Freie Hansestadt Bremen, die Bundesrepublik Deutsch-
land, ein anderes Land, einen anderen Staat oder eine internationale
Organisation erheblich schadigen kann;*

g) Nach Nummer 8 werden die folgenden Nummern 9 bis 25 eingeftigt:

9.

10.

11.

12.

13.

personenbezogene Daten:

alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare
naturliche Person (betroffene Person) beziehen. Als identifizierbar wird
eine naturliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere
mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kenn-
nummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder
mehreren besonderen Merkmalen, die Ausdruck der physischen, physio-
logischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder
sozialen ldentitat dieser naturlichen Person sind, identifiziert werden
kann;

Verarbeitung:

jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeftihrte Vorgang
oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personen-
bezogenen Daten, wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das
Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veranderung, das Aus-
lesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Ubermitt-
lung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, der Abgleich
oder die Verknupfung, die Einschrankung, das Loschen oder die Ver-
nichtung, jeweils auch durch Angestellte der Behdrden des Polizeivoll-
zugsdienstes;

Einschrankung der Verarbeitung:
die Markierung gespeicherter personenbezogener Daten mit dem Ziel,
ihre kunftige Verarbeitung einzuschréanken;

Profiling:

jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, die
darin besteht, dass diese personenbezogenen Daten verwendet werden,
um bestimmte personliche Aspekte, die sich auf eine natirliche Person
beziehen, zu bewerten, insbesondere um Aspekte bezliglich Arbeits-
leistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, perstnliche Vorlieben, Inte-
ressen, Zuverlassigkeit, Verhalten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel
dieser naturlichen Person zu analysieren oder vorherzusagen;

Pseudonymisierung:

Die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass die
personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung zusatzlicher Informatio-
nen nicht mehr einer spezifischen betroffenen Person zugeordnet
werden kdnnen, sofern diese zusatzlichen Informationen gesondert auf-
bewahrt werden und technischen und organisatorischen MalRnahmen
unterliegen, die gewéhrleisten, dass die personenbezogenen Daten nicht
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15.
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18.

19.

20.
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einer identifizierten oder identifizierbaren natirlichen Person zugewiesen
werden;

Dateisystem:

jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach
bestimmten Kriterien zuganglich sind, unabhangig davon, ob diese
Sammlung zentral, dezentral oder nach funktionalen oder geografischen
Gesichtspunkten geordnet gefuhrt wird;

Auftragsverarbeiter:

eine naturliche oder juristische Person, Behoérde, Einrichtung oder
andere Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag der Polizei
verarbeitet;

empfangende Stelle:

eine naturliche oder juristische Person, Behoérde, Einrichtung oder
andere Stelle, der personenbezogene Daten offengelegt werden, unab-
hangig davon, ob es sich bei ihr um einen Dritten handelt oder nicht.
Behorden, die im Rahmen eines bestimmten Untersuchungsauftrags
nach dem Unionsrecht oder anderen Rechtsvorschriften méglicherweise
personenbezogene Daten erhalten, gelten jedoch nicht als empfangende
Stelle. Die Verarbeitung dieser Daten durch die genannten Behérden
erfolgt im Einklang mit den geltenden Datenschutzvorschriften gemani
den Zwecken der Verarbeitung;

Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten:

eine Verletzung der Sicherheit, die zur Vernichtung, zum Verlust oder zur
Veranderung, ob unbeabsichtigt oder unrechtmafiig, oder zur unbefugten
Offenlegung von bzw. zum unbefugten Zugang zu personenbezogenen
Daten oder zum unbefugten Zugriff auf diese fuhrt, die Gbermittelt,
gespeichert oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden;

genetische Daten:

personenbezogene Daten zu den ererbten oder erworbenen genetischen
Eigenschaften einer natirlichen Person, die eindeutige Informationen
Uber die Physiologie oder die Gesundheit dieser nattrlichen Person
liefern und insbesondere aus der Analyse einer biologischen Probe der
betreffenden nattrlichen Person gewonnen wurden;

biometrische Daten:

mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personenbezogene
Daten zu den physischen, physiologischen oder verhaltenstypischen
Merkmalen einer natirlichen Person, die die eindeutige Identifizierung
dieser naturlichen Person erméglichen oder bestétigen, wie Gesichts-
bilder oder daktyloskopische Daten;

Gesundheitsdaten:

personenbezogene Daten, die sich auf die kdrperliche oder geistige
Gesundheit einer nattrlichen Person, einschlief3lich der Erbringung von
Gesundheitsdienstleistungen, beziehen und aus denen Informationen
Uber deren Gesundheitszustand hervorgehen;
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21. besondere Kategorien personenbezogener Daten:
Daten, aus denen die ethnische oder eine zugeschriebene rassische
Herkunft, politische Meinungen, religiose oder weltanschauliche Uber-
zeugungen oder die Gewerkschaftszugehorigkeit hervorgehen sowie
genetische Daten, biometrische Daten zur eindeutigen Identifizierung
einer naturlichen Person, Gesundheitsdaten und Daten zum Sexualleben
oder zur sexuellen Orientierung;

22. Aufsichtsbehdrde:
eine von einem Mitgliedstaat der Européischen Union nach Artikel 41 der
Richtlinie (EU) 2016/680 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 27. April 2016 zum Schutz nattrlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten durch die zustandigen Behérden zum
Zwecke der Verhiutung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von
Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr
und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/J1 des Rates
(ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 89) eingerichtete unabhangige staatliche
Stelle;

23. internationale Organisation:
eine volkerrechtliche Organisation und ihre nachgeordneten Stellen oder
jede sonstige Einrichtung, die durch eine zwischen zwei oder mehr
Staaten geschlossene Ubereinkunft oder auf der Grundlage einer
solchen Ubereinkunft geschaffen wurde;

24. Handlungen hauslicher Gewalt:
alle Handlungen korperlicher, sexueller, psychischer oder wirtschaftlicher
Gewalt, die innerhalb der Familie oder des Haushalts oder zwischen
friheren oder derzeitigen Eheleuten oder Partnerinnen beziehungsweise
Partnern vorkommen, unabhangig davon, ob der Tater beziehungsweise
die Taterin denselben Wohnsitz wie das Opfer hat oder hatte.

25. Vitalfunktionen:
die Atmung, die Kdrpertemperatur, arterieller Puls und arterieller Blut-
druck.”

4. In § 8 wird die Angabe ,88 10 bis 35" durch die Angabe ,88 10 bis 47" ersetzt.
5. Der bisherige § 9 wird § 151 und wie folgt gefasst:

»3 151
Einschrankung von Grundrechten

Durch dieses Gesetz werden die Grundrechte

1. auf korperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes),

2. auf Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes),
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3. auf Unverletzlichkeit des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel
10 des Grundgesetzes),

4. auf Freizligigkeit (Artikel 11 des Grundgesetzes) und
5. auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes)
eingeschrankt."
6. Nach § 8 wird folgender § 9 eingeflgt:
.89

Legitimations- und Kennzeichnungspflicht

(1) Auf Verlangen einer von einer Malinahme betroffenen Person haben
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte sowie Hilfspolizeibeamtinnen
und -beamte einen Dienstausweis vorzuzeigen, soweit der Zweck der Mal3-
nahme hierdurch nicht gefahrdet wird oder Gberwiegende schutzwiirdige Belange
der Beamtinnen oder Beamten dadurch nicht beeintréachtigt werden. Beim Ein-
satz in Zivilkleidung erfolgt dies unaufgefordert.

(2) In Einsatzeinheiten der Bereitschaftspolizei und Alarmeinheiten tragen
Polizeivollzugsbedienstete des Landes und der Stadtgemeinden an ihren Ein-
satzanzigen eine jederzeit sichtbare personenbezogene Riicken- und Front-
kennzeichnung, welche die nachtragliche taktische und individuelle Zuordnung
ermaglicht.

(3) Die Kennzeichnung nach Absatz 2 ist regelmalig neu zu vergeben. Eine
Kennzeichnung wird sofort neu vergeben, sofern Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass eine Gefahr fur Leib, Leben oder Freiheit von Polizeivollzugsbeam-
tinnen oder -beamten oder flr ihre ndchsten Angehdrigen besteht. Liegen Tat-
sachen im Sinne des Satzes 2 vor Beginn der Mal3nahme vor, kann die Behor-
denleitung oder von ihr besonders beauftragte Beamtinnen oder Beamte der
Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt eine Ausnahme von der Kenn-
zeichnung fur diese Mal3Bhahme anordnen. Diese Anordnung ist zu begriinden
und dem Senator fur Inneres zu Ubermitteln. Die Zuordnung der Kennzeichen zu
der Identitéat der Polizeivollzugsbeamtinnen oder -beamten ist zwei Jahre nach
dem letzten Einsatz der Kennzeichnung zu Idschen, sofern sie nicht Gegenstand
eines Straftaten-, Ordnungswidrigkeiten- oder Disziplinarverfahrens oder eines
Verfahrens bei der oder dem unabhangigen Polizeibeauftragten fir die Freie
Hansestadt Bremen ist. Auskinfte tGber die Zuordnung der Kennzeichnung zu
der Identitat der Polizeivollzugsbeamtinnen oder -beamten durfen nur anlasslich
der Einleitung eines Verfahrens nach Satz 5 oder unter den Voraussetzungen
des Artikels 6 Absatz 1 Buchstabe f der Verordnung (EU) 2016/679 des Euro-
paischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz nattrlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung,
ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom
23.5.2018, S. 2) aufgrund der Anordnung der Behérdenleitung an die zustan-
digen Stellen Ubermittelt werden. Die betroffenen Polizeivollzugsbeamtinnen
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oder -beamten sind Uber die empfangende Stelle, die Gbermittelten Daten und
den Zweck der Ubermittlung zu informieren.

(4) Der Senator fir Inneres trifft ergdnzende Regelungen zu Inhalt, Umfang
und Ausnahmen von diesen Verpflichtungen sowie der standigen Verfiugbarkeit
der Kennzeichnung durch Verwaltungsvorschrift.”

7. Die Uberschrift des 2. Abschnitts wird wie folgt gefasst: ,2. Abschnitt: Allgemeine
und besondere Befugnisse der Polizei“.

8. Die Uberschrift ,1. Unterabschnitt: Allgemeine und besondere Befugnisse der
Polizei* wird gestrichen.

9. In 8§10 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,88 11 bis 35" ersetzt durch die Angabe
,38 11 bis 70“.

10. Die 88 11 bis 13 werden die 88§ 27 bis 31.
11. 8 14 wird § 11 und wie folgt geéndert:

a) Der Uberschrift werden die Worter ,; Betretens- und Aufenthaltsverbot*
angefugt.

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Worter ,Die Platzverweisung" durch die
Worter ,Das Betretens- und Aufenthaltsverbot” ersetzt.

12. 8§ 14a wird 8 12 und wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,gegenwartigen” gestrichen.

b) In Absatz 1 Satz 4 und in Absatz 4 Satz 1 wird jeweils die Angabe ,§ 14*
durch die Angabe ,8 11" ersetzt.

c) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort ,ziel“ durch das Wort ,Ziel* ersetzt.
d) Folgender Absatz 6 wird angefugt:

»(6) Die Einhaltung eines Ruckkehrverbotes soll mindestens einmal
wahrend seiner Geltung Uberprift werden.”

13. 8 15 wird 8 13 und Absatz 1 Satz 1 wie folgt geéndert:

a) In Nummer 1 werden die Worter ,Leib und Leben* durch die Worter ,Leib
oder Leben* ersetzt.”

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

»3. zur Durchsetzung einer Platzverweisung oder eines Betretens- und
Aufenthaltsverbotes,”

c) In Nummer 4 wird die Angabe ,8 14a“ durch die Angabe ,8 12“ ersetzt.

14. 8 16 wird 8§ 14 und in Absatz 1 werden die Worter ,8 11 Abs. 2 Nr. 5 oder 8 oder
von 8 12 Abs. 3 festgehalten oder zur Dienststelle gebracht oder aufgrund 8§ 15
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Abs.” durch die Worter ,,.8 27 Absatz 2 Nummer 5 und 8 oder von 8 30 Absatz 3
festgehalten oder zur Dienststelle gebracht oder aufgrund § 13 Absatz” ersetzt.

15. 8 17 wird 8 15 und wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,8 11 Abs. 2 Nr. 5 und 8, § 12 Abs. 3 oder
8§ 15" durch die Worter ,§ 27 Absatz 2 Nummer 5 und 8, 8 30 Absatz 3 oder
§ 13“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden vor dem Wort ,einen“ die Woérter ,eine Rechtsanwal-
tin oder” eingefuigt und wird das Wort ,benachrichtigen“ durch das
Wort ,unterrichten” ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,Benachrichtigung” durch das Wort ,Unter-
richtung” ersetzt.

cc) In Satz 3 wird das Wort ,,Benachrichtigungspflicht* durch das Wort
~unterrichtungspflicht” ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird jeweils das Wort ,Benachrichtigung“ durch das Wort
zunterrichtung” ersetzt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort ,sie” die Warter ,eine Betreuerin
oder” eingefuigt und wird das Wort ,benachrichtigen“ durch das Wort
Lunterrichten” ersetzt.

16. 8 18 wird 8 16 und Absatz 1 wie folgt gedndert:
a) In Nummer 3 wird das Komma durch einen Punkt ersetzt.

b) Nach Nummer 3 wird der restliche Satzteil durch den nachfolgenden
Satz ersetzt:

.In jedem Falle ist die Person spatestens bis zum Ende des Tages nach dem
Tage des Ergreifens zu entlassen, wenn nicht vorher die Fortdauer der Frei-
heitsentziehung auf Grund von § 13 Absatz 1 Nummer 2 oder auf Grund
eines anderen Gesetzes richterlich angeordnet worden ist.”

c) Nach dem neuen Satz 2 werden folgende Séatze angefugt:

,Uber das Ende des Tages nach dem Ergreifen hinaus kann die Fortdauer
der Freiheitsentziehung auf Grund von § 13 Absatz 1 Nummer 2 durch
richterliche Entscheidung nur angeordnet werden, wenn Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass die betroffene Person Straftaten von erheb-
licher Bedeutung begehen oder sich hieran beteiligen wird; die Dauer der
Freiheitsentziehung darf in diesen Fallen 96 Stunden nicht Uberschreiten. Vor
der richterlichen Anordnung einer Dauer von tber 24 Stunden soll der in
Gewahrsam genommenen Person ein Rechtsbeistand beigeordnet werden.*”
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17. 8 19 wird § 17 und wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. sie nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften festge-
halten wird,"

bb) In Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,8 23“ durch die Angabe
.8 21“ ersetzt.

cc) Satz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
»4. die Voraussetzungen von § 27 Absatz 1 Nummer 2 vorliegen,”

dd) In Satz 1 Nummer 5 werden die Worter ,8 11 Abs. 1 Nr. 4* durch die
Worter ,§ 27 Absatz 1 Nummer 4“ ersetzt.

ee) In Satz 2 wird die Angabe ,8 11 Abs. 2 Nr. 6" durch die Angabe ,8§ 27
Absatz 2 Nummer 6“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 2 werden die Worter ,der Betroffene* durch die Worter ,die
betroffene Person® ersetzt.

bb) Folgende Satze werden angefigt:

cc) ,Die zwingenden Grunde fur die Entkleidung sind nachvollziehbar zu
dokumentieren. Der betroffenen Person soll ermdglicht werden,
Ober- und Unterkdrper nacheinander zu entkleiden und die
Bekleidung des ersten Korperbereichs vor der Entkleidung des
zweiten Korperbereichs wieder anzulegen.”

c) In Absatz 3 werden nach dem Wort ,.Schutz* die Wdrter ,der Beamtin oder”
eingefigt.

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Kann die Durchsuchung das Schamgefuhl verletzen, so soll sie von
einer Person gleichen Geschlechts oder von einer Arztin oder einem Arzt
vorgenommen werden. Bei berechtigtem Interesse soll dem Wunsch, die
Durchsuchung einer Person oder einer Arztin oder einem Arzt bestimmten
Geschlechts zu Ubertragen, entsprochen werden. Auf Verlangen der betroffe-
nen Person soll eine Person des Vertrauens zugelassen werden. Die betrof-
fene Person ist auf die Regelungen der Satze 2 und 3 hinzuweisen. Die
Satze 1 bis 4 gelten nicht, wenn die sofortige Durchsuchung zur Abwehr
einer Gefahr fur Leib oder Leben erforderlich ist.”



Nr. 147 Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 7. Dezember 2020 1501

18. 8 20 wird 8 18 und Absatz 1 wie folgt gedndert:

a) In Nummer 1 und Nummer 2 Buchstabe d wird jeweils die Angabe ,§ 19*
durch die Angabe ,8 17" ersetzt.

b) In Nummer 4 werden die Worter ,8§ 11 Abs. 1 Nr. 3" durch die Worter ,§ 27
Absatz 1 Nummer 3“ ersetzt.

19. 8§ 21 wird 8§ 19 und wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»L. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihr eine Person
befindet, die nach 8 30 Absatz 3 vorgefihrt oder nach § 13 in
Gewahrsam genommen werden darf,”

bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,8 23 Nr. 2* durch die Angabe ,§ 21
Nummer 2" ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worter ,§ 104 Abs. 3 der Strafprozessordnung*
ersetzt durch die Worter ,umfasst sind die Stunden von neun Uhr abends

bis sechs Uhr morgens*.
c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) Die Worter ,,(Artikel 13 Absatz 7 des Grundgesetzes)” werden
gestrichen.

bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort ,verurteilte” die Worter ,Straf-
taterinnen oder” eingefugt.

20. Die 88 22 bis 26 werden die §8§ 20 bis 24.
21. Der neue § 20 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 4 Satz 3 werden nach dem Wort ,von* die Worter ,einer aus-
fuhrenden Beamtin oder” eingefigt.

b) In Absatz 5 werden die Worter ,dem Betroffenen® durch die Worter ,den
betroffenen Personen* ersetzt.

c) In Absatz 6 wird die Angabe ,8 21 Abs. 4" durch die Angabe ,§ 19
Absatz 4“ ersetzt.

22. Nach dem neuen § 24 werden die Uberschriften ,3. Abschnitt: Allgemeine
Bestimmungen zur Verarbeitung personenbezogener Daten* und ,1. Unter-
abschnitt: Datenerhebung® eingefugt.

23. Nach § 26 wird die Uberschrift ,2. Unterabschnitt Befugnisse zur Informations-
verarbeitung“ gestrichen.
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24. Die bisherigen 88 27 und 28 werden die 88 25 und 26 und wie folgt gefasst:

.3 25
Grundsatze

(1) Personenbezogene Daten sind grundséatzlich bei der betroffenen Person
mit ihrer Kenntnis zu erheben. Bei einer Behdrde oder sonstigen offentlichen
Stelle oder bei einem Dritten dirfen personenbezogene Daten ohne Kenntnis der
betroffenen Person nur erhoben werden, soweit

1. eine Rechtsvorschrift dies ausdriicklich erlaubt oder anordnet,

2. Angaben der betroffenen Person Uberprift werden missen, weil tatsach-
liche Anhaltspunkte fur deren Unrichtigkeit bestehen,

3. die Daten aus allgemein zuganglichen Quellen erhoben werden,

4. offensichtlich ist, dass die Verarbeitung im Interesse der betroffenen
Person liegt und sie der Verarbeitung zustimmen wurde,

5. die Erhebung bei der betroffenen Person

a) nicht oder nur mit unverhaltnismafigem Aufwand méglich ware und
keine Anhaltspunkte bestehen, dass tUberwiegende schutzwirdige
Interessen der betroffenen Person beeintrachtigt werden oder

b) die Erfullung der polizeilichen Aufgaben erheblich gefahrdet oder
wesentlich erschwert wiirde.

(2) Personenbezogene Daten sind grundséatzlich offen zu erheben. Eine
Datenerhebung, die nicht als Malinahme der Gefahrenabwehr erkennbar sein
soll, ist nur zul&ssig

1. inden Fallen der 88 38 bis 48,
2. wenn andernfalls die Aufgabenerfillung erheblich gefahrdet wiirde oder
3. wenn dies dem Interesse der betroffenen Person entspricht.

Die Polizei darf in Fallen der Nummern 2 und 3 keine Mittel einsetzen oder
Methoden anwenden, die nach Art oder Schwere des Eingriffs mit den
besonderen Mitteln und Methoden nach 88 38 bis 48 vergleichbar sind.

8§ 26
Allgemeine Befugnisse

(1) Die Polizei darf Giber die in 88 5, 6 oder 7 genannten Personen personen-
bezogene Daten erheben, soweit
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1. dies zur Erfullung einer ihr durch dieses Gesetz oder andere Rechtsvor-
schriften Ubertragenen Aufgabe erforderlich ist und

2. dieses Gesetz oder andere Gesetze die Erhebung nicht besonders regein.

(2) Der Polizeivollzugsdienst darf, wenn dies zur Verhitung von Straftaten
erforderlich ist, Uber Absatz 1 hinaus Daten erheben tber

1. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in
naher Zukunft eine Straftat begehen werden,

2. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie
Opfer einer Straftat werden,

3. Personen, die sich im engen raumlichen Umfeld einer Person aufhalten,
die auf Grund ihrer beruflichen Tatigkeit oder ihrer Stellung in der Offent-
lichkeit besonders gefahrdet erscheint, soweit dies zum Schutz von Leib,
Leben oder Freiheit der gefahrdeten Person erforderlich ist, und

4. Hinweisgeber oder sonstige Auskunftspersonen, die dazu beitragen
kdnnen, einen bestimmten Sachverhalt aufzuklaren.

(3) Die Polizei darf personenbezogene Daten zur Vorbereitung ftr die Abwehr
von Gefahren fur die offentliche Sicherheit Gber folgende Personen erheben:

1. Personen, deren Kenntnisse oder Fahigkeiten zur Gefahrenabwehr
bendtigt werden,

2. Verantwortliche fur Anlagen oder Einrichtungen, von denen eine erheb-
liche Gefahr ausgehen kann,

3. Verantwortliche fur gefahrdete Anlagen oder Einrichtungen,
4. Verantwortliche fir Veranstaltungen in der Offentlichkeit.

Sie darf hierzu Namen, Vornamen, akademische Grade, Anschriften, Telefon-
nummern und andere personenbezogene Daten Uber die Erreichbarkeit sowie
nahere Angaben Uber die Zugehdrigkeit zu einer der genannten Personen-
gruppen erheben, soweit dies zur Vorbereitung fur die Hilfeleistung in Gefahren-
fallen erforderlich ist. Im Falle des Satzes 1 Nummer 4 sind die personen-
bezogenen Daten, die in einer Datei gespeichert worden sind, unverziglich nach
Beendigung des Anlasses zu l6schen. Dies gilt nicht, wenn es sich um regel-
mafig wiederkehrende Veranstaltungen handelt oder wenn die personen-
bezogenen Daten zur Verfolgung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit bendtigt
werden, die im Zusammenhang mit der Veranstaltung begangen worden ist.

(4) Die Polizei darf besondere Kategorien personenbezogener Daten nur
erheben, soweit dies zu den in Absatz 1 bis 3 genannten Zwecken unerlasslich
ist.

(5) Die Polizei darf personenbezogene Daten, denen keine Erhebung voraus-
gegangen ist, speichern, soweit die Voraussetzungen fur eine Erhebung nach
Absatz 1 bis 4 vorliegen.
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25. Der neue 8 27 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 2 Buchstabe a werden nach dem Wort ,werden® die
Worter ,und diese Malinahme auf Grund des Verhaltens der Person
erforderlich ist* eingeflgt,

bb) In Nummer 2 Buchstabe b werden nach dem Wort ,dort* die Worter
.Straftaterinnen oder” eingefugt.

cc) In Nummer 3
wird die Angabe ,8 11a“ durch die Angabe ,§ 28" ersetzt.

b) In Absatz 3 wird die Angabe ,8 36h*“ durch die Angabe ,§ 48" ersetzt.

c) In Absatz 5 werden die Worter ,der Betroffene” durch die Worter ,die
betroffene Person“ ersetzt.

26. Der neue § 28 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 wird nach dem Wort ,Bedeutung“ das Komma durch das
Wort ,,oder” ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird das Komma am Ende gestrichen.
cc) Nummer 3 wird gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Die Angabe ,,; 8 30 gilt entsprechend” wird gestrichen.
bb) Es werden folgende Satze angeflugt:

~ole kann ihre Befugnis auf besonders beauftragte Beamtinnen oder
Beamte der Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt tber-
tragen. Im Ubrigen gilt § 35 Absatz 6 entsprechend.”

27. Der bisherige 8§ 29 wird § 32 und wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst: ,Datenerhebung bei 6ffentlichen
Veranstaltungen und Ansammlungen sowie an besonders gefahrdeten
Objekten, Orten und Anlagen®.

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,8 11 Abs. 1 Nr. 4“ durch die Angabe ,8 27
Absatz 1 Nummer 4“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Der Polizeivollzugsdienst darf mittels Bildubertragung und -aufzeich-
nung offen und erkennbar folgende Orte und Anlagen beobachten:
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1. offentlich zugéngliche Orte, an denen vermehrt Straftaten begangen
werden oder bei denen aufgrund der oOrtlichen Verhéltnisse die Begehung
von Straftaten besonders zu erwarten ist, wenn dies zur Erfullung von
Aufgaben nach 8§ 1 Absatz 1 erforderlich ist,

2. zeitlich auf den Anlass begrenzt 6ffentlich zugangliche Anlagen und
Flachen, an oder in denen sich anlassbezogen viele Personen gleich-
zeitig aufhalten, wie insbesondere bei Jahrmarkten und anderen Grol3-
veranstaltungen, und an denen alleine die Vielzahl von Personen gleich-
zeitig vor Ort die Begehung von Straftaten erheblichen Umfangs oder
von terroristischen Straftaten begunstigt,

3. fur die offentliche Versorgung wesentliche Infrastruktureinrichtungen
sowie die unmittelbar im Zusammenhang mit dem Objekt stehenden
Griin- oder Stra3enflachen, bei denen Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass an oder in ihnen eine Gefahr fir den Bestand oder die
Sicherheit des Landes oder fir Leib oder Leben einer Person vorliegt.

Die Anordnung nach Satz 1 darf nicht gegen den Willen der Eigentimerin
oder des Eigentimers dieser Objekte oder offentlich zugénglichen
R&ume erfolgen. Die Anordnung der Bildibertragung
und -aufzeichnung darf nur durch die Behordenleitung erfolgen. Im
Ubrigen gilt § 28 Absatz 2 entsprechend. Spatestens nach Ablauf von
jeweils zwei Jahren ist zu prifen, ob die Voraussetzungen fir die
Anordnung weiter vorliegen. Die oder der Landesbeauftragte flr
Datenschutz und Informationsfreiheit ist bei der Prifung nach Satz 4
anzuhoren. Die Orte sind nach Zustimmung des Senators fur Inneres
festzulegen. Der Senat berichtet der Deputation fir Inneres vor Erlass
der Anordnung. In geeigneter Weise ist vor Ort auf die Uberwachung
und die verantwortliche Stelle hinzuweisen. Die Orte der
Videobeobachtung nach Satz 1 sind in geeigneter Weise der
Offentlichkeit bekannt zu geben.*

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

»(4) Die Aufzeichnungen und daraus gefertigte Unterlagen sind im Falle
von Absatz 1 und 2 spatestens zwei Monate, im Falle von Absatz 3 spates-
tens einen Monat nach dem Zeitpunkt der Aufzeichnung zu I6schen oder zu
vernichten, soweit nicht die Aufbewahrung im Einzelfall zur Verfolgung von
Straftaten oder von Ordnungswidrigkeiten weiterhin erforderlich ist. Die
Loschung ist zu protokollieren.

e) Absatz 5 wird aufgehoben.
28. Der neue 8 30 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,8 11b“ durch die Angabe ,§ 29“
ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worter ,des Betroffenen® durch die Worter ,der
betroffenen Person” ersetzt.

c) In Absatz 3 wird die Angabe ,8 11" durch die Angabe ,8 27" ersetzt.
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29. Nach dem neuen § 32 wird folgender 8§ 33 eingeflgt:
.8 33

Datenverarbeitung durch den Einsatz kérpernah getragener
oder an polizeilich genutzten Fahrzeugen befestigter Aufnahmegerate

(1) Der Polizeivollzugsdienst kann an 6ffentlich zugéanglichen Orten bei der
Durchfiihrung von MalRnahmen zur Gefahrenabwehr und zur Verfolgung von
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten personenbezogene Daten durch Anfertigen
von Bild- und Tonaufzeichnungen offen mittels kérpernah getragener Aufnahme-
gerate oder mittels in oder an polizeilich genutzten Fahrzeugen fest installierter
Aufnahmegerate fur die Dauer von bis zu 60 Sekunden im Zwischenspeicher
verarbeiten. Es ist mit geeigneten technischen Malinahmen sicherzustellen, dass
die im Zwischenspeicher verarbeiteten personenbezogene Daten spéatestens
nach Ablauf von 60 Sekunden automatisch geléscht werden, soweit nicht eine
dauerhafte Verarbeitung nach Absatz 2 oder 3 vorgenommen wird.

(2) Der Polizeivollzugsdienst kann unter den Voraussetzungen von Absatz 1
Satz 1 personenbezogene Daten auf einem dauerhaften Speichermedium ver-
arbeiten, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr fir Leib oder Leben von Polizei-
vollzugsbeamtinnen oder Polizeivollzugsbeamten oder von Dritten erforderlich
ist. Die MaRnahme nach Satz 1 ist auch zulassig in Arbeits-, Betriebs- und
Geschaftsraumen, sowie in anderen Raumen und auf Grundstiucken, die offent-
lich zuganglich sind oder waren und den Anwesenden zum weiteren Aufenthalt
zur Verfiigung stehen.

(3) Sofern die technischen Mittel in der Einsatzsituation verfligbar sind und die
Umstande dies zulassen, sind Bild- und Tonaufzeichnungen nach Absatz 2
ferner anzufertigen, wenn eine von der MalRnahme betroffene Person dies ver-
langt oder unmittelbarer Zwang angedroht oder angewandt wird.

(4) In Wohnungen kann der Polizeivollzugsdienst unter den tbrigen Voraus-
setzungen von Absatz 1 Satz 1 personenbezogene Daten auf einem dauerhaften
Speichermedium verarbeiten, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr fur Leib oder
Leben von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten erforderlich ist
oder wenn eine von der MalRnhahme betroffene Person, welche die Wohnung
innehat, dies verlangt. Absatz 2 Satz 2 bleibt unberiihrt. Uber die Verarbeitung
nach Satz 1 entscheidet, aulRer bei Gefahr im Verzug, die Einsatzleitung. Die
weitere Verwendung einer Aufzeichnung nach Satz 1 bedarf der richterlichen
Zustimmung. Bei einer Ubermittlung der personenbezogenen Daten ist zu
vermerken, dass sie aus einer Mal3nahme nach Satz 1 herrihren. Nach einer
Ubermittlung an eine andere Stelle ist die Kennzeichnung durch diese Stelle
aufrechtzuerhalten. Die Regelungen der Strafprozessordnung bleiben unberihrt.

(5) Die Erhebung personenbezogener Daten nach Absatz 1 bis 4 kann auch
dann erfolgen, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. § 36 gilt ent-
sprechend. Der Einsatz der Aufnahmegerate ist durch geeignete MaRnahmen
erkennbar zu machen und den betroffenen Personen mitzuteilen. Bei Gefahr im
Verzug kann die Mitteilung unterbleiben; die Mitteilung ist dann unverztglich
nachzuholen. Aufzeichnungen sind unzulassig in Bereichen, die der Ausibung
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30.

31.

von Tatigkeiten von Berufsgeheimnistragern nach § 37 oder nach 88 53 und 53a
der Strafprozessordnung dienen. Durch geeignete technische und organisa-
torische Mal3nahmen ist sicherzustellen, dass die personenbezogenen Daten
verschliisselt sowie manipulationssicher gefertigt und aufbewahrt werden.
Néheres regelt der Senator fur Inneres durch Verwaltungsvorschrift.

(6) Die nach Absatz 2 bis 4 verarbeiteten personenbezogenen Daten sind
frihestens zwei Monate nach ihrer Anfertigung zu l6schen. Dies gilt nicht, wenn
die Aufzeichnungen

1. zur Gefahrenabwehr,

2. zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten oder

3. auf Verlangen der betroffenen Person oder der oder des unabhangigen
Polizeibeauftragten fur die Freie Hansestadt Bremen zur Uberpriufung der
RechtmaRigkeit von aufgezeichneten polizeilichen Mal3hahmen

bendtigt werden. 8 35 Absatz 7 Satze 2 bis 5 gilt entsprechend. 8 51 Absatz 1
und 2 bleiben unberuhrt.

In dem neuen 8§ 29 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,8 11" durch die Angabe
.3 27" ersetzt.

Der bisherige 8§ 30 wird § 35 und wie folgt gefasst:

.3 35
Datenerhebung mit besonderen Mitteln und Methoden

(1) Besondere Mittel und Methoden der Datenerhebung im Sinne dieses
Gesetzes sind

1. die polizeiliche Beobachtung nach § 39,
2. die langerfristige Observation nach 8 40 Absatz 1,

3. die Datenerhebung durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel
aulRerhalb von Wohnungen nach 8§ 41 Absatz 1,

4. die Datenerhebung durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel
innerhalb von Wohnungen nach § 41 Absatz 2,

5. die Telekommunikationsiberwachung nach 8§ 42 Absatz 1,

6. die Verkehrs- oder Nutzungsdatenauskunft nach § 43 Absatz 1,

7. die Ermittlung der Gerate- und Anschlusskennung nach 8§ 43 Absatz 2,
8. die Standortfeststellung nach § 43 Absatz 3,

9. die Bestandsdatenerhebung nach § 44,
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10. der Einsatz von Vertrauenspersonen nach § 46 und
11. der Einsatz von verdeckt ermittelnden Personen nach § 47.

(2) Der Einsatz besonderer Mittel und Methoden nach Absatz 1 sowie der Ein-
satz nach § 42 Absatz 2 bedarf mit Ausnahme der Nummer 9 der richterlichen
Anordnung, soweit nichts Anderes bestimmt ist. Zustandig ist das Amtsgericht, in
dessen Bezirk die beantragende Polizeidienststelle ihren Sitz hat. Fur das Ver-
fahren gilt Buch 1 des Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. Das Gericht
ist auf gegenwartig angeordnete Malinahmen nach Absatz 1 hinzuweisen. Bei
Gefahr im Verzug kdnnen die MalRnahmen nach Absatz 1 vorlaufig durch die
Behordenleitung angeordnet werden. Diese kann die Befugnis auf besonders
beauftragte Beamtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten
Einstiegsamt Ubertragen. Bei Mal3hahmen nach Absatz 1 Nummer 4 und 5 kann
die Befugnis nur auf besonders beauftragte Beamtinnen oder Beamte der Lauf-
bahngruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt mit der Befahigung zum Richteramt
Ubertragen werden. Abweichend von Satz 1 darf eine Mal3hahme nach § 43
Absatz 3, die allein auf die Ermittlung des Aufenthaltsortes einer vermissten,
suizidgefahrdeten oder hilflosen Person gerichtet ist, durch die Behdrdenleitung
angeordnet werden. Diese kann die Befugnis auf besonders beauftragte
Beamtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt
Ubertragen.

(3) Eine richterliche Entscheidung ist unverzuglich einzuholen. Eine vorlaufige
Mafinahme ist unverzuglich zu beenden, wenn eine richterliche Entscheidung
nicht innerhalb von sechs Stunden beantragt und die Maflinahme nicht innerhalb
von drei Tagen durch eine richterliche Entscheidung bestatigt worden ist. In
diesem Fall sind die erhobenen Daten unverztiglich zu sperren und dirfen bis zur
Entscheidung des Gerichts nicht verwertet werden.

(4) Die Anordnung nach Absatz 2 ist auf héchstens
1. zwei Tage fur MalBnahmen nach § 42 Absatz 2 Satz 2,
2. zwei Wochen fur Mal3nahmen nach § 42 Absatz 2 Satz 1,

3. einen Monat fur MaRnahmen nach 8 40 Absatz 1, 8 41 Absatz 1, 8§ 41
Absatz 2,

4. drei Monate fir Malihahmen nach 8§ 42 Absatz 1, 8 43 Absatz 1 oder
5. sechs Monate fiir MaRnahmen nach 88 39, 46 oder 47

zu befristen. Eine Verlangerung der Mal3hahmen um jeweils nicht mehr als
denselben Zeitraum ist zuldssig, sofern die Voraussetzungen der Anordnung
weiterhin vorliegen. Absatz 2 gilt entsprechend. Von einer Anhérung der
betroffenen Person durch das Gericht und der Bekanntgabe der richterlichen
Entscheidung an die betroffene Person ist abzusehen, wenn die vorherige
Anhdrung oder Bekanntgabe der Entscheidung den Zweck der Mal3nahme
gefahrden wirde. Die richterliche Entscheidung wird mit ihrer Bekanntgabe an
die beantragende Stelle wirksam. Die Mal3nahme ist unverztiglich zu beenden,
wenn ihre Voraussetzungen nicht mehr vorliegen.
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(5) Mehrere besondere Mittel und Methoden der Datenerhebung gemaf
Absatz 1 durfen nebeneinander angeordnet werden, sofern sie auch in der
Gesamtwirkung nicht zu einem Nachteil fihren, der zu dem erstrebten Erfolg
erkennbar auf3er Verhaltnis steht, und es hierdurch nicht zu einer nahezu
lickenlosen Registrierung der Bewegungen und Lebensaul3erungen der
betroffenen Person kommt. Der Polizeivollzugsdienst hat dabei auch Mal3-
nahmen zu bertcksichtigen, die von anderen Stellen durchgefihrt werden,
soweit er hiervon Kenntnis erlangt.

(6) Die Anordnung nach Absatz 2 ist aktenkundig zu machen. Aus ihr missen
sich ergeben:

1. die Person, gegen die sich die Malinahme richtet, soweit méglich mit
Name und Anschrift,

2. Art, Umfang und Dauer der Malinahme,
3. die beauftragte Organisationseinheit,

4. die wesentlichen tatsachlichen und rechtlichen Griinde, die den Einsatz
der Mal3nahme begriinden, und

5. der Zeitpunkt der Anordnung sowie, soweit es sich um eine behdérdliche
Anordnung handelt, auch der Name und die Dienststellung des Anordnen-
den.

(7) Sind erlangte personenbezogene Daten nicht mehr zur Aufgabenerfullung
erforderlich, sind sie zu lI6schen. Die Léschung ist zu protokollieren. Die
Loschung unterbleibt, soweit die Daten fur eine Datenschutzkontrolle nach § 38
Absatz 6, eine Mitteilung an die betroffene Person nach Absatz 8 oder fiir eine
gerichtliche Nachprufung der RechtmaRigkeit einer Mal3nahme von Bedeutung
sein kdénnen. In diesem Fall ist der Zugriff auf die personenbezogenen Daten
einzuschranken und dirfen sie nur zu diesem Zweck verarbeitet werden. Sie sind
zu léschen, wenn seit einer Mitteilung nach Absatz 8 Satz 1 oder der gericht-
lichen Genehmigung lber das endgtiltige Absehen von der Unterrichtung gemaf
Absatz 8 Satz 6 drei Monate vergangen sind. Ist die Datenschutzkontrolle nach
§ 38 Absatz 6 noch nicht beendet, sind die Léschprotokolle bis zu ihrem
Abschluss aufzubewahren.

(8) Personen, gegen die sich die Datenerhebung gerichtet hat oder die von ihr
sonst betroffen wurden, sind nach Beendigung der Mal3hahme nach Mal3gabe
des 8§ 72 daruber zu unterrichten, sobald dies ohne Gefahrdung des Zwecks der
Datenerhebung, des Bestandes oder der Sicherheit des Bundes oder eines
Landes oder von Leib, Leben oder Freiheit einer Person geschehen kann. Auf
die Loschfrist nach Absatz 7 Satz 5 ist hinzuweisen. Erfolgt nach Beendigung
einer MalRnahme nach Absatz 1 die Unterrichtung nicht innerhalb von sechs
Monaten, bedarf die weitere Zurtickstellung der Unterrichtung der richterlichen
Genehmigung. Entsprechendes gilt nach Ablauf von jeweils weiteren sechs
Monaten. Uber die Zurtickstellung entscheidet das Gericht, das fuir die Anord-
nung der MalRhahme zustandig gewesen ist. Eine Unterrichtung kann mit richter-
licher Genehmigung unterbleiben, wenn
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32.

33.

34.

35.
36.

1. die Voraussetzungen einer Unterrichtung nach Satz 1 voraussichtlich auf
Dauer nicht vorliegen und seit der Beendigung der Mal3hahme finf Jahre
verstrichen sind oder

2. Uberwiegende schutzwiirdige Belange von betroffenen Personen entgegen-
stehen oder

3. die ldentitdt oder der Aufenthaltsort von betroffenen Personen unter Berlick-
sichtigung der Eingriffsintensitat nur mit unverhaltnismafiigem Aufwand
ermittelt werden kann.

Eine Unterrichtung darf nur dann unterbleiben, wenn eine weitere Verwendung
der Daten gegen die betroffene Person ausgeschlossen ist und die Daten
geléscht werden.*”

In dem neuen 8§ 30 wird in Absatz 1 Nummer 2 die Angabe ,8 11b* durch die
Angabe .8 29" ersetzt und in Absatz 2 die Worter ,des Betroffenen® durch die
Worter ,der betroffenen Personen® ersetzt.

Die bisherigen 88 31 bis 33 werden die 88 39 bis 41.

In dem neuen 8§ 31 Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe ,§ 30" durch die Angabe
.8 28 Absatz 2“ ersetzt.

Die bisherigen 88 34 und 35 werden die 88 46 und 47.
Nach dem neuen § 33 wird folgender § 34 eingefligt:

.8 34

Datenerhebung innerhalb von polizeilich
genutzten R&umen und Fahrzeugen

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf Personen, die sich in Gewahrsam befinden,
mittels Bildubertragung und -aufzeichnung offen und erkennbar beobachten,
wenn dies zur Abwehr einer Gefahr fur Leib oder Leben der betroffenen Per-
sonen oder der Beschaftigten oder zur Verhiitung von Straftaten in polizeilich
genutzten Raumen erforderlich ist. Satz 1 gilt entsprechend fur die Beférderung
von Personen in Fahrzeugen der Polizei. Sofern die technischen Mittel im
polizeilich genutzten Raum oder Fahrzeug verfligbar sind und die Umstande dies
zulassen, ist die Bildubertragung und -aufzeichnung ferner anzufertigen, wenn
eine sich in Gewahrsam befindliche Person dies verlangt oder gegen sie
unmittelbarer Zwang angedroht oder angewandt wird. Die Datenerhebung ist
durch geeignete MalRnahmen kenntlich zu machen.

(2) Eine offene und erkennbare Bildubertragung und -aufzeichnung nach
Absatz 1 darf in Gewahrsamszellen nur erfolgen, wenn dies von den betroffenen
Personen verlangt wird, die standige Uberwachung der Vitalfunktionen einer
betroffenen Person erforderlich ist, die Gefahr der Selbsttétung oder -verletzung
besteht oder aus Anlass und fur die Dauer des Betretens der Gewahrsamszelle
durch Beschatftigte. Die Datenerhebung ist durch geeignete MalRnahmen kennt-
lich zu machen.
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37.

38.

(3) Bei der Datenverarbeitung nach Absatz 1 und 2 ist auf die elementaren
Rechte der sich in Gewahrsam befindlichen Personen nach Wahrung ihrer
Intimsphare angemessen Rucksicht zu nehmen, insbesondere sollen sanitare
Einrichtungen von der Beobachtung durch bauliche oder, soweit dies nicht
maglich ist, durch technische MalRhahmen ausgenommen werden. Bei akuter
Selbstverletzungs- oder Selbsttétungsgefahr kann im Einzelfall eine uneinge-
schrankte Beobachtung zulassig sein. Die Entscheidung Uber die uneinge-
schrankte Beobachtung nach Satz 2 ist zu dokumentieren und zu begriinden. Die
Beobachtung soll durch Bedienstete des gleichen Geschlechts erfolgen. Bei
berechtigtem Interesse soll dem Wunsch, die Beobachtung einer Person
bestimmten Geschlechts zu lbertragen, entsprochen werden. Eine offene
Bildiibertragung und -aufzeichnung darf auch durchgefthrt werden, wenn Dritte
unvermeidbar betroffen werden.

(4) Ist die standige Uberwachung der Vitalfunktionen einer betroffenen Person
erforderlich, besteht die Gefahr der Selbsttétung oder -verletzung oder wurde
eine Mal3nahme nach § 106 angeordnet, darf der Polizeivollzugsdienst mittels
technischer Einrichtungen die Daten zur Uberpriifung der Vitalfunktionen der
betroffenen Person verarbeiten.

(5) § 36 gilt entsprechend. Die Datenverarbeitung nach Absatz 1, Absatz 2
oder Absatz 4 ist zu unterbrechen, wenn sie im Einzelfall vortiibergehend nicht
erforderlich oder gesetzlich ausgeschlossen ist. Wird erkennbar, dass die Daten-
verarbeitung den Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzurechnen ist, ist sie
unverzuglich zu unterbrechen und diese Aufzeichnungen unverziglich zu
l6schen. Soweit mdglich, ist durch organisatorische und technische MalRnhahmen
sicherzustellen, dass Daten, die Sachverhalte nach Satz 2 betreffen, nicht
erhoben werden. Die Tatsachen der Erfassung der Daten und ihrer L6éschung
sind zu dokumentieren. Die Dokumentation ist einen Monat nach Beendigung der
Maflinahme zu l6schen. Die Loschung unterbleibt, soweit die Daten fur eine
Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 oder fiir eine gerichtliche Nachprifung
der Rechtmaligkeit einer Ma3nahme von Bedeutung sein kdnnen.

(6) Fur die Loschung der nach Absatz 1, Absatz 2 oder Absatz 4 hergestellten
Aufzeichnungen gilt 8 33 Absatz 6 entsprechend.”

Nach dem neuen § 34 wird die Uberschrift ,2. Unterabschnitt: Besondere Mittel
und Methoden der Datenerhebung® eingeflgt.

Nach dem neuen § 35 werden die folgenden 88 36 und 37 eingefigt:
.8 36

Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung

(1) Verdeckte MalRnahmen der Datenerhebung, die in den Kernbereich
privater Lebensgestaltung eingreifen, sind unzulassig. Die Datenerhebung nach
8§ 41 Absatz 2 darf nur angeordnet werden, soweit auf Grund tatséchlicher
Anhaltspunkte, insbesondere zu der Art der zu Gberwachenden Raumlichkeiten
und dem Verhaltnis der zu tberwachenden Personen zueinander, anzunehmen
ist, dass durch die Uberwachung AuRRerungen, die dem Kernbereich privater
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Lebensgestaltung zuzurechnen sind, nicht erfasst werden. Abzustellen ist dabei
insbesondere auf die Art der zu tberwachenden Raumlichkeiten und das Ver-
haltnis der dort anwesenden Personen zueinander. Die Datenerhebung nach

8 33, 8§40, 8§ 41 Absatz 1, 88 46 oder 47 darf nur angeordnet werden, falls nicht
tatsachliche Anhaltspunkte fur die Annahme vorliegen, dass auch Erkenntnisse
aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung erlangt werden. Durch organisa-
torische und technische MalRnahmen ist soweit moglich sicherzustellen, dass
Daten, die den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, nicht erhoben
werden.

(2) Wird bei einer Malinahme erkennbar, dass Gesprache gefuhrt oder Nach-
richten formuliert werden, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung zuzu-
rechnen sind, ist die Mal3hahme unverziglich zu unterbrechen. Bestehen inso-
weit Zweifel, darf nur eine automatische Aufzeichnung fortgesetzt und deren
Inhalt, zwecks Uberpriifung durch das anordnende Gericht, gespeichert werden.
Automatische Aufzeichnungen nach Satz 2 sind unverzuglich dem anordnenden
Gericht zur Entscheidung uber die Verwertbarkeit oder Loéschung der Daten vor-
zulegen. Die Vorgaben des 8 41 Absatz 2 Satz 4 und 5 bleiben unberihrt. Bis zur
richterlichen Entscheidung dirfen die automatischen Aufzeichnungen nicht ver-
wendet werden. Ist eine MalRnahme unterbrochen worden, darf sie nur unter den
in Absatz 1 Satz 2 und 3 genannten Voraussetzungen fortgefuhrt werden.

(3) Bei Gefahr im Verzug kann die Behdrdenleitung oder ihre Vertretung im
Benehmen mit der oder dem nach § 92 benannten Datenschutzbeauftragten
Uber die Verwertung der Erkenntnisse entscheiden. Die Entscheidung der
Behdordenleitung Uber die Sichtung ist zu dokumentieren. Bei der Sichtung der
erhobenen Daten kann sich die Behérdenleitung der Unterstiitzung von zwei
weiteren Beschaftigten bedienen, von denen eine oder einer die Befahigung zum
Richteramt haben muss. Die Beschaftigten nach Satz 2 sind zur Verschwiegen-
heit Gber die ihnen bekanntwerdenden Erkenntnisse, die nicht verwertet werden
durfen, verpflichtet. Die richterliche Entscheidung nach Absatz 2 Satz 3 ist unver-
zuglich nachzuholen.

(4) Daten, die den Kernbereich privater Lebensgestaltung betreffen, dirfen
nicht verwertet werden und sind unverztglich zu I6schen. Die Tatsachen der
Erfassung der Daten und ihrer Loschung sind zu dokumentieren. Die in der
Dokumentation enthaltenen Daten dirfen ausschlief3lich fur Zwecke der Daten-
schutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 verwendet werden. Sie sind zu léschen,
wenn seit einer Unterrichtung nach 8 34 Absatz 8 Satz 1 oder der richterlichen
Entscheidung Uber das endgtiltige Absehen von der Unterrichtung gemalf 8§ 34
Absatz 8 Satz 6 drei Monate vergangen sind. Ist die Datenschutzkontrolle nach
§ 38 Absatz 6 noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu deren Abschluss
aufzubewahren.

§ 37
Schutz von Berufsgeheimnistragern

(1) Die Datenerhebung nach 88 33, 39 bis 43, 46 und 47 darf sich nicht gegen
Personen richten, die aus beruflichen Griinden zur Verweigerung des Zeug-
nisses berechtigt sind, soweit Sachverhalte betroffen sind, auf die sich ihr
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Zeugnisverweigerungsrecht beziehen konnte. Dennoch erlangte Erkenntnisse
durfen nicht verwertet werden. Aufzeichnungen hiertiber sind unverziglich zu
l6schen. Die Tatsache ihrer Erlangung und Léschung ist zu dokumentieren. Die
in der Dokumentation enthaltenen Daten durfen ausschlie3lich fir Zwecke der
Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 verwendet werden. Sie sind zu
l6schen, wenn seit einer Mitteilung nach 8§ 35 Absatz 8 Satz 1 oder der gericht-
lichen Genehmigung Uber das endgultige Absehen von der Unterrichtung geman
8§ 35 Absatz 8 Satz 6 drei Monate vergangen sind. Ist die Datenschutzkontrolle
nach § 38 Absatz 6 noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu deren
Abschluss aufzubewahren. Die Satze 2 bis 5 gelten entsprechend, wenn durch
eine MalRBnahme nach Satz 1 eine Person, die aus beruflichen Griinden zur Ver-
weigerung des Zeugnisses berechtigt ist, betroffen ist, obwohl die Malinahme
nicht gegen sie gerichtet ist, und Erkenntnisse erlangt werden, tber die diese
Person das Zeugnis verweigern durfte.

(2) Absatz 1 gilt nicht, sofern Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die
zeugnisverweigerungsberechtigte Person fur die Gefahr verantwortlich ist. In
diesem Fall finden die Vorschriften zur Anordnung besonderer Mittel und
Methoden nach § 35 Absatz 2 Satz 5 bis 9 keine Anwendung.”

39. Der bisherige § 36 wird 8§ 38 und wie folgt geéndert:
a) Der Uberschrift wird das Wort ,; Berichtspflicht* angefuigt.
b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Die Birgerschaft bildet zur Kontrolle der nach den 88 39, 40 Absatz 1,
41 bis 43, 46, 47 und 49 durchgefiihrten Mal3hahmen sowie Uber Datenlber-
mittlungen nach den 88 55, 69 und 70 einen Ausschuss.*”

c) Nach Absatz 5 werden folgende Absétze 6 bis 8 angefiigt:

»(6) Der Ausschuss kontrolliert im Abstand von hdchstens zwei Jahren die
Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften Gber die Verarbeitung von per-
sonenbezogenen Daten, die mit besonderen Mitteln oder Methoden oder
durch eine MalRhahme nach § 49 erhoben wurden. Zu diesem Zweck sind
dem Ausschuss die Protokolle der durchgefiihrten Malinahmen sowie die
Dokumentation von Datenldschungen und Vernichtungen von Unterlagen in
auswertbarerer Weise zur Verfigung zu stellen. Der Ausschuss kann sich
zur Unterstlitzung der Aufgabe nach Satz 1 weiterer 6ffentlicher Stellen
bedienen.

(7) Der Polizeivollzugsdienst berichtet dem Senator fir Inneres kalender-
jahrlich jeweils bis zum 30. Juni des dem Berichtsjahr folgenden Jahres tber
in seinem Zustandigkeitsbereich angeordnete Mal3hahmen und Datentiber-
mittlungen nach Absatz 1 Satz 1. Der Senat berichtet der Burgerschatft inner-
halb von zwei Monaten nach Erhalt des Berichts nach Satz 1 tiber diese
Malinahmen.

(8) In dem Bericht wird dargestellt,

1. in welchem Umfang von welchen Befugnissen aus Anlass welcher Art
von Verdachts- und Gefahrenlagen Gebrauch gemacht wurde,
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40.
41.

42.

43.
S
45.
46.

2. in wie vielen Fallen bei welchen Befugnissen die richterliche Entschei-
dung nicht getroffen wurde,

3. in wie vielen Fallen welche Mal3hahmen in den Anwendungsbereich
von 8§ 35 Absatz 2 Satz 4 gefallen sind,

4. in wie vielen Fallen welche MalRhahmen in den Anwendungsbereich
von 8§ 36 Absatz 2 gefallen sind,

5. in wie vielen Fallen welche Mal3hahmen in den Anwendungsbereich
von 8§ 37 Absatz 1 gefallen sind,

6. inwieweit den Loschpflichten nach § 35 Absatz 7 und den Unterrich-
tungspflichten nach 8§ 35 Absatz 8 nachgekommen wurde und

7. in welchem Umfang Datenlibermittiungen nach den 88 55 Absatz 5,
§ 69 und § 70 vorgenommen wurden.“

Die 88 36a bis 36g und 36j bis 36k werden aufgehoben.
§ 36h wird § 48 und wie folgt geandert:

a) In Satz 3 wird die Angabe ,8 28 Abs. 3" durch die Angabe ,§ 26 Absatz 3"
ersetzt.

b) In Satz 4 wird das Wort ,ihr“ durch das Wort ,ihm* ersetzt.
§ 36i wird § 49 und wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Wérter ,,oder zur Verhitung einer Straftat von
erheblicher Bedeutung® gestrichen.

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort ,der* durch die Worter ,die oder der*
ersetzt.

c) Absatz 5 wird aufgehoben.
Die Uberschrift ,3. Abschnitt: Vollzugshilfe* wird gestrichen.
Die bisherigen 88 37 bis 45 werden die §8 97 bis 105.
In dem neuen 8§ 39 wird Absatz 4 aufgehoben.
Der neue 8§ 40 wird wie folgt geédndert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 2 werden nach dem Wort ,sie” die Warter: ,innerhalb eines
Ubersehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkreti-
sierte Weise" eingeflgt.
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bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

»3. zur Beobachtung von Kontakt- oder Begleitpersonen, wenn die
Aufklarung des Sachverhaltes auf andere Weise nicht moglich
erscheint.”

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,die Absatze 1 und 2“ durch die Worter
»<Absatz 1 sowie § 35 Absatz 2“ ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefigt:
»8 28 Absatz 2 gilt entsprechend.”
47. Die Uberschrift ,4. Abschnitt: Zwang* wird gestrichen.
48. Der neue § 41 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) Die Worter ,8 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3" werden durch die Woérter
.8 40 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 ersetzt.

bb) Nach den Wortern ,Einsatz technischer Mittel* werden die Worter
»=aul3erhalb von Wohnungen* eingefigt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) Nach dem Wort ,Wissen“ werden die Worter ,der oder” eingefugt.
bb) Die Worter ,der die Gefahr droht oder* werden gestrichen.
cc) Die folgenden Satze werden angeflgt:

.In Wohnungen anderer Personen ist die Mal3nahme nur zulassig,
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich eine in Satz 1
genannte Person in der Wohnung aufhélt und sie dort fur die Erfor-
schung des Sachverhalts relevante Gesprache fuhrt. Samtliche Daten-
erhebungen nach Satz 1 sind dem anordnenden Gericht vor der Sich-
tung durch den Polizeivollzugsdienst unverzuglich vorzulegen. Das
Gericht entscheidet unverziiglich tber die Verwertbarkeit oder
Loschung. 8 35 Absatz 3 bleibt unberthrt. Die Beendigung ist dem
Gericht mitzuteilen.”

c) Die Absatze 3 bis 7 werden aufgehoben.
d) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 3.
e) Absatz 9 wird aufgehoben.

49. Nach dem neuen § 41 werden die folgenden 88 42 bis 45 eingefugt:
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.8 42

Telekommunikationsuberwachung
und Eingriff in die Telekommunikation

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf, wenn dies zur Abwehr einer gegenwartigen
Gefahr fur das Leben einer Person, einer gegenwartigen Gefahr der Begehung
einer besonders schwerwiegenden Straftat oder einer gegenwartigen Gefahr fur
Infrastruktureinrichtungen, die fir die 6ffentliche Versorgung wesentlich sind,
erforderlich ist, durch die Uberwachung und Aufzeichnung von Telekommunika-
tion verdeckt personenbezogene Daten erheben

1.

2.

Uber die fur eine Gefahr Verantwortlichen,
Uber Personen, soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass

a) sie fur Personen nach Nummer 1 bestimmte oder von diesen herriih-
rende Mitteilungen entgegennehmen oder weitergeben oder

b) die unter Nummer 1 genannten Personen ihre Kommunikationsein-
richtungen benutzen werden und sie in Zusammenhang mit der
Gefahrenlage stehen.

Besonders schwerwiegende Straftaten nach Satz 1 sind:

1.

Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach den 88 176 bis 177
des Strafgesetzbuches,

Mord und Totschlag nach den 88 211 und 212 des Strafgesetzbuches,

Menschenhandel nach § 232 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a des
Strafgesetzbuches sowie Zwangsprostitution und Zwangsarbeit nach den
88 232a Absatz 3 und 4, 232b Absatz 3 und 4 des Strafgesetzbuches,

erpresserischer Menschenraub und Geiselnahme nach den 88 239a, 239b
des Strafgesetzbuches,

gemeingefahrliche Straftaten und Straftaten gegen die Umwelt in den
Fallen der schweren Brandstiftung, der besonders schweren
Brandstiftung, des Herbeiflihrens einer Explosion durch Kernenergie, des
Herbeiflihrens einer Sprengstoffexplosion, des Freisetzens ionisierender
Strahlen, der gemeingefahrlichen Vergiftung und der schweren Gefahr-
dung durch Freisetzen von Giften nach den 88 306a, 306b, 307, 308, 311,
314, 330a des Strafgesetzbuches,

Volkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und
Verbrechen der Aggression nach den 88 6 bis 13 des Voélkerstrafgesetz-
buches,

Straftaten nach den §§ 51 Absatz 1 und 2, 52 Absatz 5 des Waffen-
gesetzes,
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8. Straftaten nach den 88 19 Absatz 1 und 2, 20 Absatz 1, 20a Absatz 1
und 2, jeweils auch in Verbindung mit 8 21, oder § 22a Absatz 1 und 2 des
Gesetzes Uber die Kontrolle von Kriegswaffen.

Datenerhebungen nach Satz 1 durfen nur durchgefiihrt werden, wenn die polizei-
liche Aufgabenerfillung auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich
erschwert ware. Die Datenerhebung darf auch durchgefiihrt werden, wenn Dritte
unvermeidbar betroffen werden.

(2) Durch den Einsatz technischer Mittel durfen unter den Voraussetzungen
des Absatzes 1 Telekommunikationsverbindungen unterbrochen oder verhindert
werden. Telekommunikationsverbindungen Dritter durfen nur unterbrochen oder
verhindert werden, wenn dies zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr fur den
Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder fur Leib, Leben
oder Freiheit einer Person erforderlich ist. 8 35 Absatz 2 gilt entsprechend. Bei
Gefahr im Verzug kdnnen die MalRhahmen nach Satz 1 oder Satz 2 vorlaufig
durch die Behérdenleitung angeordnet werden. Diese kann die Befugnis auf
besonders beauftragte Beamtinnen oder Beamte der Laufbahngruppe 2 ab dem
zweiten Einstiegsamt mit der Befahigung zum Richteramt tibertragen.

(3) Aufgrund der Anordnung einer Datenerhebung nach Absatz 1 oder einer
Malinahme nach Absatz 2 hat, wer geschaftsmafiig Telekommunikationsdienste
erbringt oder daran mitwirkt (Diensteanbieter), nach MalRgabe der Regelungen
des Telekommunikationsgesetzes und der darauf beruhenden Rechtsverord-
nungen zur technischen und organisatorischen Umsetzung von Uberwachungs-
maf3nahmen der Polizei unverziiglich oder innerhalb der in der Anordnung
bestimmten Zeitspanne die Uberwachung, Aufzeichnung, Unterbrechung oder
Verhinderung von Telekommunikationsdienstleistungen zu ermdglichen und die
erforderlichen Auskinfte zu erteilen. Fir die Entschadigung der Diensteanbieter
gilt 8 23 des Justizvergitungs- und Entschadigungsgesetzes entsprechend.

§43

Verkehrsdatenerhebung, Nutzungsdatenerhebung
und Standortermittlung

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr fir
den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder fur Leib,
Leben oder Freiheit einer Person Verkehrsdaten oder Nutzungsdaten Uber die in
§ 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 genannten Personen erheben. Verkehrs-
daten im Sinne des Satzes 1 sind die nach 8§ 96 Absatz 1 des Telekommunika-
tionsgesetzes erhobenen Daten. Nutzungsdaten im Sinne des Satzes 1 sind die
nach § 15 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3 des Telemediengesetzes erhobenen
Daten.

(2) Durch den Einsatz technischer Mittel darf der Polizeivollzugsdienst unter
den Voraussetzungen des § 42 Absatz 1 die Geréte- und Anschlusskennung
ermitteln, wenn die Durchfiihrung der Uberwachungsmafnahmen ohne die
Gerate- und Anschlusskennung nicht mdglich oder wesentlich erschwert ware.
Die MalRBhahme darf auch durchgefiihrt werden, wenn Dritte unvermeidbar
betroffen werden. Uber den erforderlichen Datenabgleich zur Ermittlung der
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gesuchten Gerate- und Anschlusskennung hinaus dirfen sie nicht verwendet
werden und sind nach Beendigung der Mal3nahme unverzuglich zu lI6schen.

(3) Durch den Einsatz technischer Mittel oder mittels Auskunft beim Dienste-
anbieter darf der Polizeivollzugsdienst zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr
fur Leib, Leben oder Freiheit einer Person den Standort eines aktiv geschalteten
Mobilfunkendgerates ermitteln, wenn die Ermittlung des Aufenthaltsortes auf
andere Weise weniger erfolgversprechend oder erschwert ware. Die Ma3nahme
darf auch durchgefihrt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden.
Besteht die Gefahr fiir die Person nicht mehr, sind die fur diese MalRnahme
erhobenen personenbezogenen Daten unverziglich zu l6schen.

(4) Jeder Diensteanbieter ist verpflichtet, der Polizei aufgrund der Anordnung
einer Datenerhebung nach Absatz 1 oder 3

1. vorhandene Verkehrsdaten oder Nutzungsdaten zu Gbermitteln,

2. Daten Uber zuklnftige Telekommunikationsverbindungen oder zuktinftige
Nutzungen von Telemediendiensten, die innerhalb des in der Anordnung
festgelegten Zeitraums anfallen, zu tbermitteln und

3. die fur die Ermittlung nach Absatz 3 erforderlichen spezifischen
Kennungen, insbesondere die Gerate- und Anschlusskennung mitzuteilen.

Diensteanbieter in diesem Sinne ist, wer geschéaftsmaRig Telekommunikations-
oder Telemediendienste erbringt oder daran mitwirkt. Die Daten sind dem
Polizeivollzugsdienst unverziiglich oder innerhalb der in der Anordnung
bestimmten Zeitspanne sowie auf dem darin bestimmten Ubermittiungsweg zu
ubermitteln. Fir die Entschadigung gilt § 23 des Justizvergutungs- und Ent-
schadigungsgesetzes entsprechend.

8§44
Bestandsdatenerhebung

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf von demjenigen, der geschaftsmafig Tele-
kommunikationsdienste oder Telemediendienste erbringt oder daran mitwirkt,
Auskunft Uber Bestandsdaten Uber die fur eine Gefahr Verantwortlichen und
unter den Voraussetzungen des 8§ 7 uber die dort genannten Personen ver-
langen, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit erforder-
lich ist. Bezieht sich das Auskunftsverlangen nach Satz 1 auf Daten, mittels derer
der Zugriff auf Endgerate oder auf Speichereinrichtungen, die in diesen End-
geraten oder hiervon rdumlich getrennt eingesetzt werden, geschiitzt wird, darf
die Auskunft nur verlangt werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen fir
die Nutzung der Daten vorliegen. Bestandsdaten im Sinne des Satzes 1 sind die
nach 88 95 und 111 des Telekommunikationsgesetzes oder die nach § 14
Absatz 1 des Telemediengesetzes erhobenen Daten.

(2) Die Auskunft nach Absatz 1 darf auch anhand einer zu einem bestimmten
Zeitpunkt zugewiesenen Internet-Protokoll-Adresse sowie weiterer zur Indivi-
dualisierung erforderlicher technischer Daten verlangt werden, sofern dies zur
Abwehr einer Gefahr flr den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines
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Landes oder fir Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforderlich ist. Die
Entscheidungsgrundlagen fir das Auskunftsbegehren sind zu dokumentieren.

(3) Auf Grund eines Auskunftsverlangens nach Absatz 1 oder 2 hat, wer
geschaftsmallig Telekommunikationsdienste oder Telemediendienste erbringt
oder daran mitwirkt (Diensteanbieter), die zur Auskunftserteilung erforderlichen
Daten unverzuglich zu tbermitteln. Fur die Entschadigung der Diensteanbieter
gilt 8 23 des Justizvergitungs- und Entschadigungsgesetzes entsprechend.

§45
Anordnung von Telekommunikationsmal3nahmen

Anordnungen fur Mal3nahmen nach 88 42 bis 44 miussen zusétzlich zu den
Angaben nach 8§ 35 Absatz 6 die Rufnummer oder eine andere Kennung des
Telekommunikationsanschlusses oder des Endgerates, wenn diese allein dem zu
Uberwachenden Endgerat zuzuordnen ist, oder die Bezeichnung des Nutzers der
Telemedien, dessen Daten erhoben werden, enthalten. Sofern andernfalls die
Erreichung des Zwecks aussichtslos oder erheblich erschwert ware, genigt eine
raumlich und zeitlich hinreichende Bezeichnung der Telekommunikation oder
Nutzung des Telemediendienstes, tUber die personenbezogene Daten erhoben
oder Uber die Auskunft erteilt werden soll.”

50. Die bisherigen 88 46 bis 82 werden die 88 107 bis 144.
51. Der neue 8 46 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Die Absatzbezeichnung ,(1)" wird gestrichen.

bb) Die Worter ,8 32 Abs. 1 Nr. 1 bis 3" werden durch die Worter ,8 40
Absatz 1 Nummer 1 bis 3 ersetzt.

cc) Es werden folgende Satze 3 und 4 angefugt:

.Der Polizeivollzugsdienst darf Personen, die in Strafverfahren aus
beruflichen Griinden zur Verweigerung des Zeugnisses berechtigt
sind, nicht von sich aus als Vertrauenspersonen in Anspruch nehmen.
8§ 8b Absatz 1 des Bremischen Verfassungsschutzgesetzes gilt ent-
sprechend.”

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
52. Der neue § 47 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,von* die Warter ,Beamtinnen
oder” eingefuigt und die Worter ,verdeckte Ermittler* durch die Worter
Lverdeckt ermittelnde Person* ersetzt.
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bb) In Nummer 1 werden die Worter ,§ 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1" durch die
Worter ,8 40 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt.

cc) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. Uber Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass sie innerhalb eines Ubersehbaren Zeitraums auf eine zumin-
dest ihrer Art nach konkretisierte Weise Straftaten nach 8 100b
Absatz 2 der Strafprozessordnung begehen werden, wenn die
Verhitung dieser Straftaten auf andere Weise aussichtslos oder
wesentlich erschwert ware,"

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) Die Worter ,Ein verdeckter Ermittler* werden ersetzt durch die Woérter
-Eine verdeckt ermittelnde Person*.

bb) Folgender Satz 4 wird angefiigt: ,Eine verdeckte ermittelnde Person
darf unter der Legende keine sexuellen Handlungen vornehmen oder
an sich vornehmen lassen und keine Liebesverhaltnisse eingehen.”

c) Die Absatze 3 und 4 werden aufgehoben.
d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3.
53. Die Uberschrift ,5. Abschnitt: Polizeiverordnungen® wird gestrichen.

54. Nach dem neuen 8 49 wird folgender 3. Unterabschnitt eingefugt:

»3. Unterabschnitt:
Weiterverarbeitung

§ 50
Datenweiterverarbeitung; Zweckbindung; Zweckanderung

(1) Die Polizei kann rechtmal3ig erhobene personenbezogene Daten unter
Bertcksichtigung der jeweiligen Datenerhebungsvorschrift weiterverarbeiten,
soweit dies

1. zur Erfullung derselben Aufgabe und

2. zum Schutz derselben Rechtsguter oder zur Verhitung derselben Straf-
taten,

erforderlich ist. Satz 1 gilt entsprechend fur personenbezogene Daten, denen
keine Erhebung vorausgegangen ist, mit der Mal3gabe, dass fur die Weiterver-
arbeitung der Zweck der Speicherung zu bertcksichtigen ist. Fur die Weiter-
verarbeitung von personenbezogenen Daten, die aus Mal3hahmen nach § 41
Absatz 2 erlangt wurden, muss im Einzelfall eine gegenwartige Gefahr fur die-
selben Rechtsguter vorliegen.
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(2) Die Polizei kann zur Erfillung ihrer Aufgaben personenbezogene Daten zu
anderen Zwecken als denjenigen, zu denen sie erhoben worden sind, weiterver-
arbeiten, soweit unter Bertcksichtigung der jeweiligen Datenerhebungsvorschrift

1. mindestens
a) vergleichbar gewichtige Straftaten verhitet oder

b) vergleichbar bedeutsame Rechtsguter oder sonstige Rechte
geschuitzt werden sollen

und
2. sich im Einzelfall konkrete Anhaltspunkte
a) zur Verhutung solcher Straftaten ergeben oder

b) zur Abwehr von innerhalb absehbarer Zeit drohender Gefahren fur
mindestens vergleichbar bedeutsame Rechtsguter oder sonstige
Rechte erkennen lassen.

Satz 1 gilt entsprechend fur personenbezogene Daten, denen keine Erhebung
vorausgegangen ist, mit der MaRgabe, dass fur die Weiterverarbeitung der
Zweck der Speicherung zu beriicksichtigen ist. Fur die zweckandernde Weiter-
verarbeitung von personenbezogenen Daten, die aus Malinahmen nach 8§ 35
Absatz 1 erlangt wurden, muss im Einzelfall eine gegenwartige Gefahr fir den
Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder fur Leib, Leben
oder Freiheit einer Person vorliegen. Personenbezogene Daten, die rechtmalig
zu den in 8 60 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 oder 6 genannten Personen erhoben
wurden, durfen nicht zu anderen Zwecken genutzt werden. Personenbezogene
Daten, die rechtmalf3ig zu Kontakt- oder Begleitpersonen erhoben wurden, dirfen
nur dann zu anderen Zwecken genutzt werden, wenn diese Daten zu Personen
nach 8§ 60 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 3 verarbeitet werden. 8 51 bleibt unbe-
rahrt.

(3) Es ist durch organisatorische und technische Vorkehrungen sicherzu-
stellen, dass bei der Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten Absatz 1
und 2 beachtet werden.

(4) Die Polizei darf, soweit Bestimmungen der Strafprozessordnung oder
andere Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, personenbezogene Daten, die
sie im Rahmen der Verfolgung von Straftaten tber eine tatverdéchtige Person
und in Zusammenhang damit Uber Dritte rechtm&Rig erhoben hat, zur Abwehr
einer Gefahr oder zur Verhitung von Straftaten von erheblicher Bedeutung nach
Mafl3gabe von Absatz 2 weiterverarbeiten. Die Weiterverarbeitung nach Satz 1
zur Verhutung von Straftaten darf nur erfolgen, wenn wegen der Art oder Aus-
fuhrung der Tat, der Personlichkeit der betroffenen Person oder sonstiger
Erkenntnisse Grund zu der Annahme besteht, dass sie zukinftig Straftaten
begehen wird. Die Verarbeitung von Daten nach den Séatzen 1 oder 2 setzt
voraus, dass sie zu dem geanderten Zweck auch nach diesem Gesetz mit dem
Mittel oder der Methode hatten erhoben werden dirfen, mit denen sie nach der
Strafprozessordnung erhoben worden sind. Die Speicherung der nach Satz 1
Uber Dritte erhobenen Daten in Dateien ist nur zulassig tber die in § 60 Absatz 2
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Nummer 4 bis 6 genannten Personen. Die personenbezogenen Daten sind
unverzuglich zu I6schen, sobald der Verdacht entféllt; dies gilt insbesondere bei
einer unanfechtbaren Ablehnung der Erdffnung des Hauptverfahrens oder eines
rechtskréftigen Freispruchs. Erhélt die Polizei Kenntnis Uber eine nicht nur vor-
laufige Einstellung des Ermittlungsverfahrens, prift sie unverztiglich, ob die
Daten zu l6schen sind.

(5) Abweichend von Absatz 2 kdnnen rechtmallig erlangte personenbezogene
Daten allein zur Vorgangsverwaltung, zur befristeten Dokumentation behdrd-
lichen Handelns, zu Zwecken der Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 oder
zur Sicherstellung des ordnungsgemafien Betriebes einer Datenverarbeitungs-
anlage weiterverarbeitet werden. 8 51 Absatz 3 bleibt unberihrt.

§51
Weiterverarbeitung zu besonderen Zwecken

(1) Die Polizei kann rechtmal3ig erhobene Grunddaten einer Person, wie ins-
besondere Name, Geschlecht, Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehoérigkeit
und Anschrift, abweichend von 8§ 50 Absatz 2 auch zur Identifizierung dieser
Person weiterverarbeiten, um ldentitatsverwechselungen auszuschliel3en.

(2) Die Polizei, der Fachbereich Polizeivollzugsdienst der Hochschule fr
Offentliche Verwaltung Bremen, das Institut fiir Polizei- und Sicherheitsforschung
und das Fortbildungsinstitut fir die Polizeien im Lande Bremen sowie For-
schungs- und Fortbildungsinstitute des Bundes und der Lander kénnen gespei-
cherte personenbezogene Daten zur polizeilichen Aus- oder Fortbildung, zu
wissenschaftlichen Zwecken, historischen Forschungszwecken, zur Evaluation
oder zu statistischen Zwecken weiterverarbeiten, soweit hieran ein offentliches
Interesse besteht und geeignete Garantien fur die Rechtsguter der betroffenen
Personen vorgesehen werden. Die Daten sind zum frihestmdglichen Zeitpunkt
zu anonymisieren und gegen ihre unbefugte Kenntnisnahme durch Dritte zu
sichern. Die Polizei hat die Daten getrennt von ihren polizeilichen Aufgaben zu
verarbeiten. Eine Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten, die mit
besonderen Mitteln oder Methoden erlangt wurden, ist ausgeschlossen; dies gilt
nicht, soweit die Weiterverarbeitung dieser Daten fir die Zwecke nach Satz 1
unerlasslich ist.

(3) Die Polizei kann vorhandene personenbezogene Daten tUber Vermissten-
falle, auswertungsrelevante Straftaten und verdachtige Wahrnehmungen zur
Erstellung eines Kriminalitatslagebildes weiterverarbeiten, soweit dies flr die
Planung von MalRnahmen der Kriminalitatsbekdmpfung erforderlich ist. Die auto-
matisiert verarbeiteten personenbezogenen Daten von Geschadigten, Zeuginnen
und Zeugen sowie anderen nicht tatverdachtigen Personen sind spatestens nach
drei Monaten und in den tbrigen Fallen am Ende des der Speicherung folgenden
Jahres zu Idschen.

(4) Die Polizei darf Notrufe und Meldungen Uber sonstige Notrufeinrichtungen
sowie den Funkverkehr ihrer Leitstellen aufzeichnen. Die Polizei kann sonstige
bei ihr eingehende Telekommunikation aufzeichnen, wenn dies flr ihre Auf-
gabenerflllung erforderlich ist. Auf die Aufzeichnung soll hingewiesen werden,
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soweit dadurch die Aufgabenerfiillung nicht gefahrdet wird. Soweit erforderlich,
kénnen die Aufzeichnungen

1. zur Abwehr einer erheblichen Gefahr,
2. zur Verhutung einer Straftat von erheblicher Bedeutung oder

3. zur Verfolgung einer Straftat oder einer nicht geringfuigigen
Ordnungswidrigkeit

weiterverarbeitet werden. Aufzeichnungen sind spatestens nach drei Monaten zu
l6schen, sobald ihre Kenntnis fur die Aufgabenerfullung nach Satz 4 nicht mehr
erforderlich ist.

(5) Die Polizei kann in den Fallen, in denen bereits Daten zu einer Person
vorhanden sind, zu dieser Person

1. personengebundene Hinweise, die zum Schutz dieser Person oder zum
Schutz der Bediensteten der Polizei erforderlich sind, oder

2. weitere Hinweise, die geeignet sind, dem Schutz Dritter oder der Gewin-
nung von Ermittlungsansatzen zu dienen,

hinzufligen. Die Speicherung dieser Hinweise ist alle drei Jahre zu Uberprifen.

§ 52
Kennzeichnung

(1) Bei der Speicherung in polizeilichen Informationssystemen sind personen-
bezogene Daten wie folgt zu kennzeichnen:

1. Angabe des Mittels der Erhebung einschliel3lich der Angabe, ob die Daten
offen oder verdeckt erhoben wurden,

2. Angabe der Kategorie betroffener Personen, zu denen zur ldentifizierung
dienende Daten, wie insbesondere Name, Geschlecht, Geburtsdatum,
Geburtsort, Staatsangehdrigkeit oder Anschrift, angelegt wurden,

3. Angabe

a) der Rechtsguter, deren Schutz die Erhebung dient,

b) der Straftaten, deren Verhitung die Erhebung dient, und

c) der Rechtsgrundlage der jeweiligen Malinahme der Datenerhebung,
4. Angabe der Stelle, die die Daten erhoben hat.

Die Kennzeichnung nach Satz 1 Nummer 1 soll durch die Angabe der Rechts-
grundlage der jeweiligen Mittel der Datenerhebung erganzt werden. Personen-
bezogene Daten, denen keine Erhebung vorausgegangen ist, sind, soweit mog-
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55.

lich, nach Satz 1 zu kennzeichnen; dartiber hinaus sind die erste Daten ver-
arbeitende Stelle sowie, soweit mdglich, diejenige Person, von der die Daten
erlangt wurden, anzugeben.

(2) Personenbezogene Daten, die nicht entsprechend den Anforderungen des
Absatzes 1 gekennzeichnet sind, dirfen so lange nicht weiterverarbeitet oder
ubermittelt werden, bis eine solche Kennzeichnung erfolgt ist.

(3) Nach einer Ubermittlung an eine andere Stelle ist die Kennzeichnung nach
Absatz 1 durch diese Stelle aufrechtzuerhalten.

(4) Absatze 1 bis 3 gelten nicht, soweit eine Kennzeichnung tatsachlich nicht
madglich ist. Die Absatze 1 bis 3 gelten ebenfalls nicht, soweit eine Kennzeich-
nung aus technischen Grinden nicht mdglich ist oder einen unverhaltnismalfigen
Aufwand erfordern wirde; der Polizeivollzugsdienst berichtet dem fir Daten-
schutz zustandigen Ausschuss der Blurgerschaft jahrlich Gber die technischen
und organisatorischen MaRnahmen zur Umsetzung der Absétze 1 bis 3.”

Nach dem neuen 8 52 wird folgender 4. Unterabschnitt eingefugt:

»4. Unterabschnitt:
Datenibermittlung

§ 53
Allgemeine Voraussetzungen der Datentbermittlung

(1) Die Polizei darf personenbezogene Daten unter den Voraussetzungen der
88 54 bis 57 nur unter Beachtung des 8§ 50 Absatz 1 bis 3 und nur nach Mal3-
gabe der nachstehenden Absétze tbermitteln.

(2) Empfangende Stelle, Datum und wesentlicher Inhalt der Ubermittlung, ins-
besondere Anlass und Zweck, sind zu dokumentieren; dies gilt nicht fir das auto-
matisierte Abrufverfahren nach 8§ 54. Beurteilungen tber Personen, die auf
Bewertungen oder auf personlichen Einschatzungen beruhen, dirfen nur an
Polizei- und Strafverfolgungsbehérden tbermittelt werden. Dies gilt nicht, soweit
Fahndungsaufrufe mit einer Warnung verbunden sind. Abweichend von Satz 2
kann die Polizei personenbezogene Daten nach Maf3gabe von § 55 Abséatze 2
und 3 Ubermitteln, soweit dies zur Abwehr einer gegenwartigen Gefahr unerlass-
lich ist und die empfangende Stelle die Daten auf andere Weise nicht oder nicht
rechtzeitig oder nur mit unverhaltnismafiig hohem Aufwand erlangen kann.

(3) Die Polizei hat alle angemessenen Mal3nahmen zu ergreifen, um zu
gewahrleisten, dass personenbezogene Daten, die unrichtig oder nicht mehr
aktuell sind, nicht Gbermittelt werden. Gleiches gilt fir unvollstandige Daten,
sofern die Ubermittlung dieser Daten nicht der Vervollstandigung von Daten
dient. Zu diesem Zweck hat sie, soweit dies mit angemessenem Aufwand moég-
lich ist, die Qualitat der Daten vor deren Ubermittlung zu tiberpriifen. Bei jeder
Ubermittlung personenbezogener Daten hat sie zudem, soweit dies moglich und
angemessen ist, Informationen beizuftigen, die es der empfangenden Stelle
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gestatten, die Richtigkeit, die Vollstandigkeit und die Zuverlassigkeit der
personenbezogenen Daten sowie deren Aktualitat zu beurteilen.

(4) Gelten fur die Verarbeitung von personenbezogenen Daten besondere
Bedingungen, so hat die Polizei bei Datentibermittiungen die empfangende Stelle
auf diese Bedingungen und die Pflicht zu deren Beachtung hinzuweisen. Die
Hinweispflicht kann durch entsprechende Markierung der Daten erfullt werden.

(5) Eine Datenubermittlung hat zu unterbleiben, wenn

1. fur die Polizei erkennbar ist, dass unter Beriicksichtigung der Art der
Daten und ihrer Erhebung die schutzwirdigen Interessen der betroffenen
Person das Allgemeininteresse an der Ubermittlung iberwiegen oder

2. besondere gesetzliche Verwendungsregelungen entgegenstehen; die
Verpflichtung zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder von
Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht auf Rechtsvor-
schriften beruhen, bleibt unberthrt.

(6) Eine Datenubermittlung nach § 55 Absatz 3, Absatz 5, § 70 oder 71 hat zu
unterbleiben,

1. wenn hierdurch wesentliche Sicherheitsinteressen des Bundes oder der
Lander beeintrachtigt wirden,

2. wenn hierdurch der Erfolg laufender Ermittlungen oder Leib, Leben oder
Freiheit einer Person geféhrdet wirden,

3. soweit Grund zu der Annahme besteht, dass dadurch gegen den Zweck
eines Gesetzes verstol3en wirde, oder

4. wenn tatsédchliche Anhaltspunkte dafir vorliegen, dass diese zu den in der
Charta der Grundrechte der Europaischen Union enthaltenen Grund-
satzen, insbesondere dadurch, dass durch die Nutzung der Gbermittelten
Daten im Staat der empfangenden Stelle Verletzungen von elementaren
rechtsstaatlichen Grundsatzen oder Menschenrechtsverletzungen drohen,
in Widerspruch stiinde.

(7) Eine Datenubermittlung darf nicht zu einer Erweiterung des Kreises der
Stellen nach den 88 41 und 61 des Bundeszentralregistergesetzes fuhren, die

von Eintragungen, die in ein Filhrungszeugnis nicht aufgenommen werden,
Kenntnis erhalten.

(8) Die Polizei pruft die Zulassigkeit der Ubermittlung. Erfolgt die Ubermittlung
aufgrund eines Ersuchens einer anderen offentlichen Stelle, ist nur zu prifen, ob
das Ubermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben der ersuchenden Stelle
liegt. Von der ersuchenden Stelle sind die Angabe der Datenerhebungsgrundlage
und eine Begrindung zur Erforderlichkeit der Kenntnis der personenbezogenen
Daten fir ihre Aufgabenwahrnehmung anzufordern. Die Zulassigkeit der Uber-
mittlung ist im Ubrigen nur zu priifen, wenn hierfir im Einzelfall besonderer
Anlass besteht. Die empfangende Stelle hat der Polizei die zur Prufung erforder-
lichen Angaben zu machen.
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(9) Die empfangende Stelle darf die Ubermittelten personenbezogenen Daten,
soweit gesetzlich nichts Anderes bestimmt ist, nur zu dem Zweck verarbeiten, zu
dem sie ihr Gbermittelt worden sind. Eine Verarbeitung flir andere Zwecke ist
unter Beachtung des 8 50 Absétze 2 und 3 zulassig; im Falle des § 55 Absatz 3
gilt dies nur, soweit zusatzlich die Polizei zustimmt. Bei Ubermittlungen nach § 55
Absatz 3, Absatz 6, 8 69 oder § 70 hat die Polizei die empfangende Stelle hierauf
hinzuweisen. Sie darf die Ubermittelten Daten auch fir andere Zwecke verarbei-
ten und nutzen, soweit sie ihr auch fur diese Zwecke hatten tbermittelt werden
darfen.

(10) Sind mit personenbezogenen Daten, die Ubermittelt werden dirfen,
weitere personenbezogene Daten der betroffenen Person oder eines Dritten so
verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur mit unverhaltnismaligem Auf-
wand maoglich ist, so ist die Ubermittlung auch dieser Daten zulassig, soweit nicht
berechtigte Interessen der betroffenen Person oder einer anderen Person an der
Geheimhaltung Uberwiegen. Eine Verwendung dieser weiteren Daten ist unzu-
l&ssig. Dies ist der empfangenden Stelle der Ubermittelten Daten mitzuteilen.

(11) Die Datenubermittiung zwischen der Polizei und dem Landesamt flr
Verfassungsschutz erfolgt nach dem Gesetz tiber den Verfassungsschutz im
Lande Bremen.

854
Automatisiertes Abrufverfahren; Datenverbund

(1) Ein automatisiertes Verfahren, das die Ubermittlung personenbezogener
Daten zwischen den Polizeibehdrden durch Abruf aus einer Datei ermdglicht, ist
zulassig, soweit diese Form der Datentbermittlung unter Bertcksichtigung der
schutzwirdigen Belange der betroffenen Person und der Erfillung polizeilicher
Aufgaben angemessen ist und den rechtlichen Bestimmungen des Daten-
schutzes entspricht. Der Senator fir Inneres bestimmt durch Rechtsverordnung
die Einzelheiten der Einrichtung automatisierter Ubermittlungsverfahren. Die
Rechtsverordnung hat die empfangenden Stellen, die Kategorien betroffener
Personen, die Kategorien personenbezogener Daten und den Zweck der Uber-
mittlung festzulegen.

(2) Die Abrufe im Rahmen eines automatisierten Verfahrens sind fir Zwecke
der Datenschutzkontrolle nach § 38 Absatz 6 zu protokollieren und in Gberprif-
barer Form aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind jeweils am Ende des
Kalenderjahres, das dem Jahr ihrer Erstellung folgt, zu vernichten. Ist die Daten-
schutzkontrolle nach 8§ 38 Absatz 6 noch nicht beendet, sind die Léschprotokolle
bis zu ihrem Abschluss aufzubewahren.

(3) Fur die Einrichtung automatisierter Abrufverfahren unter Beteiligung von
offentlichen Stellen, die nicht Polizeibehérden sind, gelten Absatze 1 und 2 sowie
§ 63 entsprechend.

(4) Der Polizeivollzugsdienst darf zur Erfullung von Aufgaben der Gefahren-
abwehr, die nicht nur értliche Bedeutung haben, an einem Datenverbund der
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Polizei mit anderen Landern und dem Bund teilnehmen, der auch eine automati-
sierte Datenubermittlung ermdglichen kann, wenn in der hieriiber getroffenen
Vereinbarung festgelegt ist, welcher Behoérde die nach diesem Gesetz oder nach
anderen Rechtsvorschriften bestehenden Pflichten einer datenverarbeitenden
Stelle obliegen. Zur Auswertung fur statistische Zwecke in einem Datenverbund
darf der Polizeivollzugsdienst personenbezogene Daten pseudonymisiert tber-
mitteln. In der Vereinbarung ist darauf hinzuwirken, dass betroffene Personen
ihre Rechte gegenuber den weiteren datenverarbeitenden Stellen geltend
machen kdénnen.

§ 55
Datentbermittlung im Inland und innerhalb der Européischen Union

(1) Zwischen Polizeibehoérden in der Freien Hansestadt Bremen, eines ande-
ren Landes oder des Bundes kénnen rechtmallig erhobene personenbezogene
Daten Ubermittelt werden, soweit die Datentbermittlung zur Aufgabenerfillung
der Ubermittelnden oder empfangenden Polizeibehdrde erforderlich ist. An
andere fur die Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder Strafvollstreckung zustan-
digen o6ffentlichen Stellen kann die Polizei personenbezogene Daten Gibermitteln,
soweit die Kenntnis dieser Daten zur Erfillung der Aufgaben der empfangenden
Stelle erforderlich ist. Die Datentibermittlung kann auch im Rahmen von Fallkon-
ferenzen vorgenommen werden, sofern die punktuelle Datentbermittlung nicht
zweckdienlich erscheint. Die wesentlichen Ergebnisse der Fallkonferenzen sind
ebenso wie die Begrindung fur diese Form der Datentbermittlung und die teil-
nehmenden Stellen zu dokumentieren.

(2) Die Polizei kann auch an andere Behorden und sonstige 6ffentliche Stellen
in der Freien Hansestadt Bremen, eines anderen Landes oder des Bundes per-
sonenbezogene Daten Ubermitteln, soweit dies in anderen Rechtsvorschriften
vorgesehen ist oder

1. zur Erfullung polizeilicher Aufgaben,
2. zur Abwehr einer Gefahr durch die empfangende Stelle,

3. aufgrund tatsachlicher Anhaltspunkte zur Wahrnehmung einer sonstigen
Gefahrenabwehraufgabe durch die empfangende Stelle,

4. zur Verhutung oder Beseitigung erheblicher Nachteile fur das Gemein-
wesen oder

5. zur Verhitung oder Beseitigung einer schwerwiegenden Beeintrachtigung
der Rechte einer Person

erforderlich ist. In den Féllen des Satzes 1 Nummer 5 ist die Person, deren Daten
Ubermittelt worden sind, zu unterrichten. Absatz 1 Satze 4 und 5 gelten entspre-
chend, sofern die beteiligte Polizeibehdrde die Durchfiuihrung der Fallkonferenz
veranlasst.

(3) Die Polizei kann in den Fallen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1, 2, 4
und 5 personenbezogene Daten an nicht 6ffentliche Stellen Gbermitteln, sofern
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diese ein rechtliches Interesse an der Kenntnis der zu Gibermittelnden Daten
glaubhaft machen. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Besteht Grund zur
Annahme, dass die Ubermittlung schutzwiirdige Interessen der betroffenen
Person beeintrachtigen wiirde, ist die Person vor der Ubermittlung in ange-
messener Frist anzuhoren; dies gilt nicht, soweit die sofortige Ubermittlung dieser
Daten fiir die Zwecke nach Satz 1 unerlasslich ist. Uber die Ubermittlungen ist
ein Nachweis zu fuhren, aus dem der Anlass, der Inhalt, die empfangende Stelle,
das Datum der Ubermittlung sowie die Aktenfundstelle hervorgehen. Der Nach-
weis ist am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr seiner Erstellung folgt, zu
l6schen oder zu vernichten. Die L6schung oder Vernichtung unterbleibt, solange
der Nachweis flr Zwecke einer bereits eingeleiteten Datenschutzkontrolle nach
§ 38 Absatz 6 oder zur Verhinderung einer Straftat von erheblicher Bedeutung
bendtigt wird oder Grund zu der Annahme besteht, dass im Falle einer Léschung
schutzwurdige Interessen der betroffenen Person beeintrachtigt wirden. Besteht
Grund zu der Annahme, dass durch die Ubermittlung der der Erhebung der
Daten zugrundeliegende Zweck gefahrdet wiirde, ist vor der Ubermittlung die
Genehmigung der Stelle einzuholen, von der die Daten Gbermittelt wurden; die
Ubermittelnde Stelle kann bestimmte von ihr Gbermittelte Daten so kennzeichnen
oder mit einem Hinweis versehen, dass vor einer Ubermittlung ihre Genehmi-
gung einzuholen ist. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Der Polizeivollzugsdienst darf personenbezogene Daten einschlief3lich
Abbildungen einer Person zum Zweck der Ermittlung der Identitat oder des
Aufenthaltsortes oder zur Warnung 6ffentlich bekannt geben (Offentlichkeits-
fahndung), wenn

1. die Abwehr einer Gefahr fur Leib, Leben oder Freiheit auf andere Weise
nicht moglich erscheint oder

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Person eine Straftat von
erheblicher Bedeutung begehen wird, und die Vorsorge fur die Verfolgung
oder die Verhitung dieser Straftat auf andere Weise nicht mdglich
erscheint.

Die Daten kénnen mit einer wertenden Angabe Uber die Person verbunden
werden, wenn dies zur Abwehr der in den Satz 1 Nummer 1 oder 2 genannten
Gefahren erforderlich ist. § 28 Absatz 2 gilt entsprechend.

(5) Erlangt der Polizeivollzugsdienst von Handlungen hauslicher Gewalt
Kenntnis, Ubermittelt er die flr eine Kontaktaufnahme erforderlichen personen-
bezogenen Daten der volljahrigen Personen, von denen hausliche Gewalt
ausgegangen oder gegen die hausliche Gewalt verubt worden ist (betroffene
Personen), an eine von der Senatorin fur Gesundheit, Frauen und Verbraucher-
schutz bestimmte Beratungsstelle. Der Polizeivollzugsdienst protokolliert die
Datenubermittlung an die Beratungsstelle. Absatz 3 Satz 3 findet keine Anwen-
dung. Die Beratungsstelle darf die Daten ausschliel3lich und nur einmalig dazu
nutzen, den betroffenen Personen unverzuglich Beratung zur Verhutung weiterer
Handlungen hauslicher Gewalt anzubieten. Lehnt die betroffene Person die
Beratung ab, hat die Beratungsstelle die zu dieser Person tbermittelten Daten
unverzuglich zu I6schen und den Polizeivollzugsdienst sowie die betroffene
Person Uber die L6schung sowie den Zeitpunkt der Loschung unverziiglich zu
unterrichten. Ist die Beratungsstelle eine nicht 6ffentliche Stelle, finden die
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Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung und des Bundesdatenschutz-
gesetzes auch dann Anwendung, wenn die personenbezogenen Daten nicht
automatisiert verarbeitet werden und nicht in einem Dateisystem gespeichert sind
oder gespeichert werden.

(6) Liegen der Polizei konkrete Anhaltspunkte daflr vor, dass bei einer betrof-
fenen Person Unterstutzungsbedarf besteht fiir die Distanzierung von Personen,
welche die Begehung von Straftaten beflirworten, férdern, unterstiitzen, vorbe-
reiten, planen oder beabsichtigen, darf die Polizei die fur eine Kontaktaufnahme
erforderlichen personenbezogenen Daten der betroffenen Person an eine vom
Senator fur Inneres bestimmte Beratungsstelle Gbermitteln. Absatz 6 Satz 2 bis 6
gelten entsprechend.

(7) Die Absatze 1 bis 6 gelten entsprechend fur die Ubermittlung von per-
sonenbezogenen Daten an

1. offentliche und nicht 6ffentliche Stellen in Mitgliedstaaten der Europa-
ischen Union sowie an Uber- und zwischenstaatliche Stellen der Euro-
paischen Union oder deren Mitgliedstaaten,

2. Polizei-, weitere Gefahrenabwehr- oder Strafverfolgungsbehdrden der am
Schengen-Besitzstand teilhabenden assoziierten Staaten.

§ 56
Bereitstellung von Daten an Kontrollgremien

Delegationsmitglieder von Organisationen, die auf volkerrechtlicher oder
staatsvertraglicher Grundlage die Einhaltung volkerrechtlicher Verpflichtungen
seitens der Polizei Gberpriufen, erhalten wahrend ihres Besuchs von Einrich-
tungen der Polizei Einsicht in personenbezogene Daten und die Ubermittlung
personenbezogener Daten, soweit dies zur Wahrnehmung der Aufgaben der
Delegation erforderlich ist. Das Einsichtsrecht umfasst auch personenbezogene
Daten besonderer Kategorien und die Ubermittlung personenbezogener Daten,
soweit dies zur Wahrnehmung der Aufgaben der Delegation unerlasslich ist.

§ 57

Ubermittlung von Daten durch nicht 6ffentliche Stellen
an den Polizeivollzugsdienst

(1) Sofern gesetzliche Regelungen dem nicht entgegenstehen, dirfen nicht
offentliche Stellen der Polizei personenbezogene Daten tGibermitteln, soweit dies
erforderlich ist zur Abwehr von Gefahren fur die offentliche Sicherheit, insbeson-
dere zur Verhltung von Straftaten, und sofern nicht iberwiegende schutzwirdige
Interessen der betroffenen Person der Datentbermittlung entgegenstehen. Die
Verhitung von Straftaten umfasst auch solche Falle, bei denen bestimmte Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, dass die betroffene Person innerhalb abseh-
barer Zeit auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte Weise eine terroris-
tische Straftat begehen wird, oder das individuelle Verhalten der betroffenen
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Person die konkrete Wahrscheinlichkeit begriindet, dass sie innerhalb abseh-
barer Zeit eine terroristische Straftat begehen wird.

(2) Besondere Kategorien personenbezogener Daten durfen nur Gbermittelt
werden, soweit dies zu einem der in Absatz 1 genannten Zwecke unerlasslich ist.

(3) Die Bestimmungen dieses Unterabschnitts finden entsprechend Anwen-
dung.”

Die Uberschrift 6. Abschnitt: Schadensausgleich, Erstattungs- und Ersatz-
anspruche* wird gestrichen.

Nach dem neuen 8 57 wird folgender 5. Unterabschnitt eingefugt:

»D. Unterabschnitt:
Berichtigung, L6schung und Einschrankung der Datenverarbeitung

§ 58
Berichtigung, L6schung und Einschrankung der Datenverarbeitung

(1) Die Polizei hat personenbezogene Daten zu berichtigen, wenn sie unrichtig
sind. Soweit diese Daten zuvor an die Polizei Gbermittelt wurden, teilt sie der
ubermittelnden Stelle die Berichtigung mit.

(2) Die Polizei hat personenbezogene Daten unverziglich zu I6schen, wenn
deren Verarbeitung unzuléssig ist, sie zur Erfullung einer rechtlichen Verpflich-
tung geléscht werden missen oder deren Kenntnis fur ihre Aufgabenerfillung
nicht mehr erforderlich ist.

(3) Anstatt die personenbezogenen Daten zu I6schen, kann die Polizei deren
Verarbeitung einschranken, wenn

1. Grund zu der Annahme besteht, dass durch die Léschung schutzwirdige
Interessen einer betroffenen Person beeintrachtigt wirden,

2. die personenbezogenen Daten flir Zwecke eines gerichtlichen Verfahrens
weiter aufbewahrt werden mussen,

3. eine Loschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur
mit unverhaltnismaligem Aufwand moglich ist oder

4. die betroffene Person die Richtigkeit der personenbezogenen Daten
bestreitet und die Richtigkeit oder Unrichtigkeit nicht festgestellt werden
kann.

In ihrer Verarbeitung nach Satz 1 eingeschrankte Daten durfen nur zu dem
Zweck verarbeitet werden, der ihrer Loschung entgegenstand. Bei automati-
sierten Dateisystemen ist technisch sicherzustellen, dass eine Einschrankung der
Verarbeitung eindeutig erkennbar ist.
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(4) In Fallen der Berichtigung, Léschung oder Einschrankung der Verarbeitung
nach den Absatzen 1 bis 3 hat die Polizei der empfangenden Stelle, der die
Daten Ubermittelt wurden, diese Malinahmen mitzuteilen. Die empfangende
Stelle hat die Daten zu berichtigen, zu I6schen oder deren Verarbeitung einzu-
schréanken.

(5) Unbeschadet in Rechtsvorschriften festgesetzter Hochstspeicher- oder
Loschfristen prift die Polizei bei der Einzelfallbearbeitung und regelméafiig nach
festgesetzten Fristen, ob die Speicherung personenbezogener Daten fur die Auf-
gabenerflillung noch erforderlich ist oder die Daten zu l6schen sind (Aussonde-
rungspruffrist). Es ist durch geeignete technische und organisatorische Mal3-
nahmen sicherzustellen, dass diese Fristen eingehalten werden. 8 49 Absatz 5
bleibt hiervon unberthrt. Eine L6éschung der personenbezogenen Daten darf
nicht vorgenommen werden, wenn diese aufgrund gesetzlicher Vorschriften noch
nicht geléscht werden durfen.

(6) Die Aussonderungspruffristen werden vom Senator fir Inneres durch
Rechtsverordnung festgelegt. Sie durfen bei personenbezogenen Daten von
erwachsenen Personen funf Jahre und von minderjahrigen Personen zwei Jahre
nicht tiberschreiten. Die Aussonderungspriffrist fir besondere Kategorien
personenbezogener Daten darf zwei Jahre nicht Uberschreiten.

(7) Die Fristen beginnen mit dem Tag, an dem das letzte Ereignis eingetreten
ist, das zur Speicherung der Daten gefiihrt hat, jedoch nicht vor Entlassung der
betroffenen Person aus einer Justizvollzugsanstalt oder Beendigung einer mit
Freiheitsentziehung verbundenen Maliregel der Besserung und Sicherung.

58. Nach dem neuen 8§ 58 wird folgender 4. Abschnitt eingefiigt.

»4. Abschnitt:
Besondere Bestimmungen fur Verarbeitungen zu Zwecken
gemal Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/680

1. Unterabschnitt:
Anwendungsbereich, Grundsatze der Datenverarbeitung

§ 59
Anwendungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts enthalten besondere Bestimmungen fir
die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Polizei zum Zwecke

1. der Verhitung von Straftaten,

2. der Abwehr von Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit, die durch Straf-
taten oder Ordnungswidrigkeiten hervorgerufen werden, oder

3. der Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder
Ordnungswidrigkeiten, soweit die Polizei die personenbezogenen Daten in
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einem nach Mal3gabe dieses Gesetzes eingerichteten Informationssystem
verarbeitet.

(2) Die Vorschriften des 5. und 6. Unterabschnitts gelten dartiber hinaus auch
fur die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Polizei zum Zwecke
der Ermittlung, Aufdeckung, Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder Ord-
nungswidrigkeiten, soweit nicht in der Strafprozessordnung, im Gesetz tiber
Ordnungswidrigkeiten, im Bundesdatenschutzgesetz oder in den hierzu erlas-
senen Vorschriften etwas anderes bestimmt ist.

(3) Fur die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch die Polizei
aul3erhalb von Zwecken nach Absatz 1 und 2 im sachlichen Anwendungsbereich
der Datenschutz-Grundverordnung gelten deren Bestimmungen und die hierzu
erlassenen Vorschriften ergdnzend zum 3. Abschnitt dieses Gesetzes.

§ 60

Grundsatze der Datenverarbeitung

(1) Personenbezogene Daten missen

1.

2.

auf rechtmalige und faire Weise verarbeitet werden,

fur festgelegte, eindeutige und rechtmafiige Zwecke erhoben und dirfen
nicht in einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise ver-
arbeitet werden,

dem Verarbeitungszweck entsprechen, fur das Erreichen des Verarbei-
tungszwecks erforderlich sein und ihre Verarbeitung darf nicht aul3er
Verhaltnis zu diesem Zweck stehen,

sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; dabei
sind alle angemessenen MalRnahmen zu treffen, damit personenbezogene
Daten, die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind,
unverzuglich geléscht oder berichtigt werden,

in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen
Personen ermdoglicht, und durfen nicht lAnger gespeichert werden als es
fur die Zwecke, fur die sie verarbeitet werden, erforderlich ist,

in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der
personenbezogenen Daten gewaéhrleistet; hierzu gehdrt auch ein durch
geeignete technische und organisatorische Mal3hahmen zu gewahrleisten-
der Schutz vor unbefugter oder unrechtmafiger Verarbeitung, unbeabsich-
tigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstérung oder unbeabsichtigter Schadi-

gung.

(2) Die Polizei hat bei der Verarbeitung personenbezogener Daten soweit wie
maoglich zwischen den verschiedenen Kategorien betroffener Personen zu unter-
scheiden. Dies betrifft insbesondere folgende Kategorien:
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1. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie eine
Straftat begangen haben,

2. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in
naher Zukunft eine Straftat begehen werden,

3. verurteilte Straftaterinnen oder Straftater,
4. Kontakt- oder Begleitpersonen,

5. Opfer einer Straftat oder Personen, bei denen bestimmte Tatsachen
darauf hindeuten, dass sie Opfer einer Straftat sein kdnnten, oder

6. andere Personen, die dazu beitragen kénnen, den Sachverhalt aufzu-
klaren, wie insbesondere Zeugen oder Hinweisgeber.

(3) Die Polizei hat bei der Verarbeitung soweit wie moglich danach zu unter-
scheiden, ob personenbezogene Daten auf Tatsachen oder auf personlichen
Einschéatzungen beruhen. Zu diesem Zweck soll sie Beurteilungen, die auf
Bewertungen oder auf persoénlichen Einschatzungen beruhen, als solche kennt-
lich machen. Es muss au3erdem feststellbar sein, welche Stelle die Unterlagen
fuhrt, die der Bewertung oder der sonstigen auf persénlicher Einschatzung
beruhenden Beurteilung zugrunde liegen.

§ 61
Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten

Werden besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet, sind
geeignete Garantien fir die Rechtsguter der betroffenen Personen vorzusehen.
Geeignete Garantien kdnnen insbesondere sein:

1. spezifische Anforderungen an die Datensicherheit oder die Datenschutz-
kontrolle,

2. die Festlegung von besonderen Aussonderungspriffristen,
3. die Sensibilisierung der an Verarbeitungsvorgéngen Beteiligten,

4. die Beschrankung des Zugangs zu den personenbezogenen Daten oder
des Zugriffs auf diese innerhalb der Polizei,

5. die von anderen Daten getrennte Verarbeitung,

6. die Pseudonymisierung personenbezogener Daten,

7. die Verschlisselung personenbezogener Daten oder

8. spezifische Verfahrensregelungen, die im Fall einer Ubermittlung oder

Verarbeitung fur andere Zwecke die Rechtmafigkeit der Verarbeitung
sicherstellen.
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§ 62
Profiling; automatisierte Einzelentscheidung

(1) Profiling oder eine ausschlief3lich auf einer automatischen Verarbeitung
beruhende Entscheidung, die mit einer nachteiligen Rechtsfolge fur die betrof-
fene Person verbunden ist oder sie erheblich beeintréachtigt, ist nur zulassig,
wenn dies ausdrtcklich durch ein Gesetz erlaubt ist.

(2) Entscheidungen nach Absatz 1 dirfen nicht auf besonderen Kategorien
personenbezogener Daten beruhen, sofern nicht geeignete Malinahmen zum
Schutz der Rechtsguter sowie der berechtigten Interessen der betroffenen
Personen getroffen wurden.

(3) Profiling, das zur Folge hat, dass betroffene Personen auf der Grundlage
von besonderen Kategorien personenbezogener Daten Nachteile erfahren, ist
verboten.

§ 63
Anforderungen an die Sicherheit der Datenverarbeitung

(1) Die Polizei und der Auftragsverarbeiter haben unter Beriicksichtigung des
Stands der Technik, der Implementierungskosten, der Art, des Umfangs, der
Umstande und der Zwecke der Verarbeitung sowie der Eintrittswahrscheinlichkeit
und der Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen Gefahren fur die Rechts-
guter der betroffenen Personen die erforderlichen technischen und organisato-
rischen MalRnahmen zu treffen, um bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau zu gewéhrleisten, insbeson-
dere im Hinblick auf die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener
Daten. Die Polizei hat hierbei die einschlagigen technischen Richtlinien und
Empfehlungen des Bundesamtes fur Sicherheit in der Informationstechnik zu
berticksichtigen.

(2) Die in Absatz 1 genannten MalRnahmen kdnnen unter anderem die
Pseudonymisierung und Verschliisselung personenbezogener Daten umfassen,
soweit solche Mittel in Anbetracht der Verarbeitungszwecke moglich sind. Die
Maflinahmen nach Absatz 1 sollen dazu fuhren, dass

1. die Vertraulichkeit, Integritat, Verfugbarkeit und Belastbarkeit der Systeme
und Dienste im Zusammenhang mit der Verarbeitung auf Dauer sicherge-
stellt werden und

2. die Verfugbarkeit der personenbezogenen Daten und der Zugang zu ihnen
oder der Zugriff auf sie bei einem physischen oder technischen Zwischen-
fall umgehend wiederhergestellt werden kénnen.

(3) Bei der automatisierten Verarbeitung ergreift die Polizei oder der Auftrags-
verarbeiter nach einer Risikobewertung MalRnahmen, die Folgendes bezwecken:
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Verwehrung des Zugangs gegeniuber Unbefugten zu Verarbeitungs-
anlagen, mit denen die Verarbeitung durchgeftihrt wird (Zugangskontrolle),

Verhinderung des unbefugten Lesens, Kopierens, Veranderns oder Ent-
fernens oder Vernichtens von Datentragern (Datentragerkontrolle),

Verhinderung der unbefugten Eingabe von personenbezogenen Daten
sowie der unbefugten Kenntnisnahme, Verénderung und Léschung von
gespeicherten personenbezogenen Daten (Speicherkontrolle),

Verhinderung der Nutzung automatisierter Verarbeitungssysteme mit Hilfe
von Einrichtungen zur Datenubertragung durch Unbefugte (Benutzer-
kontrolle),

Gewadbhrleistung, dass die zur Benutzung eines automatisierten Verarbei-
tungssystems Berechtigten ausschliel3lich zu den ihrer Zugriffsberechti-

gung unterliegenden personenbezogenen Daten Zugriff haben (Zugriffs-
kontrolle),

Gewaébhrleistung, dass Uberprift und festgestellt werden kann, an welche
Stellen personenbezogene Daten mit Hilfe von Einrichtungen zur Daten-
Ubertragung Ubermittelt oder zur Verfigung gestellt wurden oder werden
konnen (Ubertragungskontrolle),

Gewadbhrleistung, dass nachtraglich Gberpruft und festgestellt werden kann,
welche personenbezogenen Daten zu welcher Zeit und von wem in auto-

matisierte Verarbeitungssysteme eingegeben oder verandert worden sind
(Eingabekontrolle),

Gewahrleistung, dass bei der Ubermittlung personenbezogener Daten
sowie beim Transport von Datentragern die Vertraulichkeit und Integritat
der Daten geschutzt wird (Transportkontrolle),

Gewaébhrleistung, dass eingesetzte Systeme im Storungsfall wiederher-
gestellt werden konnen (Wiederherstellbarkeit),

Gewaébhrleistung, dass alle Funktionen des Systems zur Verfiigung stehen
und auftretende Fehlfunktionen gemeldet werden (Zuverlassigkeit),

Gewahrleistung, dass gespeicherte personenbezogene Daten nicht durch
Fehlfunktionen des Systems beschadigt werden kdnnen (Datenintegritat),

Gewahrleistung, dass personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbei-
tet werden, nur entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbei-
tet werden kdnnen (Auftragskontrolle),

Gewadbhrleistung, dass personenbezogene Daten gegen Zerstdérung oder
Verlust geschutzt sind (Verfugbarkeitskontrolle) und

Gewaébhrleistung, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene personen-
bezogene Daten getrennt verarbeitet werden kdnnen (Trennbarkeit).
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Ein Zweck nach Satz 1 Nummer 2 bis 5 kann insbesondere durch die Verwen-
dung von dem Stand der Technik entsprechenden Verschlisselungsverfahren
erreicht werden.

§ 64

Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten
an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten
fur Datenschutz und Informationsfreiheit

(1) Die Polizei hat Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten
unverzuglich und méglichst innerhalb von 72 Stunden, nachdem ihr diese
bekannt wurden, der oder dem Landesbeauftragten fur Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit zu melden, es sei denn, dass die Verletzung voraussichtlich keine
Gefahr fur die Rechtsguter natirlicher Personen darstellt. Erfolgt die Meldung
nach Satz 1 nicht innerhalb von 72 Stunden, ist dieser eine Begrindung fir die
Verzdgerung beizufugen.

(2) Ein Auftragsverarbeiter hat die Verletzung des Schutzes personenbe-
zogener Daten unverzuglich nachdem ihm diese bekannt wird, der Polizei zu
melden.

(3) Die Meldung nach Absatz 1 enthalt mindestens folgende Informationen:

1. eine Beschreibung der Art der Verletzung des Schutzes personenbezo-
gener Daten, soweit moglich mit Angabe der Kategorien und der unge-
fahren Anzahl der betroffenen Personen, der betroffenen Kategorien
personenbezogener Daten und der ungefdhren Anzahl der betroffenen
personenbezogenen Datensatze,

2. Name und Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten oder einer sonsti-
gen Person oder Stelle, die weitere Informationen erteilen kann,

3. eine Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen der Verletzung des
Schutzes personenbezogener Daten,

4. eine Beschreibung der von der Polizei ergriffenen oder vorgeschlagenen
Malinahmen zur Behandlung der Verletzung des Schutzes personenbe-
zogener Daten und der getroffenen Mal3nahmen zur Abmilderung seiner
maoglichen nachteiligen Auswirkungen und

5. eine Mitteilung, ob die Polizei die betroffenen Personen nach § 65 unter-
richtet hat oder unterrichten wird.

(4) Wenn die Informationen nicht mit der Meldung bereitgestellt werden
kénnen, hat die Polizei diese Informationen unverziglich nachzureichen, sobald
sie ihr vorliegen.

(5) Die Polizei hat Datenschutzverletzungen nach Absatz 1 einschlief3lich aller
im Zusammenhang mit ihnen stehenden Tatsachen, deren Auswirkungen und
der ergriffenen Abhilfemalinahmen zu dokumentieren. Diese Dokumentation ist
der oder dem Landesbeauftragten flr Datenschutz und Informationsfreiheit auf
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Verlangen zur Uberpriifung der Einhaltung der Bestimmungen von Absatz 1 bis 4
zur Verfuigung zu stellen.

(6) Soweit bei einer Datenschutzverletzung nach Absatz 1 personenbezogene
Daten betroffen sind, die von einer Stelle oder an eine Stelle in einem anderen
Mitgliedstaat der Europaischen Union Gbermittelt wurden, werden die in Absatz 3
genannten Informationen dieser Stelle unverziglich Gbermittelt.

§ 65

Unterrichtung der betroffenen Person bei Verletzungen
des Schutzes personenbezogener Daten

(1) Wenn eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraus-
sichtlich eine erhebliche Gefahr fur die Rechtsguter naturlicher Personen zur
Folge hat, so hat die Polizei die betroffenen Personen unverziiglich von der
Verletzung zu unterrichten.

(2) Die Unterrichtung der betroffenen Personen nach Absatz 1 beschreibt in
klarer und einfacher Sprache die Art der Verletzung des Schutzes personenbe-
zogener Daten und enthélt zumindest die in 8 64 Absatz 3 Nummer 2 bis 4
genannten Informationen und Malinahmen.

(3) Die Unterrichtung der betroffenen Personen nach Absatz 1 ist nicht erfor-
derlich, wenn

1. die Polizei geeignete technische und organisatorische Sicherheitsvor-
kehrungen getroffen und diese Vorkehrungen auf die von der Verletzung
des Schutzes betroffenen personenbezogenen Daten angewandt hat,
insbesondere solche, durch die die personenbezogenen Daten fir alle
Personen, die nicht zum Zugang zu den oder zum Zugriff auf die per-
sonenbezogenen Daten befugt sind, unzuganglich gemacht werden, etwa
durch hinreichende Verschlusselung,

2. die Polizei durch im Anschluss an die Verletzung getroffene Mal3hahmen
sichergestellt hat, dass die erhebliche Gefahr fiir die Rechtsgiter der
betroffenen Personen nach Absatz 1 aller Wahrscheinlichkeit nach nicht
mehr besteht, oder

3. dies mit einem unverhaltnismafigen Aufwand verbunden ware; in diesem
Fall hat stattdessen eine oOffentliche Bekanntmachung oder eine &hnliche
Malinahme zu erfolgen, durch die die betroffenen Personen vergleichbar
wirksam informiert werden.

(4) Wenn die Polizei die betroffenen Personen nicht bereits Gber die Ver-
letzung des Schutzes personenbezogener Daten unterrichtet hat, kann die oder
der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit unter Beriick-
sichtigung der Wahrscheinlichkeit, mit der die Verletzung des Schutzes per-
sonenbezogener Daten zu einer erheblichen Gefahr fuhrt, von der Polizei ver-
langen, dies nachzuholen oder feststellen, dass bestimmte der in Absatz 3
genannten Voraussetzungen erfullt sind.
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(5) Die Unterrichtung der betroffenen Personen nach Absatz 1 kann unter den
in 8 72 Absatz 2 genannten Voraussetzungen aufgeschoben, eingeschrankt oder
unterlassen werden.

2. Unterabschnitt:
Dateniibermittlungen an Drittstaaten und an internationale Organisationen

§ 66

Allgemeine Voraussetzungen der Datenibermittlung an Drittstaaten
und an internationale Organisationen

(1) Die Ubermittlung personenbezogener Daten an Stellen in anderen als den
in 8 55 Absatz 7 genannten Staaten (Drittstaaten) oder an internationale Organi-
sationen ist bei Vorliegen der Gbrigen fur Datentbermittlungen geltenden Voraus-
setzungen zulassig, wenn

1. die Stelle oder internationale Organisation fiir die Gefahrenabwehr, Straf-
verfolgung oder Strafvollstreckung zustandig ist und

2. die Europaische Kommission nach Artikel 36 Absatz 3 der Richtlinie (EU)
2016/680 beschlossen hat, dass die Stelle oder internationale Organi-
sation ein angemessenes Schutzniveau bietet (Angemessenheits-
beschluss).

(2) Die Ubermittlung personenbezogener Daten hat trotz des Vorliegens eines
Angemessenheitsbeschlusses im Sinne des Absatzes 1 Nummer 2 und des zu
berticksichtigenden 6ffentlichen Interesses an der Datentbermittlung zu unter-
bleiben, wenn im Einzelfall ein datenschutzrechtlich angemessener und die ele-
mentaren Menschenrechte wahrender Umgang mit den Daten der empfangen-
den Stelle nicht hinreichend gesichert ist oder sonst Uberwiegende schutz-
wirdige Interessen einer betroffenen Person entgegenstehen. Bei ihrer Beurtei-
lung hat die Polizei mal3geblich zu bertcksichtigen, ob die empfangende Stelle
im Einzelfall einen angemessenen Schutz der Ubermittelten Daten garantiert.

(3) Wenn personenbezogene Daten, die aus einem anderen Mitgliedstaat der
Europaischen Union Gbermittelt oder zur Verfigung gestellt wurden, nach
Absatz 1 Gibermittelt werden sollen, muss diese Ubermittlung zuvor von der
zustandigen Stelle des anderen Mitgliedstaats genehmigt werden. Ubermitt-
lungen ohne vorherige Genehmigung sind nur dann zulassig, wenn die Uber-
mittlung erforderlich ist, um eine unmittelbare und ernsthafte Gefahr fir die
offentliche Sicherheit eines Mitgliedstaats oder eines Drittstaates oder fur die
wesentlichen Interessen eines Mitgliedstaats abzuwehren, und die vorherige
Genehmigung nicht rechtzeitig eingeholt werden kann. Im Fall des Satzes 2 ist
die Stelle des anderen Mitgliedstaats, die fur die Erteilung der Genehmigung
zustandig gewesen ware, unverzuglich tber die Ubermittlung zu unterrichten.

(4) Die Polizei hat bei der Datentbermittlung nach Absatz 1 durch geeignete
Maflinahmen sicherzustellen, dass die empfangende Stelle die Ubermittelten
Daten nur dann an Stellen in anderen Drittstaaten oder andere internationale
Organisationen weitertibermittelt, wenn die Polizei diese Ubermittlung zuvor
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genehmigt hat. Bei der Entscheidung Uber die Erteilung der Genehmigung hat
die Polizei alle mal3geblichen Faktoren zu berticksichtigen, insbesondere die
Schwere der Straftat, den Zweck der urspriinglichen Ubermittlung und das in
dem Drittstaat oder der internationalen Organisation, an den oder an die die
Daten weitertibermittelt werden sollen, bestehende Schutzniveau fir personen-
bezogene Daten. Eine Genehmigung darf nur dann erfolgen, wenn auch eine
direkte Ubermittlung an die Stelle im anderen Drittstaat oder die andere inter-
nationale Organisation zulassig ware. Die Zustandigkeit fur die Erteilung der
Genehmigung kann auch abweichend geregelt werden.

(5) Die Person, deren Daten nach Absatz 1 tbermittelt worden sind, ist hier-
Uber zu unterrichten. Besteht Grund zur Annahme, dass die Ubermittlung schutz-
wurdige Interessen der betroffenen Person beeintrachtigen wirde, ist die Person
vor der Ubermittlung in angemessener Frist anzuhéren; dies gilt nicht, soweit die
sofortige Ubermittlung der Daten fiir den Zweck der Ubermittlung unerlasslich ist.

(6) Volkerrechtliche Vereinbarungen im Bereich der justiziellen Zusammen-
arbeit in Strafsachen und der polizeilichen Zusammenarbeit, die vor dem 6. Mai
2016 geschlossen wurden und mit dem vor dem genannten Datum geltenden
Recht der Européischen Union vereinbar sind, bleiben unberihrt.

8§ 67
Voraussetzungen der Datenubermittlung bei geeigneten Garantien

(1) Liegt entgegen 8§ 66 Absatz 1 Nummer 2 kein Beschluss nach Artikel 36
Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2016/680 vor, ist eine Ubermittlung bei Vorliegen der
ubrigen Voraussetzungen des 8§ 66 auch dann zulassig, wenn

1. in dem Drittstaat oder der internationalen Organisation in einem rechtsver-
bindlichen Instrument geeignete Garantien fur den Schutz personen-
bezogener Daten vorgesehen sind oder

2. die Polizei nach Beurteilung aller Umstande, die bei der Ubermittlung eine
Rolle spielen, und unter Beriicksichtigung der nach § 28 Absatz 3 des
Bundeskriminalamtgesetzes gefuhrten Aufstellung zu der Auffassung
gelangt ist, dass geeignete Garantien fir den Schutz personenbezogener
Daten bestehen.

(2) Die Polizei hat Ubermittlungen nach Absatz 1 Nummer 2 zu dokumen-
tieren. Die Dokumentation hat den Zeitpunkt der Ubermittlung, die Identitat der
empfangenden Stelle, den Grund der Ubermittlung und die ibermittelten
personenbezogenen Daten zu enthalten. Sie ist der oder dem Landesbeauf-
tragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit auf Anforderung zur Verfigung
zu stellen.

(3) Die Polizei hat die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten flr
Datenschutz und Informationsfreiheit mindestens jahrlich tiber Ubermittiungen zu
unterrichten, die aufgrund einer Beurteilung nach Absatz 1 Nummer 2 erfolgt
sind. In der Unterrichtung kann sie die empfangenden Stellen und die Ubermitt-
lungszwecke angemessen kategorisieren.
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§ 68
Voraussetzungen der Datenubermittlung ohne geeignete Garantien

(1) Liegt entgegen 8§ 66 Absatz 1 Nummer 2 kein Beschluss nach Artikel 36
Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2016/680 vor und liegen auch keine geeigneten
Garantien im Sinne des § 67 Absatz 1 vor, ist eine Ubermittlung bei Vorliegen der
Ubrigen Voraussetzungen des § 66 auch dann zulassig, wenn die Ubermittlung
erforderlich ist

1. zum Schutz lebenswichtiger Interessen einer natirlichen Person,
2. zur Wahrung berechtigter Interessen der betroffenen Person,

3. zur Abwehr einer gegenwartigen und erheblichen Gefahr fur die offentliche
Sicherheit eines Staates,

4. im Einzelfall zu Zwecken der Gefahrenabwehr, Strafverfolgung oder Straf-
vollstreckung oder

5. im Einzelfall zur Geltendmachung, Ausuibung oder Verteidigung von
Rechtsansprichen im Zusammenhang mit der Gefahrenabwehr, Straf-
verfolgung oder Strafvollstreckung.

(2) Die Polizei hat von einer Ubermittlung nach Absatz 1 Nummer 4 und 5
abzusehen, wenn die Grundrechte der betroffenen Person das &ffentliche
Interesse an der Ubermittlung Uberwiegen.

(3) Fiir Ubermittlungen nach Absatz 1 gilt § 67 Absatz 2 und 3 entsprechend.

§ 69

Datentibermittlung an fur Gefahrenabwehr oder
Strafvollstreckung zustandige Stellen in Drittstaaten

Die Polizei kann personenbezogene Daten zu Zwecken der Gefahrenabwehr
oder Strafvollstreckung unter Beachtung der 88 66 bis 68 an die in § 66 Absatz 1
genannten Stellen Gbermitteln, soweit dies erforderlich ist zur

1. Erfillung einer Aufgabe der Polizei,

2. Strafvollstreckung nach Mal3gabe der Vorschriften Gber die internationale
Rechtshilfe in strafrechtlichen Angelegenheiten oder der Vorschriften Gber
die Zusammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof oder

3. Abwehr einer erheblichen Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit durch die
empfangende Stelle.

Entsprechendes gilt, wenn tatsachliche Anhaltspunkte dafur bestehen, dass
Straftaten von erheblicher Bedeutung begangen werden sollen. Die Polizei hat
die Ubermittlung und ihren Anlass zu dokumentieren und der empfangenden
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Stelle den bei der Gbermittelnden Stelle vorgesehenen Léschungszeitpunkt
mitzuteilen.

§70
Datentibermittlung an sonstige Stellen in Drittstaaten

(1) Die Polizei kann bei Vorliegen der tbrigen fur die Datentbermittlung in
Drittstaaten geltenden Voraussetzungen im besonderen Einzelfall personen-
bezogene Daten unmittelbar an nicht in 8 66 Absatz 1 Nummer 1 genannte
Stellen in Drittstaaten Gibermitteln, wenn die Ubermittlung fir die Erfillung ihrer
Aufgaben unerlasslich ist und

1. im konkreten Fall keine Grundrechte der betroffenen Person das 6ffent-
liche Interesse an einer Ubermittlung Gberwiegen,

2. die Ubermittlung an die in § 66 Absatz 1 Nummer 1 genannten Stellen
wirkungslos oder ungeeignet wére, insbesondere, weil sie nicht rechtzeitig
durchgefuhrt werden kann, und

3. die Polizei der empfangenden Stelle die Zwecke der Verarbeitung mitteilt
und sie darauf hinweist, dass die Ubermittelten Daten nur in dem Umfang
verarbeitet werden durfen, in dem ihre Verarbeitung fur diese Zwecke
erforderlich ist.

(2) Die Polizei hat die in 8 66 Absatz 1 Nummer 1 genannten Stellen unver-
ziglich tiber die Ubermittlung nach Absatz 1 zu unterrichten, sofern dies nicht
wirkungslos oder ungeeignet ist.

(3) Furr Ubermittlungen nach Absatz 1 gilt § 67 Absatze 2 und 3 entsprechend.

(4) Bei Ubermittlungen nach Absatz 1 hat die Polizei die empfangende Stelle
zu verpflichten, die Ubermittelten personenbezogenen Daten ohne ihre Genehmi-
gung nur fr den Zweck zu verarbeiten, fir den sie Gbermittelt worden sind.

3. Unterabschnitt:
Rechte der betroffenen Person

§71
Allgemeine Informationspflicht

Die Polizei stellt in allgemeiner Form und 6ffentlich zugénglich die folgenden
Informationen zur Verfigung:

1. die Zwecke der von ihr vorgenommenen Verarbeitungen,

2. die im Hinblick auf die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten
bestehenden Rechte der betroffenen Personen auf Auskunft, Berichti-
gung, Léschung und Einschrankung der Verarbeitung,
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den Namen und die Kontaktdaten der Polizei und die Kontaktdaten der
oder des Datenschutzbeauftragten,

das Bestehen des Rechts nach § 87, die Landesbeauftragte oder den
Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfreiheit anzurufen,
und

die Erreichbarkeit der oder des Landesbeauftragten flr den Datenschutz
und Informationsfreiheit.

§72

Unterrichtung betroffener Personen

(1) Ist die Unterrichtung betroffener Personen tber die Verarbeitung sie betref-
fender personenbezogener Daten in besonderen Rechtsvorschriften, insbeson-
dere bei verdeckten Mal3nahmen, vorgesehen oder angeordnet, hat diese Unter-
richtung mindestens folgende Angaben zu enthalten:

1.

2.

die in § 71 genannten Angaben,
die Rechtsgrundlage der Verarbeitung,

die Dauer, fur die die personenbezogenen Daten gespeichert werden,
oder, falls dies nicht moglich ist, die Kriterien fur die Festlegung dieser
Dauer,

gegebenenfalls die Kategorien von empfangende Stellen der personen-
bezogenen Daten,

erforderlichenfalls weitere Informationen, insbesondere wenn die per-
sonenbezogenen Daten ohne Wissen der betroffenen Person erhoben
wurden sowie

gegebenenfalls das Vorliegen einer automatisierten Einzelentscheidung
nach § 62 und Ausfihrungen zu den dabei bericksichtigten Einzelkriterien
und ihrer Gewichtung.

(2) Die Polizei kann die Unterrichtung nach Absatz 1 aufschieben, einschran-
ken oder unterlassen, soweit und solange durch die Unterrichtung

1.

behdordliche oder gerichtliche Untersuchungen, Ermittlungen oder Verfah-
ren behindert wirden,

die Verhitung, Aufdeckung, Ermittlung oder Verfolgung von Straftaten
oder die Strafvollstreckung beeintrachtigt wirden,

die offentliche Sicherheit gefahrdet wirde oder

die Rechtsguter Dritter gefahrdet wirden
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und wenn das Interesse an dem Aufschub, der Einschrankung oder der Unter-
lassung der Unterrichtung gegenuber dem Informationsinteresse der betroffenen
Person Uberwiegt. § 73 Absatz 6 gilt entsprechend.

(3) Bezieht sich die Unterrichtung auf die Ubermittlung personenbezogener
Daten an Verfassungsschutzbehérden, den Bundesnachrichtendienst, den
Militarischen Abschirmdienst oder, soweit die Sicherheit des Bundes berihrt
wird, andere Behodrden des Geschéftsbereichs des fur Verteidigung zustandigen
Bundesministeriums, ist sie nur mit Genehmigung dieser Stellen zulassig.

(4) Im Fall der Einschrankung der Unterrichtung nach Absatz 3 gilt § 73
Absatz 5 entsprechend.

8§73
Auskunftsrecht

(1) Die Polizei hat betroffenen Personen auf Antrag Auskunft dartiber zu
erteilen, ob sie die Person betreffende Daten verarbeitet. Betroffene Personen
haben dartber hinaus das Recht, Informationen zu erhalten tber

1. die sie betreffenden personenbezogenen Daten, die Gegenstand der
Verarbeitung sind, und die Kategorie, zu der sie gehoren,

2. die verflugbaren Informationen Uber die Herkunft der Daten,
3. die Zwecke der Verarbeitung und deren Rechtsgrundlage,

4. die empfangenden Stellen oder die Kategorien von empfangenden
Stellen, gegeniber denen die sie betreffenden personenbezogenen Daten
offengelegt worden sind, insbesondere bei empfangenden Stellen in Dritt-
staaten oder bei internationalen Organisationen,

5. die fur die Daten geltende Speicherdauer oder, falls dies nicht mdglich ist,
die Kriterien fur die Festlegung dieser Dauer,

6. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, Loschung oder Einschréan-
kung der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Polizei,

7. das Recht nach § 87, die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftrag-
ten fur Datenschutz und Informationsfreiheit anzurufen, sowie

8. Angaben zur Erreichbarkeit der oder des Landesbeauftragten fur Daten-
schutz und Informationsfreiheit.

Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die Ubermittlung personenbezogener
Daten an Verfassungsschutzbehérden, den Bundesnachrichtendienst, den
Militarischen Abschirmdienst oder, soweit die Sicherheit des Bundes beruhrt
wird, andere Behdrden des Geschéftsbereichs des fur Verteidigung zustandigen
Bundesministeriums, ist sie nur mit Genehmigung dieser Stellen zulassig.
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(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt, wenn die betroffene Person keine
Angaben macht, die das Auffinden der Daten ermdglichen, und deshalb der fr
die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand aufRer Verhaltnis zu dem von
der betroffenen Person geltend gemachten Informationsinteresse steht.

(3) Die Polizei kann unter den Voraussetzungen des 8§ 72 Absatz 3 von der
Auskunft nach Absatz 1 Satz 1 absehen oder die Auskunftserteilung nach
Absatz 1 Satz 3 teilweise oder vollstandig einschrénken.

(4) Die Polizei hat die betroffene Person unverziiglich tber das Absehen von
oder die Einschrankung einer Auskunft schriftlich zu unterrichten. Dies gilt nicht,
wenn bereits die Erteilung dieser Informationen eine Gefahrdung im Sinne des
§ 72 Absatz 3 mit sich bringen wirde. Die Unterrichtung nach Satz 1 ist zu
begrinden, es sei denn, dass die Mitteilung der Griinde den mit dem Absehen
von oder der Einschrankung der Auskunft verfolgten Zweck gefahrden wirde.

(5) Wird die betroffene Person nach Absatz 4 Uber die Verweigerung oder die
Einschrankung der Auskunft unterrichtet, kann sie ihr Auskunftsrecht auch tber
die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fir Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit austben. Die Polizei hat die betroffene Person tber diese Mdg-
lichkeit zu unterrichten. Macht die betroffene Person von ihrem Recht nach
Satz 1 Gebrauch, ist die Auskunft auf ihr Verlangen der oder dem Landesbeauf-
tragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit zu erteilen. Die oder der Landes-
beauftragte flr Datenschutz und Informationsfreiheit hat die betroffene Person
zumindest darUber zu unterrichten, dass alle erforderlichen Prifungen oder eine
Uberprifung durch sie oder ihn erfolgt sind. Diese Mitteilung kann die Information
enthalten, ob datenschutzrechtliche VerstoRRe festgestellt wurden. Die Mitteilung
der oder des Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit an die
betroffene Person darf keine Rickschliisse auf den Erkenntnisstand der Polizei
zulassen, sofern diese nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt. Die oder
der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit hat zudem die
betroffene Person Uber ihr Recht auf einen gerichtlichen Rechtsbehelf Gber die
Ausubung ihres Rechts nach Satz 1 zu unterrichten.

(6) Die Polizei hat die sachlichen oder rechtlichen Griinde fur die Entschei-
dung zu dokumentieren. Diese Dokumentation ist der oder dem Landesbeauf-
tragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit auf Verlangen zur Verfligung zu
stellen.

§74

Rechte auf Berichtigung und Léschung
sowie Einschrankung der Verarbeitung

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von der Polizei unverziglich die
Berichtigung sie betreffender unrichtiger Daten zu verlangen. Insbesondere im
Fall von Aussagen oder Beurteilungen betrifft die Frage der Richtigkeit nicht den
Inhalt der Aussage oder der Beurteilung. Wenn die Richtigkeit oder Unrichtigkeit
der Daten nicht festgestellt werden kann, tritt an die Stelle der Berichtigung eine
Einschrankung der Verarbeitung. In diesem Fall hat die Polizei die betroffene
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Person zu unterrichten, bevor sie die Einschrankung wieder aufhebt. Die betrof-
fene Person kann zudem die Vervollstandigung unvollstandiger personen-
bezogener Daten verlangen, wenn dies unter Berticksichtigung der Verarbei-
tungszwecke angemessen ist.

(2) Die betroffene Person hat das Recht, von der Polizei unverziglich die
Loschung sie betreffender Daten zu verlangen, wenn deren Verarbeitung unzu-
lassig oder deren Kenntnis fir die Aufgabenerfillung nicht mehr erforderlich ist
oder diese zur Erfullung einer rechtlichen Verpflichtung geléscht werden mussen.

(3) 8 58 Absatz 3 und 4 gelten entsprechend.

(4) Die Polizei hat die betroffene Person Uber eine Verweigerung der Berichti-
gung oder Loschung personenbezogener Daten oder Uber die an deren Stelle
tretende Einschrankung der Verarbeitung schriftlich zu unterrichten. Dies gilt
nicht, wenn die Erteilung dieser Informationen eine Gefahrdung im Sinne des
§ 72 Absatz 3 mit sich bringen wirde. Die Unterrichtung nach Satz 1 ist zu be-
grinden, es sei denn, dass die Mitteilung der Griinde den mit dem Absehen von
der Unterrichtung verfolgten Zweck gefahrden wiirde.

(5) 8 73 Absatz 5 und 6 finden entsprechende Anwendung.

8§75
Verfahren fur die Austibung der Rechte der betroffenen Person

(1) Die Polizei hat mit betroffenen Personen unter Verwendung einer klaren
und einfachen Sprache in préaziser, verstandlicher und leicht zuganglicher Form
zu kommunizieren. Unbeschadet besonderer Formvorschriften soll sie bei der
Beantwortung von Antragen grundsatzlich die fir den Antrag gewahlte Form
verwenden.

(2) Unbeschadet des § 73 Absatz 4 und des § 74 Absatz 4 setzt die Polizei die
betroffene Person unverzuglich, in jedem Fall aber innerhalb eines Monats nach
Eingang des Antrags, schriftlich dartber in Kenntnis, wie mit ihrem Antrag ver-
fahren wurde. Diese Frist kann um weitere zwei Monate von der Polizei ver-
langert werden, wenn dies unter Berlcksichtigung der Komplexitat und der
Anzahl von Antragen erforderlich ist. Die Polizei unterrichtet die betroffene
Person innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags Uber eine Fristver-
lAngerung, zusammen mit den Grunden fur die Verzégerung.

(3) Informationen nach 8§ 71, Unterrichtungen nach § 72, Mitteilungen nach
8 65 und die Bearbeitung von Antragen nach den 88 73 und 74 erfolgen fir die
betroffene Person unentgeltlich. Bei offenkundig unbegrindeten oder exzessiven
Antragen der betroffenen Person nach den 88 73 und 74 kann die Polizei ent-
weder Verwaltungskosten auf der Grundlage des Verwaltungsaufwands ver-
langen oder sich weigern, aufgrund des Antrags tatig zu werden. In diesem Fall
tragt die Polizei die Beweislast fir den offenkundig unbegriindeten oder exzessi-
ven Charakter des Antrags und weist die antragstellende Person nach Feststel-
lung des offensichtlich unbegriindeten oder exzessiven Antrags auf die Weige-
rung oder Entgeltlichkeit hin.
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(4) Hat die Polizei begriindete Zweifel an der Identitat der betroffenen Person,
die den Antrag nach den 88 73 oder 74 stellt, so kann sie bei der betroffenen
Person zusatzliche Informationen oder Nachweise anfordern, die zur Bestatigung
ihrer Identitat erforderlich sind.

(5) Beim Einreichen einer Beschwerde, bei Wahrnehmung der in den 88 87
und 88 genannten Rechte oder in gerichtlichen Verfahren tGber die Verletzung
der Rechte nach diesem Abschnitt kann sich die betroffene Person von einer
Stelle, einer Organisation oder einem Verband gemal3 Artikel 55 der Richtlinie
(EU) 2016/680 vertreten lassen.

4. Unterabschnitt:
Pflichten der Polizei und Auftragsverarbeiter

876
Pflichten der Polizei

(1) Die Polizei hat sowohl zum Zeitpunkt der Festlegung der Mittel fur die Ver-
arbeitung als auch zum Zeitpunkt der eigentlichen Verarbeitung angemessene
Vorkehrungen zu treffen, die geeignet sind, Datenschutzgrundsatze wirksam
umzusetzen und die notwendigen Garantien in die Verarbeitung aufzunehmen,
um den gesetzlichen Anforderungen zu genigen und die Rechte der betroffenen
Personen zu schitzen. Sie hat hierbei den Stand der Technik, die Implementie-
rungskosten und die Art, den Umfang, die Umstande und die Zwecke der Ver-
arbeitung sowie die unterschiedliche Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der
mit der Verarbeitung verbundenen Gefahrdung fur die Rechtsguter der betrof-
fenen Personen zu bericksichtigen.

(2) Die Polizei hat geeignete technische und organisatorische Maflinahmen zu
treffen, die sicherstellen, dass durch Voreinstellung grundsatzlich nur solche
personenbezogenen Daten verarbeitet werden, deren Verarbeitung fur den
jeweiligen bestimmten Verarbeitungszweck erforderlich ist. Diese Verpflichtung
gilt fir die Menge der erhobenen personenbezogenen Daten, den Umfang deren
Verarbeitung, deren Speicherdauer und deren Zuganglichkeit oder Zugriffsmog-
lichkeit. Die MalRnahmen mussen insbesondere sicherstellen, dass personen-
bezogene Daten durch Voreinstellungen nicht ohne Eingreifen der Person einer
unbestimmten Anzahl von Personen zuganglich gemacht werden kénnen.

(3) Die Polizei erméglicht, dass alle Beschéftigten der Polizei der oder dem
Datenschutzbeauftragten sowie der Landesbeauftragten fur Datenschutz und
Informationsfreiheit vertrauliche Hinweise Uber die im Verantwortungsbereich der
Polizei erfolgende mogliche Verstdl3e gegen Datenschutzvorschriften ohne Ein-
haltung des Dienstwegs zuleiten kdnnen. Den Beschéftigten der Polizei durfen
aufgrund eines Hinweises nach Satz 1 im Dienst keine rechtlichen oder tatsach-
lichen Nachteile entstehen. Sofern eine beschaftige Person der Polizei darlegt,
dass ihr ein Nachteil nach Satz 2 entstanden ist und sie eine vertrauliche Mel-
dung nach Satz 1 gemacht hat, tragt die Polizei die Beweislast daftir, dass sie die
beschaftige Person nicht wegen der vertraulichen Meldung benachteiligt hat. Die
Ermachtigung zur Strafverfolgung nach § 353b Absatz 4 Satz 2 Nummer 3 des
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Strafgesetzbuchs wird im Falle der zuldssigen Ausiibung des Rechts nach Satz 1
nicht erteilt.

(4) Die Polizei berichtet dem fiir Datenschutz zustandigen Ausschuss der
Birgerschaft kalenderjahrlich Gber die nach Absatz 1 getroffenen Vorkehrungen
und aufgenommenen Garantien, Gber die nach Absatz 2 getroffenen technischen
und organisatorischen MalRnahmen sowie Uber den Umfang der nach Absatz 3
eingegangenen vertraulichen Hinweise.

877
Gemeinsame Verantwortlichkeit

Legt die Polizei gemeinsam mit einer anderen Stelle oder mehreren anderen
Stellen die Zwecke und die Mittel der Verarbeitung fest, gelten sie als gemein-
sam Verantwortliche. Die gemeinsam Verantwortlichen haben ihre jeweiligen
Aufgaben und datenschutzrechtlichen Verantwortlichkeiten in transparenter Form
in einer Vereinbarung festzulegen, soweit diese nicht bereits in Rechtsvor-
schriften festgelegt sind. Aus der Vereinbarung muss insbesondere hervorgehen,
wie und gegentber wem betroffene Personen ihre Rechte wahrnehmen kénnen
und wer welchen Informationspflichten nachzukommen hat. Eine entsprechende
Vereinbarung hindert die betroffene Person nicht, ihre Rechte gegeniber jedem
der gemeinsam Verantwortlichen geltend zu machen.

8§78
Auftragsverarbeitung

(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag der Polizei durch andere
Personen oder Stellen verarbeitet, hat die Polizei fir die Einhaltung der Vor-
schriften dieses Gesetzes und anderer Vorschriften Giber den Datenschutz zu
sorgen. Die Rechte der betroffenen Person auf Auskunft, Berichtigung,
Loschung, Einschrdnkung der Verarbeitung und Schadensersatz sind in diesem
Fall gegentber der Polizei geltend zu machen.

(2) Die Polizei darf nur solche Auftragsverarbeiter mit der Verarbeitung
personenbezogener Daten beauftragen, die mit geeigneten technischen und
organisatorischen MafRnahmen sicherstellen, dass die Verarbeitung im Einklang
mit den gesetzlichen Anforderungen erfolgt und der Schutz der Rechte der
betroffenen Personen gewahrleistet wird.

(3) Auftragsverarbeiter dirfen ohne vorherige schriftiche Genehmigung der
Polizei keine weiteren Auftragsverarbeiter hinzuziehen. Hat die Polizei dem Auf-
tragsverarbeiter eine allgemeine Genehmigung zur Hinzuziehung weiterer Auf-
tragsverarbeiter erteilt, hat der Auftragsverarbeiter die Polizei Gber jede beab-
sichtigte Hinzuziehung oder Ersetzung zu informieren. Die Polizei kann in diesem
Fall die Hinzuziehung oder Ersetzung untersagen.

(4) Zieht ein Auftragsverarbeiter einen weiteren Auftragsverarbeiter hinzu, so
hat er diesem dieselben Verpflichtungen aus seinem Vertrag mit der Polizei nach
Absatz 5 aufzuerlegen, die auch fur ihn gelten, soweit diese Pflichten fir den
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weiteren Auftragsverarbeiter nicht schon aufgrund anderer Vorschriften verbind-
lich sind. Erfullt ein weiterer Auftragsverarbeiter diese Verpflichtungen nicht, so
haftet der ihn beauftragende Auftragsverarbeiter gegeniber der Polizei fir die
Einhaltung der Pflichten des weiteren Auftragsverarbeiters.

(5) Die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter hat auf der Grundlage
eines Vertrags oder eines anderen Rechtsinstruments zu erfolgen, der oder das
den Auftragsverarbeiter an die Polizei bindet und der oder das den Gegenstand,
die Dauer, die Art und den Zweck der Verarbeitung, die Art der personenbezoge-
nen Daten, die Kategorien betroffener Personen und die Rechte und Pflichten
der Polizei festlegt. Der Vertrag oder das andere Rechtsinstrument haben insbe-
sondere vorzusehen, dass der Auftragsverarbeiter

1. nur auf dokumentierte Weisung der Polizei handelt; ist der Auftragsver-
arbeiter der Auffassung, dass eine Weisung rechtswidrig ist, hat er die
Polizei unverzuglich zu informieren;

2. gewahrleistet, dass die zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten
befugten Personen zur Vertraulichkeit verpflichtet werden, soweit sie
keiner angemessenen gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen;

3. die Polizei mit geeigneten Mitteln dabei unterstiitzt, die Einhaltung der
Bestimmungen Uber die Rechte der betroffenen Person zu gewahrleisten;

4. alle personenbezogenen Daten nach Abschluss der Erbringung der Ver-
arbeitungsleistungen nach Wahl der Polizei zurtickgibt oder I6scht und
bestehende Kopien vernichtet, wenn nicht nach einer Rechtsvorschrift
eine Verpflichtung zur Speicherung der personenbezogenen Daten
bestent;

5. der Polizei alle erforderlichen Informationen, insbesondere die nach § 81
generierten Protokolle, zum Nachweis der Einhaltung seiner Pflichten zur
Verfligung stellt;

6. Uberpriifungen, die von der Polizei oder einem anderen von diesem
beauftragten Prifer durchgefuhrt werden, ermdglicht und dazu beitragt;

7. die in den Absatzen 3 und 4 aufgefuhrten Bedingungen fir die Inan-
spruchnahme der Dienste eines weiteren Auftragsverarbeiters einhélt;

8. alle nach § 63 erforderlichen Mal3nahmen ergreift und

9. unter Berucksichtigung der Art der Verarbeitung und der ihm zur Ver-
fligung stehenden Informationen der Polizei bei der Einhaltung der in den
88 63 bis 65 sowie 82 und 86 genannten Pflichten unterstutzt.

(6) Der Vertrag oder ein anderes Rechtsinstrument im Sinne des Absatzes 5
sind schriftlich oder elektronisch abzufassen. Soweit aufzubewahrende Unter-
lagen der oder dem Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit
vorzulegen sind, ist § 147 Absatz 5 Abgabenordnung entsprechend anwendbar.
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(7) Ein Auftragsverarbeiter, der unter Verstol3 gegen diese Bestimmung die
Zwecke und Mittel der Verarbeitung bestimmt, gilt in Bezug auf diese Verarbei-
tung als verantwortlich im Sinne des Absatzes 1 Satz 2.

8§79
Verarbeitung auf Weisung; Datengeheimnis

(1) Jede der Polizei oder einem Auftragsverarbeiter unterstellte Person, die
Zugang zu personenbezogenen Daten oder Zugriff auf diese hat, darf diese nicht
unbefugt verarbeiten (Datengeheimnis), sondern ausschlief3lich auf Weisung der
Polizei, es sei denn, dass sie nach einer Rechtsvorschrift zur Verarbeitung ver-
pflichtet ist. Das Datengeheimnis besteht auch nach der Beendigung der Tétig-
keit fort.

(2) Die mit der Datenverarbeitung befassten Personen sind vor der Aufnahme
ihrer Tatigkeit Gber die den Datenschutz betreffenden Vorschriften zu unter-
richten.

§ 80
Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten

(1) Die Polizei hat ein Verzeichnis aller Kategorien von Verarbeitungstatig-
keiten zu fuhren, die in ihre Zustandigkeit fallen. Dieses Verzeichnis hat die
folgenden Angaben zu enthalten:

1. den Namen und die Kontaktdaten der Polizei sowie den Namen und die
Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten,

2. die Zwecke der Verarbeitung,

3. die Kategorien von empfangenden Stellen, gegeniiber denen die per-
sonenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt
werden sollen,

4. eine Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der Kate-
gorien personenbezogener Daten,

5. gegebenenfalls die Verwendung von Profiling,

6. gegebenenfalls die Kategorien von Ubermittlungen personenbezogener
Daten an Stellen in einem Drittstaat oder an eine internationale Organi-
sation,

7. Angaben Uber die Rechtsgrundlage der Verarbeitung,

8. die vorgesehenen Fristen fiir die Loschung oder die Uberprifung der
Erforderlichkeit der Speicherung der verschiedenen Kategorien personen-
bezogener Daten und
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9. eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen
MalRnahmen nach § 63.

(2) Der Auftragsverarbeiter hat ein Verzeichnis aller Kategorien von Ver-
arbeitungen zu fuhren, die er im Auftrag der Polizei durchfuhrt, welches Folgen-
des zu enthalten hat:

1. den Namen und die Kontaktdaten des Auftragsverarbeiters, jedes Verant-
wortlichen, in dessen Auftrag der Auftragsverarbeiter tatig ist, sowie
gegebenenfalls des Datenschutzbeauftragten,

2. gegebenenfalls Ubermittlungen von personenbezogenen Daten an Stellen
in einem Drittstaat oder an eine internationale Organisation, sofern dies
von der Polizei entsprechend angewiesen wird, einschliel3lich der Identi-
fizierung des Drittstaats oder der internationalen Organisation und

3. eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen
MalRnahmen nach § 63.

(3) Die in den Absatzen 1 und 2 genannten Verzeichnisse sind schriftlich oder
elektronisch zu fuihren.

(4) Die Polizei und Auftragsverarbeiter haben auf Anforderung ihre Verzeich-
nisse der oder dem Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit
zur Verfiigung zu stellen.

§ 81
Protokollierung

(1) In automatisierten Verarbeitungssystemen haben die Polizei und Auftrags-
verarbeiter mindestens die folgenden Verarbeitungsvorgange zu protokollieren:

1. Erhebung,

2. Veranderung,

3. Abfrage,

4. Offenlegung einschlieRlich Ubermittlung,
5. Kombination und

6. Loschung.

(2) Die Protokolle Uber Abfragen und Offenlegungen missen es ermdglichen,
die Begriindung, das Datum und die Uhrzeit dieser Vorgange und soweit wie
maoglich die Identitat der Person, die die personenbezogenen Daten abgefragt
oder offengelegt hat, und die Identitat der empfangenden Stelle der Daten
festzustellen.
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(3) Die Protokolle diirfen ausschlieRlich fir die Uberprifung der RechtméaRig-
keit der Datenverarbeitung durch die Datenschutzbeauftragten, die Landes-
beauftragte oder den Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informations-
freiheit und die betroffene Person sowie fur die Eigeniberwachung, fir die
Gewabhrleistung der Integritat und Sicherheit der personenbezogenen Daten
sowie fur Straf-, Ordnungswidrigkeiten- oder Disziplinarverfahren verwendet
werden.

(4) Die Protokolldaten sind am Ende des auf deren Generierung folgenden
Jahres zu I6schen, friihestens aber nach Abschluss der Datenschutzkontrolle
nach 8 38 Absatz 6.

(5) Die Polizei und der Auftragsverarbeiter stellen die Protokolle der oder dem
Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfreiheit auf Anforderung zur
Verfuigung.

(6) Absatze 1 und 2 gelten nicht, soweit es im Ausnahmefall fur die vor dem
6. Mai 2016 eingerichteten automatisierten Verarbeitungssysteme mit einem
unverhaltnismafiigen Aufwand verbunden ist, diese mit den Anforderungen aus
Absatz 1 und 2 in Einklang zu bringen.

§ 82
Durchfihrung einer Datenschutz-Folgenabschéatzung

(1) Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei Verwendung neuer
Technologien, aufgrund der Art, des Umfangs, der Umstande und der Zwecke
der Verarbeitung voraussichtlich eine hohe Geféahrdung fur die Rechtsguter
betroffener Personen zur Folge, so hat die Polizei vorab eine Abschatzung der
Folgen der vorgesehenen Verarbeitungsvorgange flur die betroffenen Personen
durchzufihren.

(2) Die Datenschutz-Folgenabschéatzung hat den Rechten der von der Ver-
arbeitung betroffenen Personen Rechnung zu tragen und zumindest Folgendes
zu enthalten:

1. eine systematische Beschreibung der geplanten Verarbeitungsvorgange
und der Zwecke der Verarbeitung,

2. eine Bewertung der Notwendigkeit und Verhaltnismafigkeit der Verarbei-
tungsvorgange in Bezug auf den Zweck,

3. eine Bewertung der Gefahren fur die Rechtsgiter der betroffenen
Personen und

4. die MalRnahmen, mit denen bestehenden Gefahren abgeholfen werden
soll, einschlieB3lich der Garantien, der Sicherheitsvorkehrungen und der
Verfahren, durch die der Schutz personenbezogener Daten sichergestellt
und die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben nachgewiesen werden soll.
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5. Unterabschnitt:
Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit

883
Aufsichtsbehdrde

(1) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
(Landesbeauftragte) Uberwacht als Aufsichtsbehérde im Sinne des Artikels 41
der Richtlinie (EU) 2016/680 fur den Anwendungsbereich dieses Gesetzes die
Einhaltung der Vorschriften Uber den Datenschutz. Sie oder er ist zustandig fur
die Erfullung der Aufgaben und Austibung der Befugnisse, die ihr oder ihm durch
dieses Gesetz Ubertragen wurden.

(2) Die 88 16 bis 20 des Bremischen Ausfuhrungsgesetzes zur EU-Daten-
schutz-Grundverordnung gelten entsprechend; 8§ 20 gilt entsprechend auch flr
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der oder des Landesbeauftragten fir Daten-
schutz und Informationsfreiheit.

§ 84
Aufgaben

(1) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
hat im Anwendungsbereich dieses Gesetzes die Aufgaben,

1. die Anwendung der datenschutzrechtlichen Regelungen dieses Gesetzes
zu Uberwachen und durchzusetzen,

2. die Offentlichkeit fur die Risiken, Vorschriften, Garantien und Rechte im
Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten zu
sensibilisieren und sie dariiber aufzuklaren,

3. die Burgerschaft (Landtag), den Senat und andere Einrichtungen und
Gremien Uber legislative und administrative MaRnahmen zum Schutz der
Rechte und Freiheiten naturlicher Personen in Bezug auf die Verarbeitung
personenbezogener Daten zu beraten,

4. die Polizei und die Auftragsverarbeiter fir die ihnen aus diesem Gesetz
und sonstigen Vorschriften Uber den Datenschutz, einschlief3lich den zur
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften,
entstehenden Pflichten zu sensibilisieren,

5. auf Anfrage jeder betroffenen Person Informationen tber die Ausiibung
ihrer Rechte aufgrund dieses Gesetzes und sonstiger Vorschriften Uber
den Datenschutz, einschlief3lich der zur Umsetzung der Richtlinie (EU)
2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften, zur Verfigung zu stellen und
gegebenenfalls zu diesem Zweck mit den Aufsichtsbehdrden in anderen
Mitgliedstaaten der Europaischen Union zusammenzuarbeiten,
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6. sich mit Beschwerden einer betroffenen Person nach 8§ 87 oder Beschwer-
den einer Stelle, einer Organisation oder eines Verbandes nach Artikel 55
der Richtlinie (EU) 2016/680 zu befassen, den Gegenstand der
Beschwerde in angemessenem Umfang zu untersuchen und die
Beschwerdefiihrerin oder den Beschwerdefihrer innerhalb einer ange-
messenen Frist tber den Fortgang und das Ergebnis der Untersuchung zu
unterrichten, insbesondere wenn eine weitere Untersuchung oder Koordi-
nierung mit einer anderen Aufsichtsbehorde notwendig ist,

7. mit anderen Aufsichtsbehdrden im Sinne des Artikels 41 der Richtlinie
(EV) 2016/680 zusammenzuarbeiten, auch durch Informationsaustausch,
und ihnen Amtshilfe zu leisten, um die einheitliche Anwendung und Durch-
setzung dieses Gesetzes und sonstiger zur Umsetzung der Richtlinie (EU)
2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften zu gewahrleisten,

8. Untersuchungen Uber die Anwendung dieses Gesetzes und weiterer zur
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 erlassenen Rechtsvorschriften
durchzufihren, auch auf der Grundlage von Informationen einer anderen
Aufsichtsbehdrde im Sinne des Artikels 41 der Richtlinie (EU) 2016/680
oder einer anderen Behdrde,

9. maligebliche Entwicklungen zu verfolgen, soweit sie sich auf den Schutz
personenbezogener Daten nach diesem Abschnitt auswirken, insbeson-
dere die Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechnologie
und der Verwaltungspraktiken,

10. Beratung in Bezug auf die in 8 86 genannten Verarbeitungsvorgange zu
leisten und

11. Beitrage zur Téatigkeit des Europaischen Datenschutzausschusses zu
leisten.

(2) Die Polizei und die Auftragsverarbeiter arbeiten auf Anfrage der oder des
Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit bei der Erfullung
ihrer Aufgaben mit dieser oder diesem zusammen. Soweit aufzubewahrende
Unterlagen der oder dem Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informations-
freiheit vorzulegen sind, ist 8 147 Absatz 5 Abgabenordnung entsprechend
anwendbar.

(3) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
erleichtert das Einreichen der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 genannten
Beschwerden nach § 87 durch Mal3Bnhahmen wie etwa die Bereitstellung eines
Beschwerdeformulars, das auch elektronisch ausgefullt werden kann, ohne dass
andere Kommunikationsmittel ausgeschlossen werden.

(4) Die Erfullung der Aufgaben der oder des Landesbeauftragten fur Daten-
schutz und Informationsfreiheit ist fir die betroffene Person unentgeltlich. Bei
offenkundig unbegriindeten oder exzessiven Anfragen, wie beispielsweise bei
deren besonders haufigen Wiederholung, kann die oder der Landesbeauftragte
fur Datenschutz und Informationsfreiheit eine angemessene Gebuhr auf der
Grundlage der Verwaltungskosten verlangen oder sich weigern, aufgrund der
Anfrage tatig zu werden. In diesem Fall tragt die oder der Landesbeauftragte fir
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Datenschutz und Informationsfreiheit die Beweislast fir den offenkundig unbe-
grundeten oder exzessiven Charakter der Anfrage.

§ 85
Befugnisse

(1) Stellt die oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und Informationsfrei-
heit bei der Datenverarbeitung Versto3e oder sonstige Mangel bei der Verarbei-
tung oder Nutzung personenbezogener Daten nach diesem Gesetz fest, bean-
standet sie oder er dies gegenuber der zustandigen Stelle und fordert diese zur
Stellungnahme innerhalb einer von ihr oder ihm zu bestimmenden Frist auf. Die
oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit kann von
einer Beanstandung absehen oder auf eine Stellungnahme verzichten, insbe-
sondere wenn es sich um unerhebliche oder inzwischen beseitigte Mangel
handelt. Die Stellungnahme soll auch eine Darstellung der Mal3hahmen ent-
halten, die aufgrund der Beanstandung der oder des Landesbeauftragten fur
Datenschutz und Informationsfreiheit getroffen worden sind. Die oder der
Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit kann die Polizei
auch davor warnen, dass beabsichtigte Verarbeitungsvorgange voraussichtlich
gegen in diesem Gesetz enthaltene oder andere auf die jeweilige Datenver-
arbeitung anzuwendende Vorschriften Gber den Datenschutz versto3en.

(2) Sofern die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informations-
freiheit Verstol3e nach Absatz 1 beanstandet hat und der Verstol3 nach der
Abgabe der Stellungnahme der Polizei oder nach Ablauf der Frist zur Stellung-
nahme fortbesteht, kann die oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und
Informationsfreiheit gegenuber der Polizei geeignete Malinahmen anordnen,
wenn dies zur Beseitigung eines erheblichen Verstol3es gegen datenschutzrecht-
liche Vorschriften erforderlich ist. Insbesondere kann sie oder er

1. die Polizei oder ihren Auftragsverarbeiter anweisen, Verarbeitungsvor-
gange, gegebenenfalls auf bestimmte Weise und innerhalb eines
bestimmten Zeitraums, mit den datenschutzrechtlichen Vorschriften dieses
Gesetzes in Einklang zu bringen, insbesondere durch die Anordnung der
Berichtigung oder Léschung personenbezogener Daten oder Einschran-
kung der Verarbeitung gemaf § 58 oder

2. eine vorubergehende oder endgultige Beschrankung der Verarbeitung,
einschlief3lich eines Verbots, verhangen.

(3) Die Polizei ist verpflichtet, der oder dem Landesbeauftragten fur Daten-
schutz und Informationsfreiheit und ihren oder seinen Beschaftigten Zugang zu
den Grundsticken und Dienstrdumen, einschlie3lich aller Datenverarbeitungs-
anlagen und -gerate, sowie Zugriff auf alle personenbezogenen Daten und
Informationen, die zur Erfillung ihrer oder seiner Aufgaben nach § 84 notwendig
sind, zu gewahren. Soweit aufzubewahrende Unterlagen der oder dem Landes-
beauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit vorzulegen sind, ist § 147
Absatz 5 Abgabenordnung entsprechend anwendbar.
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§ 86
Anhoérung

(1) Die Polizei hat vor der Inbetriebnahme von neu anzulegenden Datei-
systemen die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten fir Datenschutz
und Informationsfreiheit in angemessener Frist anzuhéren, wenn

1. aus einer Datenschutz-Folgenabschatzung nach § 82 hervorgeht, dass die
Verarbeitung eine hohe Gefahr fur die Rechtsguter der betroffenen Per-
sonen zur Folge hatte, wenn die Polizei keine AbhilfemalRnahmen treffen
wuirde, oder

2. die Form der Verarbeitung, insbesondere bei der Verwendung neuer
Technologien, Mechanismen oder Verfahren, eine erhebliche Gefahr fur
die Rechtsguter der betroffenen Personen zur Folge hatte.

Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit kann
eine Liste der Verarbeitungsvorgéange erstellen, die der Pflicht zur Anhdrung
nach Satz 1 unterliegen.

(2) Der oder dem Landesbeauftragten fir Datenschutz und Informationsfreiheit
sind im Fall des Absatzes 1 die nach § 82 durchgefiihrte Datenschutz-Folgenab-
schatzung vorzulegen. Ihr oder ihm sind auf Anforderung alle sonstigen Informa-
tionen zu Gbermitteln, die sie oder er bendtigt, um die RechtmaRigkeit der Ver-
arbeitung sowie insbesondere die in Bezug auf den Schutz der personenbe-
zogenen Daten der betroffenen Person bestehenden Gefahren und die dies-
beziglichen Garantien bewerten zu kénnen.

(3) Falls die oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und Informationsfrei-
heit der Auffassung ist, dass die geplante Verarbeitung gegen gesetzliche Vor-
gaben verstoR3en wirde, insbesondere weil die Polizei das Risiko nicht aus-
reichend ermittelt oder keine ausreichenden Abhilfemalinahmen getroffen hat,
kann sie oder er der Polizei und gegebenenfalls dem Auftragsverarbeiter inner-
halb eines Zeitraums von sechs Wochen nach Einleitung der Anhdrung schrift-
liche Empfehlungen unterbreiten und ihre oder seine Befugnisse nach § 85 aus-
Uben. Die oder der Landesbeauftragte fiir Datenschutz und Informationsfreiheit
kann diese Frist um einen Monat verlangern, wenn die geplante Verarbeitung
besonders komplex ist. Sie oder er hat in diesem Fall innerhalb eines Monats
nach Einleitung der Anhérung die Polizei und gegebenenfalls den Auftragsver-
arbeiter Uber die Fristverlangerung zu informieren.

(4) Hat die beabsichtigte Verarbeitung erhebliche Bedeutung fir die Aufgaben-
erfullung der Polizei und ist sie daher besonders dringlich, kann sie mit der Ver-
arbeitung vor Eingang der schriftlichen Empfehlungen der oder des Landes-
beauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit beginnen. In diesem Fall
sind die Empfehlungen der oder des Landesbeauftragten fir Datenschutz und
Informationsfreiheit im Nachhinein zu bertcksichtigen und die Art und Weise der
Verarbeitung gegebenenfalls anzupassen.
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(5) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
ist bei der Ausarbeitung eines Vorschlags fur eine von der Burgerschaft (Land-
tag) zu erlassende Gesetzgebungsmalinahme oder von auf solchen Gesetz-
gebungsmalRinahmen basierenden Regelungsmal3nahmen, die die Verarbeitung
personenbezogener Daten nach diesem Gesetz betreffen, anzuhéren.

§ 87
Anrufung

(1) Jede betroffene Person kann sich unbeschadet eines verwaltungsrecht-
lichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs mit einer Beschwerde an die Landes-
beauftragte oder den Landesbeauftragten flr Datenschutz und Informations-
freiheit wenden, wenn sie der Ansicht ist, bei der Verarbeitung ihrer personen-
bezogenen Daten durch die Polizei in ihren Rechten verletzt worden zu sein. Die
oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und Informationsfreiheit hat die
betroffene Person Uber den Stand und das Ergebnis der Beschwerde zu unter-
richten und sie hierbei auf die Méglichkeit gerichtlichen Rechtsschutzes nach
§ 88 hinzuweisen.

(2) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
hat eine bei ihr oder ihm eingelegte Beschwerde Uber eine Verarbeitung, die in
die Zustandigkeit einer Aufsichtsbehérde in einem anderen Mitgliedstaat der
Europaischen Union fallt, unverztglich an die zustandige Aufsichtsbehorde
weiterzuleiten. Sie oder er hat in diesem Fall die betroffene Person tber die Wei-
terleitung zu unterrichten und ihr auf deren Ersuchen weitere Unterstlitzung zu
leisten.

§ 88

Rechtsschutz gegen Entscheidungen der oder des Landesbeauftragten
oder bei deren oder dessen Untéatigkeit

(1) Jede naturliche oder juristische Person kann unbeschadet anderer Rechts-
behelfe gerichtlich gegen eine verbindliche Entscheidung der oder des Landes-
beauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit vorgehen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend zugunsten betroffener Personen, wenn sich die
oder der Landesbeauftragte fir Datenschutz und Informationsfreiheit nicht mit
einer Beschwerde nach § 87 befasst oder die betroffene Person nicht innerhalb
von drei Monaten tber den Stand oder das Ergebnis der Beschwerde in Kenntnis
gesetzt hat.

(3) Bei Verfahren nach Absatz 1 oder Absatz 2 gilt § 20 Absatz 2 bis 7 des
Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend.
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§ 89
(weggefallen)
§ 90
Tatigkeitsbericht und parlamentarische Ersuchen

(1) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
erstellt einen Jahresbericht zu ihrer oder seiner Tatigkeit im Anwendungsbereich
dieses Gesetzes. Dieser Bericht ist als elektronisches Dokument zu veréffent-
lichen und der Blirgerschaft (Landtag) und dem Senat elektronisch zu Gbermitteln
sowie der Offentlichkeit, der Europaischen Kommission und dem Europaischen
Datenschutzausschuss zuganglich zu machen.

(2) Der Senat legt innerhalb von vier Monaten der Burgerschaft (Landtag) eine
Stellungnahme zu dem Tétigkeitsbericht vor.

(3) Die Burgerschaft (Landtag), der fur Datenschutz zustéandige Ausschuss der
Blrgerschaft, die staatliche Deputation fir Inneres, der Ausschuss nach § 38
Absatz 1 Satz 1 oder der Senat kdnnen die Landesbeauftragte oder den Landes-
beauftragten fur Datenschutz und Informationsfreiheit unbeschadet ihrer Unab-
hangigkeit ersuchen,

1. zu datenschutzrechtlichen Fragen Gutachten zu erstellen und Berichte zu
erstatten oder

2. datenschutzrechtliche Vorgange aus ihnrem Aufgabenbereich zu Uber-
prufen.

§91
Gegenseitige Amtshilfe

(1) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
hat den Aufsichtsbehdrden in anderen Mitgliedstaaten der Européaischen Union
Informationen zu dbermitteln und Amtshilfe zu leisten, soweit dies flr eine ein-
heitliche Umsetzung und Anwendung der Richtlinie (EU) 2016/680 erforderlich
ist. Die Amtshilfe betrifft insbesondere Auskunftsersuchen und aufsichtsbezo-
gene MalRnahmen, beispielsweise Ersuchen um Konsultation oder um Vornahme
von Nachprufungen und Untersuchungen.

(2) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
hat alle geeigneten MalRnahmen zu ergreifen, um Amtshilfeersuchen unverzig-
lich und spatestens innerhalb eines Monats nach deren Eingang nachzukommen.

(3) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
darf Amtshilfeersuchen nur ablehnen, wenn
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1. sie oder er fur den Gegenstand des Ersuchens oder fur die Malinahmen,
die sie oder er durchfuihren soll, nicht zustandig ist oder

2. ein Eingehen auf das Ersuchen gegen Rechtsvorschriften verstol3en
wirde.

(4) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
hat die ersuchende Aufsichtsbehorde des anderen Staates Uber die Ergebnisse
oder gegebenenfalls Gber den Fortgang der Malinahmen zu informieren, die
getroffen wurden, um dem Amtshilfeersuchen nachzukommen. Sie oder er hat im
Fall des Absatzes 3 die Grunde fur die Ablehnung des Ersuchens zu erlautern.

(5) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
soll die Informationen, um die sie oder er von der Aufsichtsbehorde des anderen
Staates ersucht wurde, elektronisch und in einem standardisierten Format tber-
mitteln.

(6) Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
hat Amtshilfeersuchen kostenfrei zu erledigen, soweit sie oder er nicht im Einzel-
fall mit der Aufsichtsbehérde des anderen Staates die Erstattung entstandener
Kosten vereinbart hat.

(7) Amtshilfeersuchen haben alle erforderlichen Informationen zu enthalten;
hierzu gehdren insbesondere der Zweck und die Begriindung des Ersuchens.
Die auf das Ersuchen tbermittelten Informationen dirfen ausschlief3lich zu dem
Zweck verwendet werden, zu dem sie angefordert wurden.

6. Unterabschnitt:
Datenschutzbeauftragte der Polizei

§ 92
Benennung

(1) Die Polizeibehdrden benennen eine Datenschutzbeauftragte oder einen
Datenschutzbeauftragten. Fur mehrere Polizeibehdrden kann unter Berticksich-
tigung ihrer Organisationsstruktur und ihrer Grol3e eine gemeinsame Daten-
schutzbeauftragte oder ein gemeinsamer Datenschutzbeauftragter benannt
werden. Die oder der Datenschutzbeauftragte ist Beschéaftigte oder Beschéftigter
der Polizei.

(2) Die oder der Datenschutzbeauftragte wird auf der Grundlage ihrer oder
seiner beruflichen Qualifikation und insbesondere ihres oder seines Fach-
wissens, das sie oder er auf dem Gebiet des Datenschutzrechts und der Daten-
schutzpraxis besitzt, sowie auf der Grundlage ihrer oder seiner Fahigkeit zur
Erflllung der in 8 94 genannten Aufgaben benannt.

(3) Die Polizei veroffentlicht die Kontaktdaten der oder des Datenschutzbeauf-
tragten und teilt diese Daten der oder dem Landesbeauftragten fiir Datenschutz
und Informationsfreiheit mit.
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§93
Stellung

(1) Die Polizei stellt sicher, dass die oder der Datenschutzbeauftragte ord-
nungsgemal und frihzeitig in alle ihre mit dem Schutz personenbezogener
Daten zusammenhangenden Fragen eingebunden wird.

(2) Die Polizei unterstitzt die oder den Datenschutzbeauftragten bei der
Erfullung ihrer oder seiner Aufgaben nach § 94, indem sie die fur die Erfullung
dieser Aufgaben erforderlichen Ressourcen und den Zugang zu personenbe-
zogenen Daten und Verarbeitungsvorgangen oder den Zugriff auf diese sowie
die zur Erhaltung ihres oder seines Fachwissens erforderlichen Ressourcen zur
Verfligung stellt.

(3) Die oder der Datenschutzbeauftragte ist zur Verschwiegenheit Gber die
Identitat der betroffenen Person sowie tber die Umsténde, die Rickschliisse auf
sie zulassen, verpflichtet, soweit sie oder er hiervon nicht durch die betroffene
Person befreit wird. Dies gilt auch nach Beendigung der Téatigkeit als Daten-
schutzbeauftragte oder Datenschutzbeauftragter.

8§94
Aufgaben

(1) Die oder der Datenschutzbeauftragte hat insbesondere folgende Aufgaben:

1. Unterrichtung und Beratung der Polizei und der Beschéftigten, die Ver-
arbeitungen durchfuhren, hinsichtlich ihrer datenschutzrechtlichen Pflich-
ten nach diesem Gesetz und sonstiger Vorschriften tiber den Datenschutz;

2. Uberwachung der Einhaltung der datenschutzrechtlichen Regelungen
dieses Gesetzes und sonstiger Vorschriften tiber den Datenschutz sowie
der Strategien der Polizei fur den Schutz personenbezogener Daten, ein-
schlie3lich der Zuweisung von Zustandigkeiten, der Sensibilisierung und
der Schulung der an den Verarbeitungsvorgangen beteiligten Beschéf-
tigten und der diesbeziiglichen Uberpriifungen;

3. Beratung auf Anfrage im Zusammenhang mit der Datenschutz-Folgen-
abschatzung und Uberwachung ihrer Durchflihrung nach § 82;

4. Zusammenarbeit mit der oder dem Landesbeauftragten fur Datenschutz
und Informationsfreiheit und

5. Tatigkeit als Ansprechpartnerin oder Ansprechpartner fur die Landes-
beauftragte oder den Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit in mit der Verarbeitung zusammenhangenden Fragen, ein-
schlie3lich der vorherigen Konsultation nach 8 86, und gegebenenfalls
Beratung zu allen sonstigen Fragen des Datenschutzes.
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(2) Die oder der Datenschutzbeauftragte hat durch wirksame Vorkehrungen zu
ermoglichen, dass ihr oder ihm vertrauliche Meldungen tber im Verantwortungs-
bereich der Polizei erfolgende Verstol3e bei der Verarbeitung oder Nutzung
personenbezogener Daten nach diesem Gesetz zugeleitet werden kénnen.

7. Unterabschnitt:
Haftung und Sanktionen

§ 95
Schadensausgleich bei Datenschutzverletzungen

(1) Der betroffenen Person ist der Schaden zu ersetzen, der ihr durch eine
rechtswidrige Verarbeitung personenbezogener Daten entstanden ist. Die Ersatz-
pflicht entfallt, soweit bei einer nichtautomatisierten Verarbeitung der Schaden
nicht auf ein Verschulden zurtickzufihren ist.

(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermégensschaden ist, kann die
betroffene Person eine angemessene Entschadigung in Geld verlangen.

(3) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden der betroffenen
Person mitgewirkt, ist 8§ 254 des Burgerlichen Gesetzbuches entsprechend
anzuwenden.

§ 96
Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer im Anwendungsbereich nach § 59 Absatz 1
personenbezogene Daten, die nicht offenkundig sind, entgegen den Bestim-
mungen dieses Gesetzes erhebt, speichert, verwendet, verandert, Gbermittelt,
verbreitet, zum Abruf bereithalt, I6scht, nutzt, abruft, sich oder einem anderen
verschafft oder durch unrichtige oder unvollstandige Angaben ihre Ubermittlung
an sich oder andere veranlasst. Ordnungswidrig handelt ferner, wer entgegen
den Bestimmungen dieses Gesetzes eine Unterrichtung betroffener Personen
unterlasst oder hierbei unrichtige oder unvollstandige Angaben macht. Die Ord-
nungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e bis zu flnfzigtausend Euro geahndet
werden. Die oder der Landesbeauftragte fur Datenschutz und Informationsfreiheit
ist Verwaltungsbehdrde im Sinne des 8§ 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes
Uber Ordnungswidrigkeiten.

(2) Wer bei einer Handlung nach Absatz 1
1. gegen Entgelt handelt oder
2. in der Absicht handelt,
a) sich oder einen anderen zu bereichern,

b) einen anderen zu schadigen oder
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c) sich oder anderen Kenntnis zu verschaffen tber ein fremdes
Geheimnis, namentlich ein zum personlichen Lebensbereich
gehorendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschéaftsgeheimnis,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.”
59. Die bisherigen 88 83 bis 86 werden die 88 146 bis 149.
60. Der bisherige § 88 wird § 152 und wie folgt geandert:
a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst: ,Inkrafttreten; AuRerkrafttreten®.
b) Absatz 3 wird durch folgende Abséatze 3 bis 6 ersetzt:
»(3) 8 43 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2021 aul3er Kraft.
(4) 8§ 81 Absatz 6 tritt mit Ablauf des 6. Mai 2023 aulRer Kraft.
(5) 8 35 Absatz 1 Nummer 5 bis 9, Absatz 2 Satz 6 bis 8, Absatz 4 Satz 1
Nummer 1 und 2 sowie Nummer 4, Variante 1 und 2 sowie 88 42 bis 45

treten mit Ablauf des 30. Juni 2024 aul3er Kraft.

(6) 8 52 Absatz 4 Satz 2 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2029 aulRer
Kraft.”

61. Nach dem neuen § 96 wird die Uberschrift ,5. Abschnitt: Vollzugshilfe*
eingeflgt.

62. In dem neuen § 99 Absatz 3 wird die Angabe ,88 17 und 18" durch die Angabe
,88 15 und 16“ ersetzt.

63. Nach dem neuen § 99 wird die Uberschrift ,6. Abschnitt: Zwang* eingefligt.
64. Der neue § 100 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,8 26 Abs. 3" durch die Angabe
.8 24 Absatz 3" ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,88 41 bis 47" durch die Angabe ,88 101
bis 108" ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,8 41 Abs. 3 und 4“ durch die Worter
.88 101 Absatz 3 und 4* ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,Verwaltungsbeamte, Hilfspolizeibeamte
(8 76)" durch die Angabe ,Verwaltungsbeamtinnen oder Verwaltungs-
beamte, Hilfspolizeibeamtinnen oder Hilfspolizeibeamte (§ 138)"
ersetzt.

65. In 8 101 Absatz 3 wird nach dem Wort ,Fesseln* das Wort ,, Gurtsysteme*
eingefigt.
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66.

67.

Nach dem neuen 8§ 105 wird folgender § 106 eingefigt:
.8 106

Fixierung von Personen

(1) Eine Fesselung, durch die die Bewegungsfreiheit vollstandig aufgehoben
wird (Fixierung), ist nur zulassig, soweit und solange eine dringende Gefahr fir
Leib oder Leben der Betroffenen oder der Beschaftigten besteht und die Fixie-
rung zur Abwehr dieser Gefahr unerlasslich ist. Fur die Fixierung ist ein Gurt-
system zu verwenden. Die Fixierung darf nur von zu diesem Zweck fortgebil-
deten Personen durchgeftihrt werden.

(2) Die fixierten Personen sind fur die Dauer ihrer Fixierung standig und in
unmittelbarem Sichtkontakt zu betreuen. Wenn begriindete Aussicht besteht, auf
diese Weise eine schnellere Beendigung der Fixierung zu erreichen, kann im
Einzelfall von einer unmittelbaren Anwesenheit der Betreuungsperson in der
Gewahrsamszelle, in dem die Fixierung vorgenommen wird, voriibergehend
abgesehen werden, wenn sichergestellt ist, dass ein standiger Sicht- und
Sprechkontakt aul3erhalb des Fixierungsraums zur fixierten Person besteht.

(3) Eine nicht nur kurzfristige Fixierung ist nur aufgrund vorheriger richterlicher
Entscheidung zuléassig. Zustandig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die bean-
tragende Polizeidienststelle ihren Sitz hat. Fir das Verfahren gilt Buch 7 des
Gesetzes Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend. Eine Fixierung ist kurzfristig, wenn sie
absehbar die Dauer einer halben Stunde unterschreitet. Die richterliche Entschei-
dung erfolgt aufgrund eines Antrags der Behdrdenleitung. Die Behdrdenleitung
kann ihre Befugnis auf besonders beauftragte Beamtinnen oder Beamte der
Laufbahngruppe 2 ab dem zweiten Einstiegsamt Ubertragen. Bei Gefahr im Ver-
zug konnen auch die Behotrdenleitung, die von ihr beauftragten Beamtinnen oder
Beamten oder, wenn deren Entscheidung nicht rechtzeitig eingeholt werden
kann, andere Beamtinnen oder Beamte der Behotrde eine Fixierung nach
Absatz 1 vorlaufig anordnen; die richterliche Entscheidung ist unverzuglich
nachtraglich einzuholen. Ist eine richterliche Entscheidung beantragt und die
Fixierung vor deren Erlangung beendet worden, so ist dies dem Gericht unver-
zuglich mitzuteilen.

(4) Bei einer Fixierung im Sinne von Absatz 1 sind die Anordnung und die
dafiir maRgeblichen Griinde sowie der Verlauf, die Dauer, die Art der Uber-
wachung und die Beendigung sowie das etwaige Vorliegen der Annahme nach
Absatz 2 Satz 2 zu dokumentieren. Nach Beendigung der Fixierung sind die
betroffenen Personen unverzuglich auf ihr Recht hinzuweisen, die RechtmaRig-
keit der durchgefiihrten Fixierung gerichtlich Uberpriifen zu lassen. Die Unter-
richtung nach Satz 2 ist ebenfalls zu dokumentieren.”

In dem neuen § 107 werden in Absatz 2 Satz 2 die Woérter ,die Polizeivollzugs-
beamtinnen oder* nach dem Wort ,Gebraucht* eingeftgt und die Woérter ,8 42
Abs.1 S. 1" durch die Worter ,§ 102 Absatz 1 Satz 1" ersetzt.
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68.

69.

70.

7.

72.

73.

74.

75.

76.

Der neue 8§ 108 wird in Absatz 1 wie folgt gefasst:
a) Die Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

»3. um eine Person anzuhalten, die sich der vorlaufigen Festnahme durch
Flucht zu entziehen versucht, wenn Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass die erfolgreiche Flucht zu einer dringenden Gefahr fur Leib
oder Leben einer anderen Person fuhren wirde; Tatsachen in diesem
Sinne kénnen insbesondere die Art und Weise der Begehung der Tat,
derentwegen die vorlaufige Festnahme erfolgen soll, oder das Mitfihren
von Schusswaffen oder Explosivmitteln sein.”

b) Die Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

»4. um die Flucht einer Person zu vereiteln oder eine Person zu ergreifen,
die aufgrund richterlicher Entscheidung in amtlichem Gewahrsam zu
halten oder ihm zuzufuhren ist, wenn Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass die erfolgreiche Flucht oder das Nichtergreifen zu einer
Gefahr fir Leib oder Leben einer anderen Person fuhren wirde; Tat-
sachen in diesem Sinne kénnen insbesondere die Art und Weise der
Begehung der Tat, derentwegen die richterliche Entscheidung ergangen
ist, oder das Mitfihren von Schusswaffen oder Explosivmitteln sein.”

Nach dem neuen § 108 wird die Uberschrift , 7. Abschnitt: Polizeiverord-
nungen* eingefugt.

In dem neuen 8 111 Absatz 1 und 2 Satz 1 wird die Angabe ,8 67" jeweils durch
die Angabe ,8 128“ ersetzt.

In dem neuen § 112 Absatz 2 wird die Angabe ,8 50 Abs. 2“ durch die Angabe
»8 111 Absatz 2“ ersetzt.

Nach dem neuen § 116 wird die Uberschrift 8. Abschnitt: Schadensausgleich,
Erstattungs- und Ersatzanspriiche® eingeflgt.

In dem neuen § 118 Absatz 1 wird die Angabe ,8§ 56" durch die Angabe
.8 117" ersetzt.

Der neue 8§ 119 wird wie folgt geédndert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe ,8 56 Abs. 1" wird durch die Angabe ,§ 117
Absatz 1" ersetzt.

b) In Absatz 2 wird das Wort ,Buchst.” durch das Wort ,Buchstabe” ersetzt.

In dem neuen § 120 wird die Angabe ,8 58 Abs. 3" durch die Angabe ,8 119
Absatz 3 ersetzt.

Der neue 8 122 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe ,8 60" wird durch die Angabe ,§ 121" ersetzt.
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b) Die Worter 8§ 56 Abs. 1 oder 2“ werden durch die Worter ,8 117 Absatz 1
oder 2" ersetzt.

. In dem neuen § 123 Satz 2 werden die Worter ,8 60 Abs. 3 oder § 61“ durch die
Worter ,§ 121 Absatz 3 oder § 122" ersetzt.

. Der neue 8 128 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,§ 65 Abs. 1 Nr. 1" durch die Worter ,8§ 126
Absatz 1 Nummer 1“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worter ,§ 65 Abs. 1 Nr. 2" durch die Worter ,§ 126
Absatz 1 Nummer 2“ ersetzt.

. In dem neuen § 129 Satz 2 wird die Angabe ,8 40" durch die Angabe
»3 100" ersetzt.

. Der neue 8§ 132 Absatz wird wie folgt geé&ndert:

a) In Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2 wird die Angabe ,8 73" durch die
Angabe ,8 135" ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,8§ 74 Abs. 2“ durch die Angabe ,8 136
Absatz 2 ersetzt.

. In dem neuen § 133 Absatz 2 wird die Angabe ,1.“ und das Wort ,und”
gestrichen sowie die Nummer 2 aufgehoben.

. Der neue 8 134 Absatz 2 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 2 und Nummer 4 werden die Worter ,vorbeugende Bekamp-
fung” jeweils durch das Wort ,Verhitung“ ersetzt.

b) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.
c) Folgende Nummer 8 wird angefugt:

»8. In einzelnen Verfahren MalRnahmen des Polizeivollzugsdienstes, insbe-
sondere zur Verhitung und Verfolgung von Straftaten, vorzunehmen,
wenn es hierzu von der Polizei Bremen oder von der
Ortspolizeibehorde Bremerhaven um Ubernahme ersucht wird.*

. Dem neuen § 136 wird in Absatz 4 am Ende ein Punkt angefigt.
. Der neue 8 138 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden die Worter ,Hilfspolizeibeamtinnen und* einge-
fugt.

b) In Absatz 1 werden die Worter ,88 10 bis 26" durch die Wérter .88 10
bis 31 und § 50 Absatz 1“ sowie das Wort ,Ersatzvornahme” durch das
Wort ,Ersatzvornahmen® ersetzt.
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c) In Absatz 2 und 3 werden jeweils nach dem Wort ,von* die Worte
.Polizeivollzugsbeamtinnen oder” eingefugt.

85. Der neue § 139 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,8 69“ durch die Angabe ,§ 131"
ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort ,von* die Worter ,Polizeivoll-
zugsbeamtinnen oder” eingefugt.

86. Der neue 8§ 143 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden nach dem Wort ,von* die Worter ,Polizeivollzugs-
beamtinnen und“ eingeftigt.

b) Dem Absatz 1 Absatz 1 werden zu Beginn die Worter ,Polizeivollzugs-
beamtinnen und*“ zugefugt.

c) In Absatz 2 werden nach dem Wort ,werden* die Worter ,Polizeivollzugs-
beamtin oder” eingeflgt.

d) Dem Absatz 3 werden in Satz 1 nach dem Wort ,fur* die Warter ,Polizei-
vollzugsbeamtinnen und“ eingefligt und folgender Satz 2 angefigt:

»<Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 5, Satz 2 und Absatz 2 gelten fur
Vollzugsbeamte der Zollverwaltung, denen der Gebrauch von Schuss-
waffen bei Anwendung des unmittelbaren Zwangs nach dem Gesetz tUber
den unmittelbaren Zwang bei Austibung offentlicher Gewalt gestattet ist,
entsprechend.”

87. Der neue § 144 wird wie folgt geandert:

a) In der Uberschrift werden nach dem Wort ,bremischen® die Wérter ,Polizei-
vollzugsbeamtinnen und*“ eingeftigt.

b) Dem Absatz 1 werden die Worter ,Polizeivollzugsbeamtinnen und“ an den
Beginn gestellt und ,.§ 81 Abs. 1 Satz 1“ durch die Wérter ,§ 143 Absatz 1
Satz 1" ersetzt.

c) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ,Beamten” durch die Woérter ,Polizeivollzugs-
beamtinnen oder Polizeivollzugsbeamten” ersetzt und nach dem Wort
.oremischen” die Warter ,Polizeivollzugsbeamtinnen oder” eingefugt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort ,angeforderten® die Wérter ,Voll-
zugspolizeibeamtinnen und” eingefigt.

88. Nach dem neuen § 144 wird die Uberschrift ,5. Abschnitt — Zuverlassigkeits-
Uberprufungen” und nachfolgender § 145 eingeflgt:
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.8 145

Zuverlassigkeitstberprifungen bei
Behorden des Polizeivollzugsdienstes

(1) Fur Bewerberinnen und Bewerber sowie Angestellte oder Beamtinnen und
Beamte bei Behtrden nach § 132 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 und § 136
Absatz 1 ist eine Zuverlassigkeitsuberprifung durchzufuhren. Die Zuverlassig-
keitsiberprifung dient der Feststellung der charakterlichen Eignung der Person
fur die Tatigkeit bei der Polizei sowie der Feststellung ihres jederzeitigen Ein-
tretens fir die freiheitliche demokratische Grundordnung (Zuverlassigkeit). Zu
diesem Zweck ermittelt die Behdrde nach Satz 1, ob Zweifel an der Zuverlassig-
keit der Person bestehen. Die Beurteilung der Zuverlassigkeit obliegt der jewei-
ligen Behorde nach Satz 1. Sie ist aufgrund einer Wirdigung der gesamten vor-
liegenden Informationen und Erkenntnisse durchzufihren.

(2) Die Zuverlassigkeitsuberprufung fur Bewerberinnen und Bewerber ist vor
deren Einstellung abzuschlieBen. Uber das Ergebnis der Zuverlassigkeitsiiber-
prufung sind die Bewerberinnen und Bewerber zu unterrichten. Voraussetzung
fur die Zuverlassigkeitsuberprifung von Bewerberinnen und Bewerbern, ist ihre
Einwilligungserklarung in die Datenverarbeitung zum Zwecke der Zuverlassig-
keitsberprifung nach Artikel 7 und Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a der Daten-
schutz-Grundverordnung. Kann die Zuverlassigkeitsiiberprifung aufgrund der
fehlenden Einwilligung der Bewerberin oder des Bewerbers nicht erfolgen, ist das
Bewerbungsverfahren fur diese Personen zu beenden.

(3) Liegen tatsachliche Anhaltspunkte vor, die den Verdacht begrinden, dass
Angestellte oder Beamtinnen und Beamte von Behorden nach Absatz 1 nicht
Uber die Zuverlassigkeit verfligen, ist eine Zuverlassigkeitstberprifung nach
Absatz 1 durchzufiihren. Zuverlassigkeitsiberprifungen nach Satz 1 werden
unter der Maf3gabe durchgefiihrt, dass die Datenverarbeitung zur Zuverlassig-
keitstberprifung erforderlich ist und das schutzwirdige Interesse der zu Uber-
prufenden Person an dem Ausschluss der Verarbeitung nicht Gberwiegt, insbe-
sondere Art und Ausmal3 im Hinblick auf den Anlass nicht unverhaltnismafig
sind. Die von der Zuverlassigkeitsuberprifung betroffene Person ist Gber die
Durchfuihrung der Zuverlassigkeitsuberprifung sowie den Umfang der Abfragen
und das Ergebnis zu unterrichten.

(4) Die jeweilige Behdrde nach Absatz 1 Satz 1 ist zum Zwecke der Zuver-
lassigkeitstberprifung berechtigt, soweit dies flr die Zuverlassigkeitstber-
prufung erforderlich ist

1. die Identitat der zu Gberpriufenden Person festzustellen und zu diesem
Zweck von ihr vorgelegte Ausweisdokumente zu verarbeiten oder diese
anzufordern,

2. innerhalb der Behotrde personenbezogene Daten der zu Uberprifenden
Person zu verarbeiten,

3. Anfragen unter Beteiligung der Landeskriminalamter an die Polizei-
dienststellen der Wohnsitze der zu Gberprifenden Person zu stellen,
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4. das Landesamt fiir Verfassungsschutz um Ubermittlung von personen-
bezogenen Daten zu ersuchen,

5. eine unbeschrankte Auskunft aus dem Bundeszentralregister einzuholen
und um eine Datenldbermittlung aus dem staatsanwaltschaftlichen Ver-
fahrensregister zu ersuchen,

6. Anfragen an das Bundeskriminalamt, das Zollkriminalamt, die in der
Rechtsverordnung nach 8 58 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes
bestimmte Bundespolizeibehdrde und die Nachrichtendienste des Bundes
zu stellen,

7. die betroffene Person selbst zu befragen. Eine solche Befragung kann
personlich oder schriftlich erfolgen,

8. im erforderlichen Mal3e Einsicht in 6ffentlich zugéangliche Internetseiten
und offentlich zugangliche Seiten sozialer Netzwerke zu nehmen

und die Daten weiterzuverarbeiten. Die in infolge der Nummer 1 bis 8 verarbeite-
ten Daten dirfen nur zum Zwecke der Zuverlassigkeitsuberpriufung nach Absatzl
und 3 verarbeitet werden. Die Vorschriften der Freien Hansestadt Bremen und
des Bundes zur Durchfiihrung von Sicherheitstiberprifungen bleiben unberihrt.
Die in Satz 1 genannten Behoérden der Freien Hansestadt Bremen durfen die
abgefragten Daten zum Zwecke der Uberpriifung der Daten nach Absatz 1

Satz 1 Ubermitteln.

(5) Im Rahmen der Zuverlassigkeitstuiberprifung nach Absatz 2 oder 3 ver-
arbeitete Daten sind bei den Behdrden nach Absatz 1 Satz 1 in Teilakten zu
fuhren. Zugriffe auf die fur die Zuverlassigkeitsiiberprufung verarbeiteten Daten
sind zu protokollieren; sie sind, mit Ausnahme des Ergebnisses der Zuverlassig-
keitsberprifung, unverziglich zu I6schen. Die Loschung ist zu protokollieren.
Sofern die Zuverlassigkeitstiberprufung ergibt, dass die Zuverlassigkeit nicht vor-
liegt, sind die fur die Zuverlassigkeitsuberpriufung verarbeiteten Daten vorzu-
halten bis zum Abschluss etwaiger auf die Unzuverlassigkeit gestiutzter behord-
licher Mal3hahmen. Abweichend von Satz 3 sind Daten aus Zuverlassigkeits-
Uberprifungen nach Absatz 2, einschliel3lich der Protokolle nach Satz 2, zum
Abschluss des Kalenderjahres zu l6schen, das auf das Ende des Einstellungs-
verfahrens folgt. Sofern die Bewerberinnen und Bewerber nicht eingestellt
werden, kdnnen ihre Daten aus der Zuverlassigkeitsiberprtfung fir weitere
Einstellungsverfahren der jeweiligen Behdrde nach Absatz 1 Satz 1 nur ver-
arbeitet werden, sofern sie in diese Datenverarbeitung zuvor eingewilligt haben.
Satz 3 gilt nicht, sofern die Daten fir die Uberpriifung der rechtmaRigen Daten-
verarbeitung oder die gerichtliche Uberpriifung des Einstellungsverfahrens
erforderlich sind.

(6) Werden den nach Absatz 4 benannten Landesbehérden im Nachhinein
Informationen bekannt, die fur die Beurteilung der Zuverlassigkeit einer der in
Absatz 1 genannten Personen von Bedeutung sind, sind diese Stellen ver-
pflichtet, die Behtrde nach Absatz 1 Satz 1 tber die vorliegenden Erkenntnisse
unverzuglich zu informieren (Nachbericht). Zu diesem Zweck dirfen sie Name,
Vorname, Geburtsname, Geburtsdatum, Geburtsort, Wohnort und Staatsange-
horigkeit der betroffenen Person sowie die Aktenfundstelle verarbeiten. Das
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Landesamt fur Verfassungsschutz darf zu diesem Zweck die in Satz 2 genannten
personenbezogenen Daten der betroffenen Person und ihre Aktenfundstelle in
den gemeinsamen Dateien nach § 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes
verarbeiten. Wird die betroffene Person nicht mit einer Aufgabe betraut, fir die
eine Zuverlassigkeitsiuiberprufung erforderlich ist oder beendet sie diese Tatigkeit,
so hat die Behdrde nach Absatz 1 Satz 1 die zum Nachbericht verpflichteten
Landesbehdrden hiervon unverziiglich in Kenntnis zu setzten. Die Landes-
behdrden nach Absatz 4 haben die nach Satz 2 verarbeiteten Daten unverziglich
zu loschen, sofern die Daten nicht fur die Uberprifung der rechtmafRigen Daten-
verarbeitung oder die gerichtliche Uberprifung erforderlich sind.*

Der neue 8§ 148 wird wie folgt geédndert:
a) In Satz 1 wird die Angabe ,8§ 48" durch die Angabe ,8 109" ersetzt.
b) In Satz 2 wird die Angabe ,8 55“ durch die Angabe ,8 116" ersetzt.

In dem neuen § 149 wird die Angabe ,88 40 bis 47" durch die Angabe ,§ 100
bis 108" ersetzt.

Nach dem neuen 8§ 149 wird folgender 8§ 150 eingefugt:
,8 150

Evaluation

Der Ausschuss nach § 37 legt der Birgerschaft zum 31. August 2023 einen
Evaluationsbericht Gber die Auswirkungen der nach 88 41 bis 44 mdglichen
Anordnungen sowie zur Anwendung des 8 27 Absatz 1 Satz 2 vor. Schwerpunkte
des Berichts sollen die Wirksamkeit sowie die praktische Anwendung der Befug-
nisnormen und der Verfahrensvorschriften sein. Der Senat erstellt den Bericht
unter Mitwirkung einer oder eines unabhangigen sozialwissenschaftlichen und
einer oder eines unabhangigen polizeiwissenschaftlichen Sachverstandigen.”

In 8 2 Nummer 5 Buchstabe ¢ Doppelbuchstaben bb und cc sowie in dem jewells
neuen 8§ 13 Absatz 1 Satz 2, § 19 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3, 8 23 Absatz 3
Satz 1 und Absatz 4 Satz 2, § 30 Absatz 3, § 39 Absatz 3 Satz 2, § 100 Absatz 1
Nummer 1, § 119 Absatz 2 und 7, § 123 Satz 1, § 125 Absatz 1 Satz 1 und 3,

§ 133 Absatz 3 Nummer 2, § 134 Absatz 1 sowie 8§ 140 Absatz 2 Satz 1 wird
jeweils das Wort ,Abs.” durch das Wort ,,Absatz” ersetzt.

In 8 2 Nummer 5 Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe cc sowie in dem jeweils neuen

§ 27 Absatz 4 Satz 1 und 2, § 29 Absatz 2 Satz 1, § 30 Absatz 3, § 108 Absatz 2,
8 140 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 5 Satz 3, § 143 Satz 2 wird jeweils das Wort
.Nr.“ durch das Wort ,Nummer* ersetzt.

Artikel 2
Weitere Anderung des Bremischen Polizeigesetzes

Das Bremische Polizeigesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes

geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:
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Dem § 17 Absatz 1 wird folgender Satz angefigt:

.Der betroffenen Person ist im Falle des Satzes 1 Nummer 4 auf Verlangen
unverzuglich eine Bescheinigung tber die Durchsuchung und ihren Grund
auszustellen.”

Dem § 26 wird folgender Absatz 6 angefugt:

»(6) Werden personenbezogene Daten Uber Minderjahrige oder Betreute ohne
Kenntnis ihrer gesetzlichen Vertretung erhoben, ist die gesetzliche Vertretung zu
unterrichten, sobald die Aufgabenerfillung hierdurch nicht mehr gefahrdet wird.
Von der Unterrichtung kann abgesehen werden, solange zu besorgen ist, dass
die Unterrichtung zu erheblichen Nachteilen fir die betroffene Person fihrt oder
wenn die Unterrichtung aufgrund des bestellten Aufgabenkreises der Betreuerin
oder des Betreuers nicht erforderlich ist. Fur die Falle einer Betreuung besteht
die Unterrichtungspflicht nur, soweit die Polizei von der Betreuung Kenntnis
erlangt.”

Dem § 27 Absatz 1 wird folgender Satz angefigt:

.Der betroffenen Person ist im Falle des Satzes 1 Nummer 2 auf Verlangen
unverzuglich eine Bescheinigung tber die Identitatsfeststellung und ihren Grund
auszustellen.”

Dem 8§ 50 Absatz 4 wird folgender Satz angefigt:

~unterbleibt die Loschung, hat die Polizei den Ausgang des Verfahrens sowie die
Grinde fur die fortdauernde Speicherung zu dokumentieren und die betroffene
Person zu unterrichten.”

Dem § 51 Absatz 4 wird folgender Satz angefugt:

.Die betroffene Person ist Uber die erstmalige Speicherung eines Hinweises nach
Satz 1 zu unterrichten.”

In 8§ 55 Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefugt:

~Werden Daten zu einer Person an den polizeilichen Informationsverbund nach
§ 29 des Bundeskriminalamtgesetzes Ubermittelt, ist die betroffene Person Gber
die erstmalige Ubermittlung ihrer personenbezogenen Daten zu unterrichten.”

Dem § 58 wird folgender Absatz 8 angefugt:

»(8) Ergibt die Prufung, dass die Verarbeitung personenbezogener Daten fur
die Aufgabenerfullung oder die gerichtliche oder datenschutzrechtliche Uber-
prufung dber die Aussonderungspruffrist hinaus erforderlich ist, ist die betroffene
Person Uber die fortdauernde Datenverarbeitung zu unterrichten.”

Dem § 62 Absatz 1 wird folgender Satz angefigt:

,Betroffene Personen sind zu unterrichten.”
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Artikel 3
Anderung des Bremischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes

8 16 Absatz 2 Satz 4 des Gesetzes Uber das Verfahren zur Erzwingung von
Handlungen, Duldungen oder Unterlassungen (Bremisches Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz — Brem VwWVG) in der Fassung vom 1. April 1960 (Brem.GBI. S. 37,
48 — 202-a-1), das zuletzt durch Gesetz vom 2. April 2019 (Brem.GBI. S.159)
geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

,Die Nachtzeit umfasst die Stunden von neun Uhr abends bis sechs Uhr morgens.*

) Artikel 4
Anderung des Gesetzes Uber den Abschiebungsgewahrsam

Das Gesetz tiber den Abschiebungsgewahrsam vom 4. Dezember 2001
(Brem.GBI. S.405 — 26-a-2), das zuletzt durch Geschaftsverteilung des Senats vom
2. August 2016 (Brem.GBI. S.434) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 8 5 wird folgender Absatz 5 angefigt:
»(5) 8 33 des Bremischen Polizeigesetzes gilt entsprechend.”

2. In § 12 werden nach den Wértern ,Anwendung unmittelbaren Zwangs" die
Worter ,sowie die Regelungen des § 106 des Bremischen Polizeigesetzes Uber
die Fixierung von Personen® eingeflgt.

Artikel 5
Gesetz Uber eine unabhangige Polizeibeauftragte
oder einen unabhangigen Polizeibeauftragten
fur die Freie Hansestadt Bremen

81 Zustandigkeit und Aufgaben

§2 Wahl und Amtszeit

§ 3  Tatigkeit als Hilfsorgan der Burgerschaft und der Deputation fir Inneres
84 Hinweise und Beschwerden

8§85  Tatigkeit aufgrund eigener Entscheidung

§ 6 Umgang mit Eingaben

87 Befugnisse

8§ 8  Unterstitzung

89 Rechte der von Eingaben betroffenen Beschéftigten

8 10 Verhaltnis der Untersuchungen zu anderen Verfahren

8§ 11 Verhaltnis zum Zustandigkeitsbereich anderer Stellen mit Kontrollaufgaben
8§12 Zusammenarbeit mit Personalvertretungen

§ 13 Berichte und Offentlichkeitsarbeit

8 14 Umsetzung von Empfehlungen
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§15
§ 16
§17
§18
§19
§ 20

Amtsverhaltnis

Pflichten

Datenverarbeitung

Personal- und Sachausstattung, Stellvertretung
Beirat

Evaluation

§1

Zustandigkeit und Aufgaben

(1) Die oder der unabhangige Polizeibeauftragte fir die Freie Hansestadt Bremen
(beauftragte Person) hat die Aufgabe,

1.

die Burgerinnen und Burger im Dialog mit dem Polizeivollzugsdienst (Polizei)
Zu unterstitzen und das partnerschaftliche Verhéltnis zwischen ihnen und der
Polizei zu starken;

als Hilfsorgan der Burgerschaft und der Deputation fur Inneres diese bei der
Wahrnehmung ihrer besonderen Kontroll- und Firsorgepflichten gegentiber
der Polizei zu unterstitzen (8 3);

darauf hinzuwirken, dass begriindeten Hinweisen und Beschwerden (§ 4)
abgeholfen wird;

Fehler und Fehlverhalten in Einzelfallen, die auf eine Verletzung von
Rechtsstaatlichkeit oder Diskriminierungsfreiheit schliel3en lassen, sowie
entsprechende strukturelle Mangel und Fehlentwicklungen zu erkennen und
durch Hinweise und Empfehlungen darauf hinzuwirken, dass sie behoben
werden und sich nicht wiederholen;

Hinweisen auf Defizite der personellen und séchlichen Ausstattung, des
Personalwesens einschliel3lich des Gesundheitsmanagements, der Aus- und
Fortbildung sowie der Liegenschaften nachzugehen und Vorschlage zur
Behebung und Verbesserung zu unterbreiten;

der Biirgerschaft und der Offentlichkeit tiber ihre oder seine Arbeit zu
berichten (8 13).

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden Anwendung auf den Polizei-
vollzugsdienst

1.

2.

der Polizei Bremen,

der Ortspolizeibehérde Bremerhaven im durch die Aufsicht nach § 130 des
Bremischen Polizeigesetzes gesteckten Rahmen sowie

des Landeskriminalamts.
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(3) In der Auslibung des Amts ist die beauftragte Person unabhéangig, weisungsfrei
und nur dem Gesetz unterworfen.

§2
Wah!l und Amtszeit

(1) Die Deputation fiir Inneres wahlt die beauftragte Person in geheimer Wahl mit
der Mehrheit ihrer Mitglieder. Die Burgerschaft bestatigt die Wahl auf gleiche Weise.

(2) Die beauftragte Person wird fur funf Jahre gewahlt. Die einmalige Wiederwahl
ist zulassig. Die oder der Gewabhlte ist von der Prasidentin oder dem Présidenten der
Blrgerschaft zu ernennen.

§3

Tatigkeit als Hilfsorgan der Burgerschaft
und der Deputation fur Inneres

(1) Die Burgerschaft, Mitglieder der Burgerschaft in Fraktionsstarke, die Deputa-
tion fur Inneres, der Kontrollausschuss nach 8§ 37 des Bremischen Polizeigesetzes,
der Haushalts- und Finanzausschuss sowie der Petitionsausschuss kdnnen der
beauftragten Person Auftrage zur Untersuchung von Strukturen, Entwicklungen und
Einzelfallen in ihrem Aufgabenbereich erteilen. Bei der Erteilung von Auftragen ist zu
gewahrleisten, dass die Tatigkeit der beauftragten Person aufgrund eigener Ent-
scheidung (8 5) in angemessenem Umfang mdglich bleibt.

(2) Die beauftragte Person hat das Recht und auf Verlangen der in Absatz 1
Satz 1 Genannten die Pflicht, an der parlamentarischen Beratung von Gegen-
standen, die in ihrem Aufgabenbereich liegen, teilzunehmen. Der Petitionsausschuss
kann die beauftragte Person zu Anhdrungen laden.

84
Hinweise und Beschwerden

(1) Jede naturliche oder juristische Person kann der beauftragten Person Hinweise
auf strukturelle Mangel oder Fehlentwicklungen geben sowie Beschwerden Uber
polizeiliches Fehlverhalten im Einzelfall vorbringen. Hinweise und Beschwerden
kénnen in mundlicher, schriftlicher oder elektronischer Form erfolgen.

(2) Beschatftigte der in 8 1 Absatz 2 genannten Behérden kdnnen sich mit Hin-
weisen und Beschwerden ohne Einhaltung des Dienstwegs unmittelbar an die beauf-
tragte Person wenden. Wegen der Tatsache, sich an die beauftragte Person
gewandt zu haben, durfen Beschaftigte weder dienstlich gemal3regelt werden noch
sonstige Nachteile erleiden. Sofern sie Tatsachen glaubhaft machen, die eine
Benachteiligung wegen zulassiger Austibung ihres Rechts gemal Satz 1 vermuten
lassen, tragt der Dienstherr die Beweislast daftir, dass kein Verstol3 gegen Satz 2
vorliegt.
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§5
Tatigkeit aufgrund eigener Entscheidung

Die beauftragte Person wird nach pflichtgemé&Rem Ermessen aufgrund eigener
Entscheidung tatig, wenn ihr Umstande bekannt werden, die ihren Aufgabenbereich
berthren.

§6
Umgang mit Eingaben

(1) Die beauftragte Person kann Eingaben, die anonym eingehen oder sich auf
mehr als drei Jahre zurtickliegende Vorgange beziehen, ohne Sachprifung zurtick-
weisen, sofern nicht der Fall erkennbar bereits zuvor Gegenstand behdordlicher
Ermittlungen war und eine Auswertung der Fallakten sowie der Daten im polizeilichen
Vorgangsbearbeitungssystem madglich erscheint. Dies gilt auch fur solche Falle, die
nicht in den Zustandigkeitsbereich der beauftragten Person fallen.

(2) Die beauftragte Person bestatigt den Eingang nicht anonymer Eingaben
innerhalb von zwei Wochen nach Eingang. Bei Eingaben, die keine plausiblen
Informationen Uber Mangel oder Fehlverhalten in ihrem Aufgabenbereich enthalten,
kann die Eingangsbestatigung mit dem Hinweis verbunden werden, dass die Sache
aufgrund fehlender Informationen nicht weiter bearbeitet wird, soweit keine weitere
Konkretisierung der Eingabe erfolgt.

(3) Vertrauliche Eingaben, bei denen die eingebende Person ausdricklich um
Geheimhaltung ihrer Identitat oder der Identitat einer betroffenen Person ersucht,
sind zulassig. In diesem Fall darf die Identitat der eingebenden oder betroffenen
Person nur mit ihrer ausdriicklichen Einwilligung offenbart werden. Die beauftragte
Person berat die eingebende Person, falls sie die Aufhebung der Vertraulichkeit fur
die weitere Aufklarung des Sachverhalts fir sachdienlich und unter Abwagung der
Vor- und Nachteile fur die eingebende Person fir angemessen halt.

(4) Enthalten Eingaben hinreichende Informationen Gber Mangel oder Fehlver-
halten im Aufgabenbereich der beauftragten Person, so klart sie den Sachverhalt und
die Hintergriinde auf. Dabei darf sie auf die Befugnisse nach § 7 zurtickgreifen. Sie
bestimmt Zeit und Art der Aufklarung nimmt erforderliche drtliche Untersuchungen
vor.

(5) Die beauftragte Person soll in geeigneten Fallen auf eine einvernehmliche
Erledigung der Angelegenheit hinwirken, soweit hierdurch nicht der Zweck eines
laufenden Straf-, Bul3geld- oder Disziplinarverfahrens gefahrdet wird. Hierzu kann sie
eine mit Griinden zu versehende Empfehlung aussprechen oder der zustandigen
Stelle Gelegenheit zur Abhilfe geben. Erfolgt keine Abhilfe, ist dies gegentber der
beauftragten Person schriftlich zu begriinden.

(6) Spéatestens drei Monate nach Eingang der Eingabe wird die eingebende
Person Uber die Ergebnisse der Untersuchungen informiert. Sie erhélt eine
Zwischennachricht unter Angabe der voraussichtlichen Dauer der Untersuchungen,
wenn die Untersuchungen zu diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen sind.
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(7) Nach Abschluss der Untersuchungen erstellt die beauftragte Person in
geeigneten Fallen einen Bericht. Dieser endet mit einer Bewertung des Sachverhalts,
insbesondere hinsichtlich der Frage, ob ein Mangel oder Fehlverhalten vorliegt,
wobei die Personlichkeitsrechte aller Beteiligten zu beachten sind. Nach Einwilligung
der eingebenden Person ist der Bericht durch die beauftragte Person der Deputation
fur Inneres zuzuleiten und in geeigneter Form, zumindest im Internet, zu veroffent-
lichen. 8 10 Absatz 3 und § 13 Absatz 2 bleiben unberihrt.

(8) Die beauftragte Person erhebt fur die Bearbeitung von Eingaben keine
Gebduhren.

8§87
Befugnisse

(1) Zur sachlichen Prifung kann die beauftragte Person von den Behoérden und
sonstigen offentlichen Stellen des Landes und der Stadtgemeinden Uber die zustan-
dige senatorische Behdrde mundliche oder schriftliche Auskunft verlangen und
Stellungnahmen anfordern. Die senatorische Behorde ist verpflichtet, unverziglich
die notwendigen Informationen zu Ubermitteln.

(2) Die beauftragte Person hat das Recht, bei Behdrden oder sonstigen 6ffent-
lichen Stellen des Landes und der Stadtgemeinden, ausgenommen Gerichte und
Staatsanwaltschaften, Einsicht in Akten und sonstige amtliche Unterlagen zu
nehmen, sofern ein inhaltlicher Zusammenhang zu ihren Aufgaben nicht ausge-
schlossen ist. Das Einsichtsrecht umfasst auch die Mitnahme von Ausdrucken oder
Kopien, wenn dies fur die weiteren Untersuchungen oder die Erstellung des
Abschlussberichts erforderlich ist. Unterlagen, die als ,VS-Vertraulich* oder hoher
eingestuft sind, durfen nur von der beauftragten Person personlich oder von ihren
Beschaftigten eingesehen werden, die den Anforderungen des Sicherheitsiiber-
prufungsgesetzes genlgen.

(3) Die beauftragte Person kann der eingebenden Person, Geschadigten eines
vorgebrachten Fehlverhaltens, Zeuginnen und Zeugen, Sachverstandigen, Polizei-
beschaftigten sowie anderen Personen, die zur Aufklarung des Sachverhalts bei-
tragen kdnnen, Gelegenheit zur mundlichen oder schriftlichen Stellungnahme geben
und Fragen an sie richten. Die Genehmigung, gegeniber der betroffenen Person in
dienstlichen Angelegenheiten Auskinfte zu geben, darf versagt werden, wenn die
Auskunfte dem Wohle des Bundes oder eines deutschen Landes Nachteile bereiten
oder die Erfullung offentlicher Aufgaben ernstlich gefahrden oder erheblich
erschweren wirde. In jedem Stand des Verfahrens besteht das Recht der freien
Wahl eines Beistands oder einer oder eines Bevollmé&chtigten.

(4) Die beauftragte Person kann jederzeit alle Dienststellen der Polizei Bremen
und der Ortspolizeibehtdrde Bremerhaven sowie deren Einrichtungen auch ohne
vorherige Anmeldung betreten. Dieses Recht erstreckt sich auch auf Einsatze
aulRerhalb der Dienststellen, auf Fahrzeuge, auf stationére und mobile Lage- und
Fuhrungszentren sowie auf Einrichtungen der polizeilichen Aus- und Fortbildung.
Akten und elektronische Datentrager kdnnen, sofern ein Einsichtsrecht gemal}
Absatz 2 besteht, auch vor Ort eingesehen werden, soweit dies fur den Unter-
suchungszweck erforderlich ist. Die beauftragte Person darf in Abstimmung mit der
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Einsatzleitung bei Einsétzen der Polizei in Grol3lagen anwesend sein und Aus- und
FortbildungsmalRinahmen der Polizei beiwohnen.

(5) Stellt die beauftragte Person im Rahmen ihrer Zustandigkeit Versto3e der
Polizei Bremen oder der Ortspolizeibehtérde Bremerhaven gegen Rechtsvorschriften
fest, so beanstandet sie dies gegenuber der zustandigen Behorde und fordert diese
zur Stellungnahme innerhalb einer von ihr zu bestimmenden Frist auf. Bei Mal3-
nahmen des Bundes oder der Lander nach § 143 des Bremischen Polizeigesetzes ist
die Beanstandung an den Senator fur Inneres zu richten. Die Stellungnahme soll
auch eine Darstellung der Malinahmen enthalten, die aufgrund der Beanstandung
der beauftragten Person getroffen worden sind. Die beauftragte Person kann von
einer Beanstandung absehen oder auf eine Stellungnahme verzichten, insbesondere
wenn es sich um unerhebliche oder inzwischen beseitigte Méangel handelt.

(6) Die Austibung der vorstehenden Befugnisse ist ausgeschlossen, soweit hoher-
rangiges Recht oder Uberwiegende schutzwirdige Belange einer betroffenen Person
entgegenstehen oder offentliche Interessen einschlief3lich des Kernbereichs exeku-
tiver Eigenverantwortung eine Geheimhaltung zwingend erfordern.

(7) Fur Streitigkeiten zwischen einer naturlichen oder einer juristischen Person und
der beauftragten Person uber die vorstehenden Befugnisse und eingeleitete oder
durchgefuihrte Mallnahmen ist der Verwaltungsrechtsweg eroffnet. Die beauftragte
Person ist in diesen Verfahren beteiligungsfahig.

§8
Unterstutzung

(1) Behorden und sonstige 6ffentliche Stellen des Landes und der Stadtgemein-
den sind verpflichtet, die beauftragte Person bei der Erflllung ihrer Aufgaben zu
unterstutzen.

(2) Gerichte und Staatsanwaltschaften durfen personenbezogene Daten aus
Strafverfahren an die beauftragte Person Gbermitteln, soweit die Kenntnis dieser
Daten im Einzelfall fir die Untersuchungen der beauftragten Person erforderlich ist,
offentliche Interessen einschliel3lich des Kernbereichs exekutiver Eigenverantwor-
tung nicht entgegenstehen und soweit nicht fur die Ubermittelnde Stelle offensichtlich
ist, dass die schutzwirdigen Interessen der betroffenen Personen das Allgemein-
interesse an der Ubermittlung tberwiegen; bundesrechtliche Ubermittiungsverbote
und Verwendungsbeschrankungen bleiben unberihrt.

(3) Soweit die beauftragte Person bei der Erfullung ihrer Aufgaben Informationen
von offentlichen Stellen anderer Lander oder des Bundes bendétigt, ersucht der Senat
diese Stellen um Ubermittlung der erforderlichen Informationen.

(4) In allen Polizeidienststellen ist sowohl fur die Beschaftigten der Polizei als auch
fur die Burgerinnen und Burger in geeigneter Weise auf Stelle und Aufgaben der
beauftragten Person hinzuweisen.

(5) Senat oder Magistrat Ubermitteln der beauftragten Person auf Anfrage zusam-
menfassende Berichte Uber die Ausiibung der Disziplinarbefugnis im Hinblick auf die
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Polizei Bremen und die Ortspolizeibehérde Bremerhaven und, soweit diese Informa-
tionen dort vorhanden sind, auch statistische Informationen Gber den Ausgang ent-
sprechender Strafverfahren.

§9
Rechte der von Eingaben betroffenen Beschaéftigten

Enthalten Eingaben oder Zeugenaussagen Informationen, aus denen sich ein
strafbares oder disziplinarrechtlich sanktionierbares Verhalten ergeben konnte, so ist
die oder der betroffene Beschaftigte der Polizei darauf hinzuweisen, dass es ihr oder
ihm freistehe, sich mindlich oder schriftlich zu auf3ern oder sich nicht zur Sache ein-
zulassen, und sie oder er sich jederzeit einer oder eines Bevollmachtigten oder Bei-
stands bedienen kdnne. Die Hinweise sind aktenkundig zu machen.

§10
Verhaltnis der Untersuchungen zu anderen Verfahren

(1) Die beauftragte Person kann einen Vorgang den fur die Einleitung von Straf-
oder Disziplinarverfahren zustandigen Stellen zuleiten, soweit er nicht nach 8 6
Absatz 3 vertraulich zu behandeln ist.

(2) Ist gegen eine Polizeibeschaftigte oder einen Polizeibeschaftigten wegen ihres
oder seines dienstlichen Verhaltens ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren einge-
leitet oder offentliche Klage im strafgerichtlichen Verfahren erhoben, ein gerichtliches
Bul3geldverfahren anhangig, ein behordliches Disziplinarverfahren eingeleitet oder
ein gerichtliches Disziplinarverfahren anhangig, so fuhrt die beauftragte Person ihre
Untersuchungen wegen desselben Sachverhalts parallel zum Straf-, Bul3geld- oder
Disziplinarverfahren nur fort, soweit damit ein eigenes Erkenntnisinteresse zur
Erfullung ihrer Aufgaben verbunden ist und der Zweck jenes Verfahrens nicht
gefahrdet wird. Ist eine Fortsetzung der Untersuchung durch die beauftragte Person
nicht ohne Gefahrdung des Straf-, Bul3geld- oder Disziplinarverfahrens moglich, stellt
die beauftragte Person wegen desselben Sachverhalts bei ihr laufende Verfahren
vorlaufig ein. Uber die Tatsache der vorlaufigen Einstellung wird die eingebende
Person des Hinweises oder der Beschwerde unterrichtet. Gleiches gilt im Fall der
Wiederaufnahme des Verfahrens durch die beauftragte Person. Die flr das
Disziplinarverfahren zustandigen Stellen Gbermitteln auf Anfrage der beauftragten
Person unter Beriicksichtigung der Belange des Beamten oder der Beamtin und
anderer betroffener Personen die verfahrensabschliel3enden Verfligungen ein-
schlie3lich der Begriindungen. Entsprechendes gilt fir Entscheidungen Uber arbeits-
rechtliche Malnahmen.

(3) Bis zum rechtskraftigen Abschluss eines Straf-, Bul3geld- oder Disziplinar-
verfahrens wegen desselben Sachverhalts veroffentlicht die beauftragte Person die
Ergebnisse und Schlussfolgerungen der Untersuchungen nicht.
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§11
Verhaltnis zum Zustandigkeitsbereich anderer Stellen mit Kontrollaufgaben

(1) Das Recht, sich mit Eingaben an die Blirgerschaft zu wenden, bleibt von der
Mdglichkeit, Eingaben an die beauftragte Person zu richten, unberinhrt.

(2) Die Untersuchungsbefugnis der beauftragten Person ist ausgeschlossen,
soweit der Gegenstand oder ein Teil des Gegenstandes ihrer Untersuchung Gegen-
stand eines Untersuchungsausschusses der Blrgerschaft ist. Die Untersuchungs-
befugnis erlischt mit der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses der Birger-
schaft, soweit der Gegenstand oder ein Teil des Gegenstandes der Untersuchung
der beauftragten Person zum Gegenstand des Untersuchungsausschusses wird und
die Burgerschaft nichts Abweichendes beschliel3t. In diesen Fallen informiert die
beauftragte Person die eingebende Person unverzuglich schriftlich Gber den Aus-
schluss, das Ende oder die Begrenzung ihrer Untersuchung.

(3) Wirft eine Eingabe Fragen auf, die sowohl in die Zustéandigkeit der beauftragten
Person als auch in diejenige der oder des Landesbeauftragten fir Datenschutz und
Informationsfreiheit oder des Landesrechnungshofes fallen, so stimmt die beauftragte
Person ihr Vorgehen mit diesen Stellen ab. Untersuchungen sollen mdglichst koordi-
niert erfolgen.

(4) Bei Uberschneidungen der Zustandigkeit der beauftragten Person mit den
Kontroll- und Aufsichtszustandigkeiten anderer Behdrden und offentlicher Stellen gilt
Absatz 2 entsprechend.

§12
Zusammenarbeit mit Personalvertretungen

(1) Die beauftragte Person arbeitet bei der Erfullung ihrer Aufgaben vertrauensvoll
mit den Personalvertretungen der Polizei Bremen und der Ortspolizeibehdrde
Bremerhaven zusammen.

(2) Die Aufgaben und Zustandigkeiten der Personalvertretungen bleiben durch die
Regelungen dieses Gesetzes unberthrt.

8§13
Berichte und Offentlichkeitsarbeit

(1) Die beauftragte Person erstattet der Blurgerschaft alle zwei Jahre einen schrift-
lichen Bericht Uber ihre Tatigkeit sowie Uber zentrale Folgerungen hieraus. Der
Bericht soll auch Empfehlungen fiir strukturelle Anderungen in den Behorden und
Uber die eingeleiteten oder geplanten Mal3nahmen zur Umsetzung der Empfeh-
lungen aus friheren Berichten enthalten. In der Aussprache Uber den Tatigkeits-
bericht soll die Burgerschaft der beauftragten Person Gelegenheit zur Vorstellung
des Tatigkeitsberichts geben. Der Senat legt der Birgerschaft innerhalb von sechs
Monaten eine Stellungnahme des Senats zu dem Tatigkeitsbericht vor.
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(2) Sie darf jederzeit der Burgerschaft oder ihren Deputationen und Ausschissen
Einzelberichte vorlegen und diese veroffentlichen. Der betroffenen Behdrde ist vorab
Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist zu geben. Die
Frist betragt in der Regel zwei Monate. Eine Zusammenfassung der Stellungnahme
ist mit dem Einzelbericht zu verdffentlichen.

(3) Wird die beauftragte Person mit einer Untersuchung nach 8§ 3 Absatz 1 beauf-
tragt, so hat sie Uber das Ergebnis der Prufung auf Verlangen der beauftragenden
Stelle einen Einzelbericht zu erstatten.

(4) Die beauftragte Person kann in geeigneten Fallen Presse- und Offentlichkeits-
arbeit zu ihrer Arbeit betreiben.

(5) 8 10 Absatz 3 bleibt unberiihrt.

§ 14
Umsetzung von Empfehlungen

Senat und Magistrat férdern die Umsetzung der Empfehlungen der beauftragten
Person in ihrem Geschéaftsbereich. Sie sollen die beauftragte Person in ange-
messener Frist Uber die eingeleiteten und geplanten Mal3nhahmen zur Umsetzung
ihrer Empfehlungen zu Einzelféllen und zu einzelfalliibergreifenden Sachverhalten
informieren. Werden Empfehlungen nicht umgesetzt, ist dies zu begriinden. Die Frist
betragt drei Monate nach Zuleitung des Berichts und kann in begriindeten Aus-
nahmefallen verlangert werden. Die beauftragte Person informiert die eingebende
Person Uber die von den Behdrden eingeleiteten Mal3hahmen.

815
Amtsverhaltnis

(1) Die beauftragte Person steht nach Mal3gabe dieses Gesetzes in einem offent-
lich-rechtlichen Amtsverhaltnis zur Freien Hansestadt Bremen.

(2) Das Amtsverhaltnis beginnt mit der Aushé&ndigung der Ernennungsurkunde. Es
endet mit Ablauf der Amtszeit, der Entlassung auf eigenen Antrag oder durch eine
Amtsenthebung. Nach Ablauf der Amtszeit flhrt die bisherige beauftragte Person das
Amt bis zur Wahl und Ernennung einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers fort.
Eine Entlassung auf eigenen Antrag und die Amtsenthebung werden mit der Aus-
handigung der Entlassungsurkunde wirksam. Der Vorstand der Burgerschaft kann
die beauftragte Person des Amtes entheben, wenn Grinde vorliegen, die bei einem
Richter oder einer Richterin auf Lebenszeit die Entlassung aus dem Dienst recht-
fertigen.

(3) Die beauftragte Person erhalt Amtsbezlige entsprechend des Grundgehalts-
betrages der Besoldungsgruppe B 2 des Bremischen Besoldungsgesetzes. Die flr
die bremischen Beamtinnen und Beamten geltenden Bestimmungen Uber Beihilfen in
Krankheits-, Pflege- und Geburtsfallen, Dienstwohnungen, Reisekosten, Umzugs-
kosten und Mutterschutz finden auf das Amtsverhéltnis der beauftragten Person
entsprechende Anwendung, ebenso die 88 2 bis 4, 9 bis 18, 34 bis 36, 65 und 66
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des Bremischen Besoldungsgesetzes sowie flr Zeiten des Amtsverhaltnisses 8§ 78
des Bremischen Beamtenversorgungsgesetzes.

8§ 16
Pflichten

(1) Die beauftragte Person sieht von allen mit den Aufgaben ihres Amtes nicht zu
vereinbarenden Handlungen ab und Ubt wahrend ihrer Amtszeit keine andere mit
ihrem Amt nicht zu vereinbarende entgeltliche oder unentgeltliche Tatigkeit aus.
Insbesondere darf sie weder einer Regierung noch einer gesetzgebenden Korper-
schaft des Bundes oder eines Landes noch einer kommunalen Vertretungskorper-
schaft oder einer der in § 1 Absatz 3 genannten Behodrden angehdren.

(2) Die beauftragte Person hat der Prasidentin oder dem Prasidenten der Blrger-
schaft Mitteilung Uber Geschenke zu machen, die sie in Bezug auf das Amt erhalt.
Die Prasidentin oder der Prasident der Burgerschaft entscheidet Gber die Verwen-
dung der Geschenke.

(3) Die beauftragte Person ist verpflichtet, auch nach Beendigung ihres Amts-
verhaltnisses, Uber die ihr amtlich bekanntgewordenen Angelegenheiten Ver-
schwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht fir Mitteilungen im dienstlichen Verkehr
oder Uber Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner
Geheimhaltung bedirfen. Die beauftragte Person entscheidet im Ubrigen nach
pflichtgemaliem Ermessen, ob und inwieweit sie Uber solche Angelegenheiten vor
Gericht oder aufRergerichtlich aussagt oder Erklarungen abgibt; wenn sie nicht mehr
im Amt ist, ist die Genehmigung der oder amtierenden beauftragten Person
erforderlich.

8§17
Datenverarbeitung

(1) Abweichend von § 2 Absatz 4 des Bremischen Ausflihrungsgesetzes zur EU-
Datenschutz-Grundverordnung finden auf die Tatigkeit der beauftragten Person die
Vorschriften der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz nattrlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richt-
linie 95/46/EG und des Bremischen Ausfiihrungsgesetzes zur EU-Datenschutz-
Grundverordnung Anwendung. Die beauftragte Person ist befugt, personenbezogene
Daten, die ihr bekannt werden, zu verarbeiten, soweit dies zur Erflllung ihrer Auf-
gaben nach diesem Gesetz erforderlich ist. Sie darf im Einzelfall personenbezogene
Daten auch ohne Kenntnis der oder des Betroffenen erheben, wenn nur auf diese
Weise festgestellt werden kann, ob ein Mangel oder Fehlverhalten im Sinne von § 1
Absatz 1 vorliegt. Die nach den Satzen 2 und 3 erhobenen und verarbeiteten Daten
durfen nicht zu anderen Zwecken verarbeitet werden; 8 10 Absatz 1 bleibt unberuhrt.

(2) Soweit die beauftragte Person Eingaben nach 8 5 an Strafverfolgungsbehor-
den oder andere zustandige Stellen weiterleitet, kann sie personenbezogene Daten
zu dem jeweiligen Vorgang Ubermitteln, soweit dies zur Aufgabenerfillung der
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empfangenden Stelle erforderlich ist und die Pflicht zur Verschwiegenheit der
beauftragten Person im Einzelfall nicht entgegensteht.

§18
Personal- und Sachausstattung, Stellvertretung

(1) Der beauftragten Person ist fur die Erfullung ihrer Aufgaben die hinreichende
Personal- und Sachausstattung zur Verfigung zu stellen. Die Verwaltung der Burger-
schaft unterstitzt die Tatigkeit der beauftragten Person.

(2) Beschatftigte der beauftragten Person werden auf ihren Vorschlag vom Vor-
stand der Birgerschaft ernannt und entlassen. Sie kdnnen nur im Einvernehmen mit
der beauftragten Person versetzt oder abgeordnet werden. Die Beschaftigten unter-
stehen der Dienstaufsicht der beauftragten Person, die ihre Dienstvorgesetzte ist und
an deren Weisungen sie ausschlief3lich gebunden sind. Sie kdnnen die Befugnisse
der beauftragten Person austiben, soweit dieses Gesetz nicht etwas Anderes
bestimmt.

(3) Der Vorstand der Biirgerschaft bestellt auf Vorschlag der beauftragten Person
aus dem Kreis der bei ihr tatigen Beschaftigten eine Stellvertretung. Die Stellver-
tretung nimmt die Geschéafte wahr, wenn die beauftragte Person an der Ausiibung
ihres Amtes verhindert ist oder das Amtsverhéltnis endet.

(4) Der Haushalt der beauftragten Person wird im Haushalt der Birgerschatt in
einem eigenen Kapitel ausgewiesen.

8§19
Beirat

(1) Bei der beauftragten Person soll ein Beirat eingerichtet werden. Er setzt sich
zusammen aus

1. zwei Vertreterinnen und Vertretern zivilgesellschaftlicher Organisationen zum
Schutz von Menschen- und Burgerrechten,

2. zwei Vertreterinnen und Vertretern des Polizeivollzugsdienstes, darunter eine
Vertreterin oder ein Vertreter des Personalrats der Ortspolizeibehérde
Bremerhaven oder des Personalrates der Polizei Bremen und

3. drei Expertinnen und Experten aus dem wissenschaftlichen Bereich.

(2) Die Mitglieder des Beirats werden von der Deputation fir Inneres fur jeweils
vier Jahre gewahlt. Bei der Auswahl soll auf ein ausgewogenes Verhaltnis zwischen
Frauen und Mannern geachtet werden.

(3) Der Beirat berat die beauftragte Person bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben.
Er ist insbesondere bei der Erstellung des Berichts nach § 13 Absatz 1 sowie von
Berichten mit grundsatzlicher Bedeutung anzuhdren und einzubeziehen. Der Beirat
kann von sich aus Vorgdnge und Themen an die beauftragte Person herantragen.
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(4) Die beauftragte Person hat das Recht, an den Sitzungen des Beirats
beratend teilzunehmen. lhre Vorschléage fir die Tagesordnung sind zu berick-
sichtigen.

(5) Der Beirat gibt sich eine Geschaftsordnung, die der Zustimmung der
Prasidentin oder des Prasidenten der Burgerschaft bedarf.

(6) Die Mitglieder des Beirats Uben die Tatigkeit nach diesem Gesetz ehren-
amtlich aus. Sie haben einen Anspruch auf Aufwandsentschadigung. Naheres
regelt die Geschaftsordnung. Soweit Vertreterinnen und Vertreter der Polizei die
Tatigkeit im Rahmen ihrer Dienstzeit ausiben, entféllt ein Anspruch auf Auf-
wandsentschéadigung. In der Ausiibung der Tatigkeit als Mitglieder des Beirats
sind sie unabhangig und weisungsfrei.

820
Evaluation

Die praktische Anwendung des Gesetzes wird durch unabhangige sozial-wissen-
schaftliche, polizeiwissenschaftliche und rechtswissenschaftliche Sachverstandige
gepruft. Die Sachverstandigen berichten der Birgerschaft Uber das Ergebnis der
Evaluation bis zum 31. Dezember 2025.

) Artikel 6
Anderungen weiterer Gesetze

1. In 8 2 des Gesetzes zur fortlaufenden Untersuchung der Kriminalitatslage und
erganzenden Auswertung der polizeilichen Kriminalitatsstatistik (Bremisches
Kriminalitatsstatistikgesetz — BremKStatG) vom 2. April 2019 (Brem.GBI. S. 162)
wird die Angabe ,8 72" durch die Angabe ,§ 134" ersetzt.

2. In 854 Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Sicherungsverwahrungsvollzugs-
gesetzes vom 21. Mai 2013 (Brem.GBI. S. 172 — 312-f-2), das zuletzt durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Oktober 2020 (Brem.GBI. S. 967) geandert
worden ist, wird die Angabe ,§ 25" durch die Angabe § 23" ersetzt.

3. In 849 Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Strafvollzugsgesetzes vom
25. November 2014 (Brem.GBI. S. 639 — 312-h-1), das zuletzt durch Artikel 2
des Gesetzes vom 7. Oktober 2020 (Brem.GBI. S. 967) geandert worden ist, wird
die Angabe ,8 25" durch die Angabe ,8 23" ersetzt.

4. In § 8 Absatz 3 des Bremischen Fischereigesetzes vom 17. September 1991
(Brem.GBI. S. 309 — 793-a-1), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom
14. Marz 2017 (Brem.GBI. S. 121, 122) geéndert worden ist, wird die Angabe
,8 14“ durch die Angabe ,8 11 ersetzt.

5. In 8 94 des Bremischen Wassergesetzes vom 12. April 2011 (Brem.GBI.
S. 262 — 2180-a-1), das zuletzt durch Gesetz vom 18. Dezember 2018
(Brem.GBI. S. 644) geandert worden ist, wird die Angabe ,8 66“ durch die
Angabe ,8 127 ersetzt.
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6. In 8 5 Absatz 4 Satz 2 des Gesetzes Uber das Halten von Hunden vom
2. Oktober 2001 (Brem.GBI. S. 331 — 2190-b-1), das zuletzt durch Gesetz vom
8. Mai 2018 (Brem.GBI. S. 227) geandert worden ist, werden die Worter ,88 25
und 26" durch die Warter ,88 23 und 24" ersetzt.

7. Das Bremische Hafenbetriebsgesetz vom 21. November 2000 (Brem.GBI. S. 437
— 9511-a-1), das zuletzt durch Gesetz vom 1. Marz 2016 (Brem.GBI. S. 85)
geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

a) In 85 Absatz 4 werden die Worter ,.8 67 Abs. 2" durch die Worter .8 128
Absatz 2" ersetzt.

b) In 87 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,8 64 Abs. 1 durch die Worter
.8 125 Absatz 1“ ersetzt.

8. Das Bremische Hafensicherheitsgesetz vom 30. April 2007 (Brem.GBI. S. 307 —
9511-a-7), das zuletzt durch Gesetz vom 28. April 2015 (Brem.GBI. S. 269)
geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

a) 8§ 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Absatz 1 werden die Worter .8 71 Abs. 2 Nr. 2“ durch die Worter
»3 133 Absatz 2 Nummer 2" ersetzt.

bb) In Absatz 2 werden die Woérter ,.88 21 und 22“ durch die Woérter ,88 19
und 20" ersetzt.

b) In § 3 Absatz 1 werden die Worter ,§ 70 Abs. 2 und 8§ 74 Abs. 2* durch die
Worter ,§ 132 Absatz 2 und § 136 Absatz 2" ersetzt.

Artikel 7
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680

Artikel 1 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Behérden zum
Zwecke der Verhutung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder
der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des
Rahmenbeschlusses 2008/977/J1 des Rates (ABI. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 89;

L 127 vom 23. Mai 2018, S. 9).

Artikel 8
Bekanntmachungserlaubnis

Der Senator fur Inneres kann den Wortlaut des Bremischen Polizeigesetzes in der
vom 1. September 2021 an geltenden Fassung mit geschlechtergerechten Formulie-
rungen und zur redaktionellen Anpassung im Gesetzblatt der Freien Hansestadt
Bremen bekannt machen.
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Artikel 9
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit nichts Anderes bestimmt ist, am Tag nach der
Verkindung in Kraft.

(2) Artikel 2 tritt am 1. September 2021 in Kraft.

(3) Die Amtszeit der Landesbeauftragten fur Datenschutz und Informations-
sicherheit wird durch das Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht unterbrochen.

Bremen, den 24. September 2020

Der Senat

& Freie
Hansestadt . . .
\: Bremen Unterzeichner: Senatskanzlei Bremen
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	cc) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

	b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	aa) Die Wörter „Ein verdeckter Ermittler“ werden ersetzt durch die Wörter „Eine verdeckt ermittelnde Person“.
	bb) Folgender Satz 4 wird angefügt: „Eine verdeckte ermittelnde Person darf unter der Legende keine sexuellen Handlungen vornehmen oder an sich vornehmen lassen und keine Liebesverhältnisse eingehen.“

	c) Die Absätze 3 und 4 werden aufgehoben.
	d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3.

	53. Die Überschrift „5. Abschnitt: Polizeiverordnungen“ wird gestrichen.
	54. Nach dem neuen § 49 wird folgender 3. Unterabschnitt eingefügt:
	§ 50
	§ 51
	§ 52

	55. Nach dem neuen § 52 wird folgender 4. Unterabschnitt eingefügt:
	§ 53
	§ 54
	§ 55
	§ 56
	§ 57

	56. Die Überschrift „6. Abschnitt: Schadensausgleich, Erstattungs- und Ersatzansprüche“ wird gestrichen.
	57. Nach dem neuen § 57 wird folgender 5. Unterabschnitt eingefügt:
	§ 58

	58. Nach dem neuen § 58 wird folgender 4. Abschnitt eingefügt.
	§ 59
	§ 60
	§ 62
	§ 63
	§ 64
	§ 65
	§ 66
	§ 67
	§ 68
	§ 69
	§ 70
	§ 71
	§ 72
	§ 73
	§ 74
	§ 75
	§ 76
	§ 77
	§ 78
	§ 79
	§ 80
	§ 81
	§ 82
	§ 83
	§ 84
	§ 85
	§ 86
	§ 87
	§ 88
	§ 89
	§ 90
	§ 91
	§ 92
	§ 93
	§ 94
	§ 95
	§ 96

	59. Die bisherigen §§ 83 bis 86 werden die §§ 146 bis 149.
	60. Der bisherige § 88 wird § 152 und wie folgt geändert:
	a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Inkrafttreten; Außerkrafttreten“.
	b) Absatz 3 wird durch folgende Absätze 3 bis 6 ersetzt:

	61. Nach dem neuen § 96 wird die Überschrift „5. Abschnitt: Vollzugshilfe“  eingefügt.
	62. In dem neuen § 99 Absatz 3 wird die Angabe „§§ 17 und 18“ durch die Angabe „§§ 15 und 16“ ersetzt.
	63. Nach dem neuen § 99 wird die Überschrift „6. Abschnitt: Zwang“ eingefügt.
	64. Der neue § 100 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 26 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 24 Absatz 3“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 wird die Angabe „§§ 41 bis 47“ durch die Angabe „§§ 101 bis 108“ ersetzt.
	c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 41 Abs. 3 und 4“ durch die Wörter „§§ 101 Absatz 3 und 4“ ersetzt.
	bb) In Satz 2 wird die Angabe „Verwaltungsbeamte, Hilfspolizeibeamte (§ 76)“ durch die Angabe „Verwaltungsbeamtinnen oder Verwaltungsbeamte, Hilfspolizeibeamtinnen oder Hilfspolizeibeamte (§ 138)“  ersetzt.


	65. In § 101 Absatz 3 wird nach dem Wort „Fesseln“ das Wort „, Gurtsysteme“  eingefügt.
	66. Nach dem neuen § 105 wird folgender § 106 eingefügt:
	„§ 106

	67. In dem neuen § 107 werden in Absatz 2 Satz 2 die Wörter „die Polizeivollzugsbeamtinnen oder“ nach dem Wort „Gebraucht“ eingefügt und die Wörter „§ 42 Abs.1 S. 1“ durch die Wörter „§ 102 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
	68. Der neue § 108 wird in Absatz 1 wie folgt gefasst:
	a) Die Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
	„3.  um eine Person anzuhalten, die sich der vorläufigen Festnahme durch Flucht zu entziehen versucht, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die erfolgreiche Flucht zu einer dringenden Gefahr für Leib oder Leben einer anderen Person führen w...
	b) Die Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
	„4.  um die Flucht einer Person zu vereiteln oder eine Person zu ergreifen, die aufgrund richterlicher Entscheidung in amtlichem Gewahrsam zu halten oder ihm zuzuführen ist, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die erfolgreiche Flucht oder ...

	69. Nach dem neuen § 108 wird die Überschrift „7. Abschnitt: Polizeiverordnungen“ eingefügt.
	70. In dem neuen § 111 Absatz 1 und 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 67“ jeweils durch die Angabe „§ 128“ ersetzt.
	71. In dem neuen § 112 Absatz 2 wird die Angabe „§ 50 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 111 Absatz 2“ ersetzt.
	72. Nach dem neuen § 116 wird die Überschrift „8. Abschnitt: Schadensausgleich, Erstattungs- und Ersatzansprüche“ eingefügt.
	73. In dem neuen § 118 Absatz 1 wird die Angabe „§ 56“ durch die Angabe „§ 117“ ersetzt.
	74. Der neue § 119 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 56 Abs. 1“ wird durch die Angabe „§ 117 Absatz 1“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 wird das Wort „Buchst.“ durch das Wort „Buchstabe“ ersetzt.

	75. In dem neuen § 120 wird die Angabe „§ 58 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 119 Absatz 3“ ersetzt.
	76. Der neue § 122 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	a) Die Angabe „§ 60“ wird durch die Angabe „§ 121“ ersetzt.
	b) Die Wörter „§ 56 Abs. 1 oder 2“ werden durch die Wörter „§ 117 Absatz 1 oder 2“ ersetzt.

	77. In dem neuen § 123 Satz 2 werden die Wörter „§ 60 Abs. 3 oder § 61“ durch die Wörter „§ 121 Absatz 3 oder § 122“ ersetzt.
	78. Der neue § 128 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 1 werden die Wörter „§ 65 Abs. 1 Nr. 1“ durch die Wörter „§ 126 Absatz 1 Nummer 1“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 werden die Wörter „§ 65 Abs. 1 Nr. 2“ durch die Wörter „§ 126 Absatz 1 Nummer 2“ ersetzt.

	79. In dem neuen § 129 Satz 2 wird die Angabe „§ 40“ durch die Angabe „§ 100“ ersetzt.
	80. Der neue § 132 Absatz wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2 wird die Angabe „§ 73“ durch die Angabe „§ 135“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 74 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 136 Absatz 2“ ersetzt.

	81. In dem neuen § 133 Absatz 2 wird die Angabe „1.“ und das Wort „und“ gestrichen sowie die Nummer 2 aufgehoben.
	82. Der neue § 134 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	a) In Nummer 2 und Nummer 4 werden die Wörter „vorbeugende Bekämpfung“ jeweils durch das Wort „Verhütung“ ersetzt.
	b) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.
	c) Folgende Nummer 8 wird angefügt:

	83. Dem neuen § 136 wird in Absatz 4 am Ende ein Punkt angefügt.
	84. Der neue § 138 wird wie folgt geändert:
	a) In der Überschrift werden die Wörter „Hilfspolizeibeamtinnen und“ eingefügt.
	b) In Absatz 1 werden die Wörter „§§ 10 bis 26“ durch die Wörter „§§ 10 bis 31 und § 50 Absatz 1“ sowie das Wort „Ersatzvornahme“ durch das Wort „Ersatzvornahmen“ ersetzt.
	c) In Absatz 2 und 3 werden jeweils nach dem Wort „von“ die Worte „Polizeivollzugsbeamtinnen oder“ eingefügt.

	85. Der neue § 139 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 69“ durch die Angabe „§ 131“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort „von“ die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen oder“ eingefügt.

	86. Der neue § 143 wird wie folgt geändert:
	a) In der Überschrift werden nach dem Wort „von“ die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen und“ eingefügt.
	b) Dem Absatz 1 Absatz 1 werden zu Beginn die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen und“ zugefügt.
	c) In Absatz 2 werden nach dem Wort „werden“ die Wörter „Polizeivollzugsbeamtin oder“ eingefügt.
	d) Dem Absatz 3 werden in Satz 1 nach dem Wort „für“ die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen und“ eingefügt und folgender Satz 2 angefügt:

	87. Der neue § 144 wird wie folgt geändert:
	a) In der Überschrift werden nach dem Wort „bremischen“ die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen und“ eingefügt.
	b) Dem Absatz 1 werden die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen und“ an den Beginn gestellt und „§ 81 Abs. 1 Satz 1“ durch die Wörter „§ 143 Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.
	c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 wird das Wort „Beamten“ durch die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen oder Polizeivollzugsbeamten“ ersetzt und nach dem Wort „bremischen“ die Wörter „Polizeivollzugsbeamtinnen oder“ eingefügt.
	bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „angeforderten“ die Wörter „Vollzugspolizeibeamtinnen und“ eingefügt.


	88. Nach dem neuen § 144 wird die Überschrift „5. Abschnitt – Zuverlässigkeitsüberprüfungen“ und nachfolgender § 145 eingefügt:
	„§ 145

	89. Der neue § 148 wird wie folgt geändert:
	a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 48“ durch die Angabe „§ 109“ ersetzt.
	b) In Satz 2 wird die Angabe „§ 55“ durch die Angabe „§ 116“ ersetzt.

	90. In dem neuen § 149 wird die Angabe „§§ 40 bis 47“ durch die Angabe „§ 100 bis 108“ ersetzt.
	91. Nach dem neuen § 149 wird folgender § 150 eingefügt:
	„§ 150

	92. In § 2 Nummer 5 Buchstabe c Doppelbuchstaben bb und cc sowie in dem jeweils neuen § 13 Absatz 1 Satz 2, § 19 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3, § 23 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 2, § 30 Absatz 3, § 39 Absatz 3 Satz 2, § 100 Absatz 1 Nummer 1, § 11...
	93. In § 2 Nummer 5 Buchstabe c Doppelbuchstabe cc sowie in dem jeweils neuen § 27 Absatz 4 Satz 1 und 2, § 29 Absatz 2 Satz 1, § 30 Absatz 3, § 108 Absatz 2, § 140 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 5 Satz 3, § 143 Satz 2 wird jeweils das Wort „Nr.“ durch da...

	Artikel 2 Weitere Änderung des Bremischen Polizeigesetzes
	1. Dem § 17 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
	2. Dem § 26 wird folgender Absatz 6 angefügt:
	3. Dem § 27 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
	4. Dem § 50 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:
	5. Dem § 51 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:
	6. In § 55 Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt:
	7. Dem § 58 wird folgender Absatz 8 angefügt:
	8. Dem § 62 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

	Artikel 3 Änderung des Bremischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes
	Artikel 4 Änderung des Gesetzes über den Abschiebungsgewahrsam
	1. In § 5 wird folgender Absatz 5 angefügt:
	2. In § 12 werden nach den Wörtern „Anwendung unmittelbaren Zwangs“ die Wörter „sowie die Regelungen des § 106 des Bremischen Polizeigesetzes über die Fixierung von Personen“ eingefügt.

	Artikel 5 Gesetz über eine unabhängige Polizeibeauftragte  oder einen unabhängigen Polizeibeauftragten  für die Freie Hansestadt Bremen
	§ 1
	§ 2
	§ 3
	§ 4
	§ 5
	§ 6
	§ 7
	§ 8
	§ 9
	§ 10
	§ 11
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	§ 13
	§ 14
	§ 15
	§ 16
	§ 17
	§ 18
	§ 19
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	Artikel 6 Änderungen weiterer Gesetze
	1. In § 2 des Gesetzes zur fortlaufenden Untersuchung der Kriminalitätslage und ergänzenden Auswertung der polizeilichen Kriminalitätsstatistik (Bremisches Kriminalitätsstatistikgesetz – BremKStatG) vom 2. April 2019 (Brem.GBl. S. 162) wird die Angabe...
	2. In § 54 Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes vom 21. Mai 2013 (Brem.GBl. S. 172 — 312-f-2), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Oktober 2020 (Brem.GBl. S. 967) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 25“...
	3. In § 49 Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Strafvollzugsgesetzes vom 25. November 2014 (Brem.GBl. S. 639 — 312-h-1), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. Oktober 2020 (Brem.GBl. S. 967) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 25“ durch die A...
	4. In § 8 Absatz 3 des Bremischen Fischereigesetzes vom 17. September 1991 (Brem.GBl. S. 309 — 793-a-1), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 14. März 2017 (Brem.GBl. S. 121, 122) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 14“ durch die Angabe „§...
	5. In § 94 des Bremischen Wassergesetzes vom 12. April 2011 (Brem.GBl. S. 262 — 2180-a-1), das zuletzt durch Gesetz vom 18. Dezember 2018 (Brem.GBl. S. 644) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 66“ durch die Angabe „§ 127“ ersetzt.
	6. In § 5 Absatz 4 Satz 2 des Gesetzes über das Halten von Hunden vom 2. Oktober 2001 (Brem.GBl. S. 331 — 2190-b-1), das zuletzt durch Gesetz vom 8. Mai 2018 (Brem.GBl. S. 227) geändert worden ist, werden die Wörter „§§ 25 und 26“ durch die Wörter „§§...
	7. Das Bremische Hafenbetriebsgesetz vom 21. November 2000 (Brem.GBl. S. 437 — 9511-a-1), das zuletzt durch Gesetz vom 1. März 2016 (Brem.GBl. S. 85) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	a) In § 5 Absatz 4 werden die Wörter „§ 67 Abs. 2“ durch die Wörter „§ 128 Absatz 2“ ersetzt.
	b) In § 7 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 64 Abs. 1“ durch die Wörter „§ 125 Absatz 1“ ersetzt.

	8. Das Bremische Hafensicherheitsgesetz vom 30. April 2007 (Brem.GBl. S. 307 — 9511-a-7), das zuletzt durch Gesetz vom 28. April 2015 (Brem.GBl. S. 269) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	a) § 2 wird wie folgt geändert:
	aa) In Absatz 1 werden die Wörter „§ 71 Abs. 2 Nr. 2“ durch die Wörter „§ 133 Absatz 2 Nummer 2“ ersetzt.
	bb) In Absatz 2 werden die Wörter „§§ 21 und 22“ durch die Wörter „§§ 19 und 20“ ersetzt.

	b) In § 3 Absatz 1 werden die Wörter „§ 70 Abs. 2 und § 74 Abs. 2“ durch die Wörter „§ 132 Absatz 2 und § 136 Absatz 2“ ersetzt.
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